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Präsid�nt Kunschak: Die Sitzung ist er- aUen ·bekannt sind, Ing. F J g 1, H u r d es, 

öffnet. Dr. P e r n t e r  und W e i n b e rge r, haben 
Bevor ich in die Tagesordnung eingehe, sich schon Ibei ISchaffung dieser Partei mit 

möchte ich mir noch einig,e Worte erlauben: unserem !außenpolitischen Programm beschäf­
Der gestrige Tag hat ,gezeigt, daß, wenn der tigt. Sc.hon während der nationalsozialisti­
Nationalrat im gleichen Tempo weiter ar- schen Herrschaft in österreich haben sie die 
beitet, wir mit der Budgetdebatte, die nächste programmatischen Leitsätze aufg,estellt, nach 
Woche hätte abge'schloslsen werden sollen, welchen das :lJ11Künftige, das werdende öster­
nicht fertig werden können und die Notwen- reich seine ·außenpolitische Stelllunrg ,ein­
digkeit eintreten würde, dem Hohen Hause nehmen soll. Diese leitenden Grundsätze 
ein Budgetprovisorium vorzulegen. Ich sind folgende: Durchsetzung einer den histo­
glaube, es dürfte der Wunsch aller slein, daß' rischen, geographischen und wirtschaftlichen 
diese letzte Eventualität unter allen U mstän� Gegebenheiten Reohnung tragenden Grenz­
den vermieden werden muß. Ich bitte daher ziehung durch die. hevor,stehende Weltfrie­
die Parteienvertreter, sich dainit zu beschäf- denskonferenz, Eingliederung österreichs in 
tigen, ,einen ModUlS zu finden, der die recht- den Weltsicherheitsverband, friedliche 
zeitige Fertiwstellung des Budgets gewähr- Außenpolitik und freundschaftliche Bezie­
leistet. Ich glaUibe, daß sich dieParteienver- hungen 'zu allen Staaten, namentlich zu den 
treter ohne Schwierigkeiten auf einen solchen vier ·ver:bündeten Großmächten und den 
Modus werden einig,en können, und ich bitte Nachharst'aaten im mitteleuropäischen Rau­
Sie darum. me, mit denen vor allem eine enge wirt­

* 
Es wird in dioe Tag e S 0 r d n u n g  ein� 

gegangen. 
Die S p e z i a I d e b a t  t e über den Bun­

desvoranschlag für das Jahr 1946 wird mit 
der Verhandlung des Kapitels 8: Äußeres, 
fortgesetzt. 

Abg. Frisch: Hohes Hausl Die Gründer der 
österreichischen Volkspartei, die j·a Ihnen 

,schaftliehe Zusammenar.beit angestrebt wer­
den soll. Diese programmatischen Leitsätze 
der Außenpolitik der ,österreichisClhen· 
;VlQlkspart�i :hahen natürliClh auch heute 
noch Geltung und werden sie immer haben, 
denn sie sind ISO allgemeiner und sicherer 
Natur und so aus den Bedürfnissen der vater· 
ländi1schen SchicksalJsgemeinschaft der öster­
reichiJschen Nation ,entsprungen, daß sie 
genau so die außenpolitischen Leitsätz.e aller 
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Parteien sein könnten. Aus der Debatte, aus 
den Reden der Kollegen F i ,s eh e I' und 
B l' a ch ma n n konnten wir ·entnehmen, daß 
in den großen Leitlinien, in den großen 
Leitsätzen, in den Grundsätzen auch eine 
gewisse Einstimmigkeit zu vIerzeichnen ist. 

Außenpolitik 'so nahegegangen wie gerade 
in diesoo Zeiten. Und da das ganze Volk 
daran Anteil nimmt, ist es selbstverständlich, 
daß auch der frei,gewählte Abgeordnete 
jederneit das Recht für sich in Anspruch neh­
men muß, aus der Leidensges·chichte seine.s 
V.olkes her-aus di,ese Leiden auch zum Aus­
druck zu bringEW, und daß mit der TakUk 
des Schweigens bestimmt ein Ende gemacht 
werden muß. 

Nun ikam der neue Staat, und wir standen 
aui einmal vor ganz eigenartigen, neuen Ver­
hältnissen. Wir ,alle wissen, daß die letzte 
P,hase des KriegeiS nicht mehr nach 'strategi­
sehen ·Prinzipien geführt wurde. Wir alle Ich weiß nicht, ist es vielleicht eine Angst 
wiss·en, daß sich die Niederschmetterung der vor der Empfindlichkeit der Gewaltigen, ist 
deutschen MiUtärmacht unvo:r.he:r.gesehen · es eine Vorsicht, die die Regierungsstellen 
nasch vollzogen hat und daß durch d en Zu- einnehmen. Der Abgeordnete hat aber be­
sammenbruch Rumänierrs und den übergang stimmt das Recht, dazu Stellung zu nehmen . 
vieler niviJsionen laus der ungarJschen Denn sollen wir -schweiJgen, wenn über un­
Armee der EinmaI'lSoo der Russen in unser sere Nordgrenz,e 3IUS der TSCJhec.hoslowakei 
Gebiet frühzeitig erfolgt ist, g'ar nicht nac.h tausende, ,zehntausentde und hunderUausend·e 
dem politischen Konzept, wie es ursprünglich Flüchtlinge herüber,kommen ? Sie besitzen 
vereinbart war, und ·daß wir dann eine ganz nichts, sondern s'uchen hier ein Asyl. Von 
merkwürdige politische Situation in öster- Bauerntdorf 'zu Bauerndori gehen sie hittend 
reich vorf,anden, mit der die .Siegermächte und bettelnd um Obdtach und Nahrung. E-s 
selbst nicht gerechnet haben. Und 'SO kam es, ist das ein Verhältnis, das offen besprochen 
daß die von Norden eindringenden Ameri- werden muß. Es geht nicht an, daß der eine 
kaner, die vom Westen vorstoßenden Fran- Nachbar für si(}h ,allein das Recht in An­
zOisen und die vom Süden kommenden Eng- spruch nehmen k,ann, über diese Verhältnisse 
länder eine leigenartige Situation vorfanden zu r,eden. Denn wenn irgendwo ,ein Besitzer 
und daß wir, der jung,e österreichisc.h� Staat, ist, der seine Sachen einfach in den Nachbar­
zunächst vor dem Sc.haUiSpiel 'standen, wie hof .hinÜlberwirft, dann muß der Nachtbar auoh 
'sich diese Großen über die Besetz.ung - Öster- in irgendeiner Form dazu Stellung nehmen. 
reichs einigen würden. Wir wissen, daß die Nimmt die Tschechoslowakei das Recht f-ür 
Russen die wirtschaftlich wertvolllen Teile sich in Anspruch, in bezug auf di-e Grenz­
von Niederösterreich, die Bundeshauptstadt berichtigung v,erschiedene Dinge ·zu verlau­
Wien, wo der Sitz der Regierung eingerichtet gen, so ist es doch selbstverständlich, daß 
wurde, also den wertvoll�ten Teil, besetzt wir österreicher an diesen Tatsachen nicht 
gehabt haben und daß ihr Einfluß damals der schweigend vorübergehen können. Auch für 
maßgebend'Ste gewesen ;ist und ,daß der uns gibt es Pr.obleme im BeziI�k Gmünd, .ein 
Widerstreit unter den Be.satzungsmäohten Problem in F·eldsberg. Die Beziehungen zwi­
um die Betreuung und Beeetzung österreichs schen uns ,und Südmähren sind nicht nur 
eine ganz geraume Z eit bis zu seiner Lösung dadurch historisch gegeben, daß dieses Ge­
in Anspruch nahm. Mit diesen V erhält- biet von uns, von der Donau herauf, kolo­
nissen mumen wir damals rechnen, und wir nisierl wurde. Wir wissen, daß es enge ver­
wissen, daß diese Verhältnisse in einer Form wandtschaftliche Bande mit Wien und Öster­
gelöst wurd,en, die für uns von Zeit zu Zeit reich veflbinden. Wir wissen auch, daß diese 
immer mehr unerträglich g.eworden LSt. Unser Gebiete für uns in wirtschaftlicher Hilllsioht, 
Bundesminister hat einen klassischen Aus- besonders für dte Versorgung Wioos; äußer.st 
druck für diese Stellung gebraucht. Es ist wert'voll stnd. 
das "das Zwitterdasein zwischen dem Be­
freitwerden und Besetztsein" , und dies ist eilll 
Zustand, an den wir immer und immer wie­
der stoßen. Wir stehen vor der Tatsache: 
Sollen wir . diesen ,Ereignissen schweigend 
gegenüberstehen oder soHen wir sie kriti­
sieren? Ich glaube, in der Demokratie ist 
das keine Frage. Nooh nie ist in unse{em 
Volke mehr Außenpolitik und mehr Welt­
politi1k betrieben worden. Sie betreiben die 
Bauern am WirtshaustiJsch, ·sie wird am 
Feief!3Ibend 'zu Hause betrieben, wir ' hören 
sie die Atbeif.er in den Mittagszeiten in den 
Werkstätten betreiben rusw. Noch nie ist uns 

Sollen wir ,schweigen, wenn in den Kara­
wanken der Jugoslawe mit gezücktem Messer 
steht, um ein Stüok Kärnten, ein Stück Fleisch 
aus unserem Körper herauszuschneiden? Soll 
nur der jugosJawische Nacbbar lfür sich allein 
das Recht i:n Anspruch nehmen dÜl'if,en, über 
soldhe Dinge zu spreohen? Auch wir, und 
vor allem die Kärntner, haben d.as Recht, 
zu dieser Frage ganz offen und ehrlich Slel· 
lung zu nehmen! 

Oder sollen wir schweigen, wenn in Süd­
tirol das Volk in Ketten den Augenblick 
erwartet, wo les jetzt endlich befreit werden 

. 
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kallln? Wo die einmalige Chance d.a ist, daß ,sioh zu Liebe und Hingabe, und wir wollen 
dieses Volk nach zwanzigjähriger Knecht- diesen Weg in unseren Beziehungen zur 
schaft gehört we�de! loh .glaube, da gibt es Sowjetunion gehen. Wir müssen das auch 
kein Sohweigen! Wir haben hier auch nicht hier offen und ehrlich darstellen. Wir ver­
geschwiegen, und wenn wir auch bisher nicht stehen das, W'8�den, das dramatische Werden 
zu unserem Recht gekommen sind, bedeutet der Sowjetunion in kürzester Zeit. Wir wis­
das nicht, daß wir das Recht nioht für uns sen, daß sich die Russen in einer ähnlichen 
in Anspruch nehmen und nicht alle Wege Situation be.funden haben wie wir. Sie haben 
zu dem Weltgewissen, bis zum Sicherheits- ruuch kämpfen müssen, um ihre Völker zu 
rat und zur UNO gehen werd·en. einem einheitlichen Reich zusammenzufassen. 

Als Burgenländer will ioh heute auch auf Sie mußten auch asiatische Einfälle· auf ihr 
die offene Grenze nach Ungarn hinweisen. Gebiet rubwehren, durch Jahrhunderte hin­
Da kommen �u uns die Hauern und die Bür· drurch. Wir wiss'en, daß die Despotie des 
ger von ödenburg herüber iund knieen in Zarismus ,dort soziale Ve�hältnisse geschaHül1 
ihrer orientalischen W·eis·e nieder und bitten - hat, die dann zur Revolution geführt ha­
mit gefalteten Händen, les soll doch endlich ben. Wir haben mit Staunen gesehen, wie 
hier eine Lösung gefunden werden. Gleich- dort über die sOIZialistisohe Industrialisierung 
zeitig aber darf dieses Ungarn Anspruch �r· und KollektivieI1Ung der Landwirtschal't eine 
heben auf Gebiete in Rumänien und in der. sozialistische GesellschaUsordnung ,aufgebaut 
Slowakei. Das öst81::reiClhische Volk und die w�de. Wir verst,ehen es und wir reden 
österreiohische Regierung ha,ben hier Ver-· ihnen nichts drein; es ist eine russische An­
pflichtungen, die ihrer Erfüllung harren. gel�genheit. Und Rußland, die Sowjetunion 
WahrhaH, dias ;ist kein Imperialismus! Wir als Staat, hat .ganz bestimmt das Recht, seine 
haben luns schon bescheiden auf eine Mittel- Ansprüche als eine der größten Weltmächte 
staaten rolle, wie sie !auch der Schweiz zu·· e�helben ZiU können. Aber eines müs'sen wir 
kommt, eingestellt, aber wir müssen alle Ver· dabei feststellen: das österreiohische Alpen­
hältnisse offen erkennen, denn sie gehen land ist etwas anderes als .die russische 
auch an unsere Ehre. Steppe; der österreichische AIfueiter und 

Was wir verlangen, das ist unser außell� Bauer ist etwas ,andere's als der russische 
pollitisClher programmatisoher Leitsatz Num- Proletarier. Bodenständig ist hier die Kultur 
mer 1: die Feststellung, daß ibei der Ordnung, erwachsen, und wogegen wir uns wehren, ist 
die in Europa v.or sich geht, nicht dilettan. auoh nicht, daß wir außenpülitisch vielleicht 
tisch vOl'lgegang,en wird. Diese Ordnung Süll in Rußland irgendeine Gefahr wittern, son­
konstruktiv sein und vermeiden, daß neun dern daß unS'ere bodenständige Entwicklung 
Unruheherde in Mitteleuropa geschaH.en wer. nicht irgendwie gehemmt und gestört wird. 
den. Man soll zur Kenntnis nehmen, daß die Das ist das Wes.entliche und das müssen wir 

Balkanisierung Mitteleuropas eine große Ge- psychologisch gut .auseinanderhalten. 
fahr für den Weltfrieden ist. (Lebhafter IBei- Wir müssen enkennen, daß seIhst die Angst 
fall bei den AJbgeordneten der österreichi- um das grüße rUSSIsche Reich nach der 
sehen Volkspartei.) Wir wollen verstanden Molotüwschen Außenpülitik· der Sioherung 
werden; und wo liegen denn die Gründe, wirklich begründet ist. Wir wissen, daß Ruß­
daß uns die ,Großen Vier in diesen Fragen land. einige empfindsame Stellen hat, wir 
nicht verstehen wollen? Wir hören von einer wissen, daß wir nur einen Teilaibschnitt in 
Nachrioht - und wir sind sehr empfindlich der russischen Politik sehen, wir verstehen 
in diesen Dingen -, die aus Paris, Moskau dile große gewisse Sorge der Rlussen für ihre 
und Lündon kommt und die uns 'unmiUe}bar Union jetzt, da die Errungenschaften ihrer 
berührt. Da hat der Herr IAJbgeordnete Revülution durch die deutsche Aggressiün so 
F i s  eh e r ein Problem aufgerollt, das wir vernichtet wurden. Aber nichtsdestoweniger 
auch durchbesprechen wollen, die Animosi- müssen wir ganz eindeutig auseinander­
tät gegenüber Rußland. Wir wollen Rußland halten, daß es ·etwas anderes ist: Rußland 
verstehen, wir hegen gegenüber der Sowjet- als Staat mit seinen Sorgen und Rußland 
union keine Animosität, und ioh unter· als Par,adigma der sozialistisohen Hevolution, 
streiche .es: auch die österreichische Volks- deren AuswiI1kungen und Alusstr,ahlungoo 
partei hat gegenüber Rußland keine Ani· jetzt wi'e seinerzeit durch die französische 
mosität. Aber eines müssen wir g,anz ein- Revolution in politischer Hinsicht die Mensch­
deutig und [klar feststeHen: es gibt eine heit er,schüttern. 
psychologische Jakobsleiter, die in den Hirn- Darum müssen wir eindeutig festhalten, 
mel führt. Sie beginnt mit der klaren An- daß das reife ÖlsterreicMsche Volk am 25. No­
scha!UUlllg, mit dem Erkennen und Verstehen. vember ein eindeutig eis Urteil ge.sprochen 
Haben wir die Saohe verstanden, so hruben hat. Wir müssen feststellen, daß diese Wahl 
wir auch ein Mitgefühl und dieses steigert nicht eine Animosität gegenüber der SQwjet': 
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union ilst. .&ber wir müssen feststellen, daß 
der österreichilsche Bauer, der Bürger unci 
der Arbeiter die 'Sozialistische Revolution in 
der Form des Kommunismus ganz eindeutig 
abgelehnt hat. (Beifall bei den Abgeordneten 
der österreich�schen V OIlkspartei.) 

gebracht. Bletben 
'
wir in Ulliserem besooränj{­

ten Raum! Bleiben wir unabhängig! Wir 
wolten ja nur, daß wir verstanden wel'd:,m, 
nicht nur, d,aß wir die anderen verstehen 
müssen. 

Der Herr Abgooldnete F i,s eh e r hat uns in 
Wenn qer Herr Abgeordnete F i s  c he r breiter Form eine Auseinandersetzung einen . 

hinsichtlich der ,Bezi�hungen zur Sowjetunion dritten großen Weltkrieg prophez.eit, ' wenn 
von einem Handel,svertrag gesprochen hai, nicht rechtzeitig Einhalt geboten wird. Wir 
sind wir natürlich bereit. Niemand wird sind in Gefahr. Wir Burgenländer sind 
etwas dageg�n haben, aber 'wir müssen einei3 Grenzländer, wh: wiJssen, was da drüben ge· 
bedenken - und ,das macht uns vorsichtig schieht, und wi'r spüren es. Und wir ,sagen 
-, Idaß wir bei der Austarierung dieser auc.h hier mahnend der gesamten österrei· 
Handelsverträge nicht allen flaUs als Kom· chisehen Volksvertretung, daß wir uns dann 
pensation wirtschaftliche Bedingungen auf und wlann ganz ernstlich besinnen müssen, 
die eine Wagschale legen und bei einem daß da nicht nur eine Scheidelinie zwischen 
Zu...,Leicht-Befinden auf die ander'e W1agschale dem kapitalirstischen Westen und dem sozia· 
ein gutes Stück österreichi,scher Unabhängig- listischen Osten besteht, .sondern daß diese 
keit und österreiohischer Freiheit gelegt wird. Scheidelinie auch bewaffnet besetzt ist und 
(Lebhafter Beifall bei den Abgeordneten der daß sich durch uiliser Vaterland ein großer 
österreichischen Volkspartei und den Sozia· Sohützengroben zieht, wo tastend die Vor­
listen.) Wir haben auch keine b e  S 0 n d e r  e posten Istehen für die große Auseinander­
Liebe ZiU den Westmächten - bitte das aus setzung. In dLeser Situation muß der öster­
dem ,Gesichtsw�nkel heraus zu verstehen, reichische Abgeordnete mahnend I seine 
daß auch sie Alliierte sind und unsere Frei· Stimme erheben, mahnend zu seiner Regie­
heit hier einschränken. - Wenn wir von den rung, mahnend zu den europäischen Welt­
wirbschaftlichen Beziehungen und Faktoren, faktoren. Wir wünschen nicht jene Rol1e des 
die da hineinspielen, -sprechen, so müssen wir Kaninchens zu spielen, das ruhig sitzt und 
ehrlich sagen, daß wir auch hier unseren immer den Kohl besc.hnuppert, den man ihm 
klar,en und offenen Blick beibehailten müssen. v,on Tag zu Tag zuwirft; wir spüren di� un­
Unsere Schicksalsgemeinschaft hier ist ja da- geheuren Mächte, die da im gegenwärtigen 
durch begründet, daß wir nicht nur an einer Kampfe bereitstehen und uns dalbei er­
geologischen Bruchlinie -stehen. Wir haben drücken. Wir spüren den faszinierenden 
eine ganz empfindliche IBruchHnie, die hier in Blick des Obsiegenden, der uns festhält, um 
ethnographischer, außenpolitioscher und auch uns dann zu verschlingen. Das ist unsere 
in soziologischer Hinsicht durch österreich Situation. Und wir müssen in dieser Situation 
geht. Der österreicher ist hellsichtiger als, gewappnet Bein; wir müssen alles tun, damit. 
viele andere. Er ist feinhöriger als alle an- wir aus dieser Lage herauskommen, damit 
deren, l1!lld -so, wie d'er S,eismograph a:lle diese ,diese Abhängigkeit von Tag zu Tag, von 
"Beben" bei UiliS anzeigt, liegen die .Seismo- Woche zu Woche und von Monat zu Monat 
gramme, die OOS aufzeichnen, nicht nur offen n.icht kritischer wird. 
vor, �sondern werden im österreicher gleich­
sam verar1beitet, machen ihm die WeH offe­
ner, machen ihn reifer. Es kommt mir vor, 
daß wir in den Alpenländern einen viel 
klareren Blick haben als die mit irgend­
welchen Ideologien behafteten Großmächte, 
und diel:\e Empfindlichkeit ist es, die uns 
innerlich immer sagt und warnt, daß wir 
weder Westpolitik noch OstpQllitik betreiben 
düden, sondern nur eine ruhige, österrei­
chische Politik, ohne Anlehnung, ohne Siche­
rungen oder Konzessionen nach Ost und 
West. (Beifall bei den Ahgeordneten der 
österreichischen Volrospartei.) Eine Politik, 
die sich weit über die Grenz-en hinaUiszieht, 
nach Deutschland und nach Italien, hat, wie 
das Los der österreic.hischen Geschichte von 
der Schlacht am Weißen Berge angefangen 
bis zum Marsch in die Po-Ebene bewiesen 
hat, dem österreicMschen Volk nur Unglück 

Der Herr Abgeordnete ß r a c h  m a n n hat 
in Iseinen Ausführungen, mit denen ich mich 
Zium großen Teil identifizieren kann, auch ein 
Mittel angeiührt, das der Verständigung 
österreichs im Ausland dienen kann, nämlich 
die machtvolle ,soziaHsUsche Internationale. 
Wir ,begrüßen diese Maßnahme und sind für 
alles dankbar, was zum Nutzen und From­
men österreichs geschieht. Wir müssen sagen, 
es ,gibt noch eine Zweite iIntel'nationale, und 
das ist die kommunisti'8che Internationale, 
und ich möchte an die Abgeordneten der 
Kommunisten ·ein Wort richten. (F i s e h e  r: 
"Es gibt keine kommunistische Internatio­
nale!") Wenn es keine gibt, ·so muß eines 
feststehen, daß aus den Reden der Abgeord­
neten der KommuniJstiJSchen �artei, au� 
den Flugschriften und Zeitungen, aus 
der "Volks stimme" und, optisch gesehen, 
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ganz genau auch ·aus den Transparenten 
der Massenaufzüge und nicht zuletzt aus 
den --kLaren, charakteristiJSchen Abzeichen 
zu entnehmen ist, daß .doch internationale 
Beziehungen "Ibestehen und daß man diese 
internationalen Wege nicht nur geht, 
wenn es gilt, kommunistische Ideen auf 
diesem W ege ein�uschmuggeln, sondern daß 
man diese Wege auch gehen soll und gehen 
muß, wenn sie österreich ehrlich zu seiner 
Freiheit. verhelfen können. (Beifall bei den 
Abgeordneten der österreichischen Volkspar­
tei.) Auch wir haben eine Internationale. Das' 
Phänomen der VolkJsparteien ist nicht� wie 
sie vielleicht glauben, eine letzt� Zusammen­
fassung des sterbenden Bürgertums oder 
einer ialten Weltordnung. Die Völker der 
Völkergemeinsc.haft Europas !sind hellsichtig 
gewol'den. Die Völker Europas Ischaren sich 
zusammen, weil sie das große Weltereignis 
kommen sehen: Untergang oder Sicherung 
ihrer Existenzen in der großen sozialen 
Auseinandersetzung. Sie scharen sioh zu­
sammen als Völker, als Volksparteien, kon­
struktiv, 'aber mit and·eren Mitteln als der 
Sozialismus und der Kommunismus, boden­
ständig, ol'ganisch w.achsend, durch gemein­
sames Verstehen nur dem Frieden der 
Menschheit dienend. Es bahnt sich eine Inter­
nationale ·der Völker von unten an auf, die 
sich mit der v,on oben konstruierten zum 
Segen der Mensohheit treff·en wird: die Inter­
nationale der Volklsparteien. Sie könnpn 
überzeugt sein, daß wir diese Verbindungen 
aufrechterhalten und auf diesem Weg außer 
der offi'ziellen österreichi,schen Politik öster­
reich heUen werden. 

Ich habe mich in meinen Ausführungen 
absichtlich nicht mit Kleinigkeiten be­
schäftigt; ich halbe in großen Umrissen die 
Situation aufgezeichnet, wie ,sie ist. \Vir 
haben alles zu tun, damit wir trei und un­
abhängig werden, aber wir wollen doch welt­
verbunden und aufgeschlossen Aut1enpolitik 
betreiben. Wir wollen sie in dem Sinn be­
treiben, daß wir eben nur eine österrei­
chische Politik betreiben, und das Mahnwort, 
das uns der Herr BeIiichterstatter mitgegeben 
hat, wollen wir auch nochmals unterstrei­
chen: Wir wollen alle anderen unterschied­
lichen Dinge beiseitestellen und nur das Ge­
meinsame hervorheben. Die österreichische 
Volkspartei i'st gerne bereit, alle Mittel, die 
im Budget vorgesehen sind, zu bewilligen. 
Wir geben dem Herrn Bundesminister für 
Äußeres die Ermächtigung, diese Ziffern zu 
überschreiten, sie stark zu überschreiten, 
wenn er uns, beide Ziele verwirklicht: Frei­
heit und Frieden. (Lebhafter Beifall der A b­
geordneten der österreichischen V olks­
partei.) 

Abg. Rosenberger: Hohes Hausl Wenn ich 
mich heute zum Wort gemeldet habe, so ge­
schah dles hauptsächlich deshalb, um die 
Aufmerksamkeit der Mitglieder des Hohen 
Hauses auf die österreichisch-ungarische 
G'renze zu lenken, damit Sie die Ereigni!s-se, 
die sich dort abspielen, hesser verstehen • 
können. An dieser Grenze spielen sich jetzt 
Dinge ab, die uns Burgenländern die Ver­
pflichtung auferlegen, gerade in dieser Zeit, 
wo man sich anschickt, Grenzberichtigungen. 
vorzunehmen, auch für diese Menschen die 
Stimmen zu erheb�n und die Welt darauf 
aufmerksam zu machen, daß hier ein he­
ganglenes Unrecht wieder gutzumachen ist. 
Diese Menschen, die jetzt zu Tausenden über 
die Grenze zu uns herüberkommen und bei 
ihren Geschwi,stern und <sonstigen Verwand­
ten um Aufnahme Ibitten, -sind genau so 
Burgenländer, sind g,eruau ,so österreicher, 
wie wir Bur.genländer es immer WareIl. Es , 

verbindet uns mit jenen, di.e heute von Haus 
und Hof vertrieben wenden und bei uns Auf­
nahme suc.hen, ein tausendjähriges Geschick. 

Als im Jahre 1918 die österreichisch-unga­
rische Mornarchie uUlseinanderfiel rund die 
14 Punkte des Präsidenten der Vereinigt(�n 
Staaten, 'WHson, verkündet wurden, habelIl 
wir Burgenländer uns gefreut und gewußt, 
es ist die Zeit und Stunde' gekommen, wo 
wir ,endlich einmal frei wlerden und· an das 
stammesgleiche österreich angeschlossen 
werden können. Die Wiener Regierung hat 
damals der Delegation, die nach St. Germain 
gegangen ist, den Auftrag geg,eben, das 
Burgenland zu foroern. Die österreichische 
Delegation hat. erklärt, es liege ihr ganz 
ferne, das hurgenländische Volk irgendwie 
zu vergewaltigen, sie fordere nur das Selbst­
bestimmungsre·cht, das Rec.ht der freien Ent­
schließung. Diese Forderung wurde damals 
von der Friedenskonferenz abgelehnt, weil es 
Von vornherein klar war, daß dieser Volks­
stamm zu österreich gehört. nie diesbezüg­
liche Stelle des Textes des Friedensvertrages 
lautete (liest): "Die alliierten und assoziier­
ten Mächte haben es für richtig befunden, 
österreich jene Gebiete Westungarns einzu­
verleiben, die von einer geschloslsenell deut­
schen Bevölkerung bewo.hnt sind und deren 
wirtschaftliche Produkte einen für die Er­
nährung Wiens und anderer Zentren wich­
tig,en Bestandteil bilden. Innerhalb dieser 
Grenze empfehlen der Volkscharakter und 
das nationale Empfinden der Bewohner zu 
klar diesen Anschluß an österreich, als daß 
es die Mächte für notwendig erachten 
würden, eine Volksabstimmung durchzu­
führen." 

Die Friedenskonferenz hat den klaren 
Standpunkt vertreten, daß es überflüssig 
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wäre, in diesem Teile Westungarns, im so­
genannten Buügenland, .überhaupt eine Volks­
abstimmung herbeizuführen sondern daß 
d· 

' 
leses Land bedingungslos an 'Österreich an· 

zuschUeßen i,st. 

Anders hat die damalige ungarische 
faschistische Regierung gedacht die versucht 
hat, mit allen Mitteln die ErfÜllung der ihr 
von der Friedenskonferenz auferleaten 

. Pflicht zu sabotieren. Unmittelbar �ach 
diesem Besc.hluß der Friedenskonferenz 
haben die schweren Leiden der Burgenländer 
erst begonnen. Wir erinnern uns an die 
Z�i.�, wo unter der Führung von Pr6nay, !lejjas und Osztenburg bewaffnete Banden 
InS Burgenland einfielen und täo'lich die 
bUfigenläm.dische . Bevölrkerung terr;risierten 
u.nd daß es ein langer Leidensweg war, bis 
�nch Ungarn endlich entschloß, Iden Beschluß 
der Friedenskonferenz in die Tat umzusetzen. 

Ungarn hat aber damals mit seiner Ver­
�ögeru� der Übergabe ders Burgenlandes an 
OsterrelCh etwas anderes erreicht. Dem 
f,asehistischen Einfluß der damaligen ungari-

. schen Regierung ist es in dieser Zeit gelun­
gen, auf ider \Friedenskonferenz Leute zu 
finden, die daran interessi,ert waren daß 
d· 

' 

.�
e'ser Beschluß nicht zur Gänze durchge-

fuhrt werde. :Durch Vermittlung der italieni­
schen Regierung gelang es, in Venedig Ver­
handlungen aI1Zuba,hnen, die ,zu -dem be­
::ühmten Venediger Protokoll geführt haben, 
In dem die österreichische Regierung unter 
dem damaligen Druck zustimmen mußte daß 
fü

.
r ödenburg und Umgebung eine VOlksab­

stllumung Idurchgeführt werde. AUefiding-s hat 
österreich erklärt, daß eine Volksabstim­
mung nur dann einen, Sinn hat wenn wirk­
lich für dieses Gebiet die frete Entschluß­
mögliehkei! gegeben ist. Sie hat den Abzug 
der ungarIschen Truppen und der ungari­
s.chen . Polizei gefordert. Alle diese Dinge 
SInd. mcht geschehen. Unter einseitiger Vor­
bereItung der. Abstimmung r von seiten Un­
garns sind dort Fälschungen gemacht worden 
wovon sich die ganze Welt damals überzeu� 
gen konnte. Es wur.den längst Verstorbene 
und längst Ausgewanderte auf die Abstim­
mungslisten gesetzt, Tausende von Deutschen 
wurden n.icht in die Listen eingetragen, es 
wurden Ihnen Abstimmungslegitimationen 
ver�eigert; mit diesen Abstimmungslegiti­
�ahonen haben dann junge Burschen und 

/junge Mädel für Verstorbene und Aus­
gewanderte abstimmen können. 

Es ist daher für uns Burgenländer öden­
burlg 

. 
kein abgeschlossenes Kapitel der 

GeschIchte, 'Sondern es Hegt offen vor 
unseren Augen, und ich bin' mit allen 
Burgenländern, welcher Partei sie auch 

aIligehören mögen, darin - einig, ;daß das 
Burgenland nie auf Ödenburg und Um­
gebung verzichtet hat und nicht verzich­
ten kann. Weil wir Burgenländer davon 
überzeugt 'sind, daß an diesen -Menschen das 
größte Unrecht begangen wurde und daß die 
Öde�hurger Volksabstimmung eine Verge­
waltigung des Rechtes, die .grausamste Ver­
letzung dels Seihstbestimmungsrechtes war, 
hat das Burgenland nie aufgehört, bei jeder 
Gelegenheit immer wieder zu betonen da1� 
diese Forderung nicht von der Tag�sord­
nung abgesetzt werden darf, solange nicht 
die berechtigte Forderung erfüllt wird. Ich 
erinnere daran, daß der Burgenländi-sche 
Landtag, als er daranging, eine Hauptstadt 
zu 'sc.haffen, den Beschluß geiaßt hat: Die 
Hauptstadt Eilsenstadt kann für uns nur ein 
P�ovi:sorium bedeuten, sie wird nur so lange 
die Hauptstadt des tßur.genlandes bleiben 
bis ödenburg, das Herz des Burgenlandes' 
Zl� ös!erreich zurückkehrt. Ich glaube, daß 
WIr emer Meinung mit dem A'bgeordneten 
F i s  c h e r  sind, daß solche Frogen nicht so 
gelöst werden sollen, daß sie zur Feindschaft 
zwischen zWtCli Nachbarländern werden sollen . 
Ich glauhe aher auch, daß die heutige demo­
kraUsehe Regierung in Ungarn es uns nicht 
versagen wird, wenn wir heute die Forde­
rt�ng nach Wiedergutmachung stellen, weil 

- WIr das Unrecht gutmachen wollen, das eine 
frühere ungarische fas0'histische Regierung 
an dem Burgenland verbrochen hat. 

Wenn wir uns heute diese Menschen die 
zu uns herüberkommen, ansehen, wie si� zu­
sammenbrechen, die Verzweiflungsausbrüche 
der Mensohen, die seit tausend Jahren auf 
der Scholle gesessen sind, der Menschen die 
diesen Grund aus Heide ur·har ge�-acht 
haben, so glaube ich, daß wir das Recht und 
die Pflicht haben, die Aufmerksamkeit der 
Welt darauf hinzulenken. Wenn in den Pots­
damer Beschlüssen die Staaten, die die Deut- -
schen aussiedeln, aufgefordert werden, ,sich 
von Menschlichkeit leiten zu lassen, damit 
sich di'ese Aussiedlung human und ordnungs­
mäßig vollziehe, so wäre es wo.hl angebracht, 
heute kleine Grenzverschiehungen an der 
österreichisch-ungarischen Grenze vorzuneh­
men, die beiden Teilen Rechnung tragen 

w
.
ürden: ers�ens der ungarischen Regierung, 

dIe dann dIe Deutschen loswerden würde 
zweitens dieser deutschen Bevölkerung, di� 
ausgelsiedelt wird, wenn man ihr den Grund 
und Boden mitgeben würde, den sie einst 
im Schweiße ihres Angesichtes urbar ge­
macht hat. Ich glaube, daß diese Forderung 
in beiderseitigem Einvernehmen mit der 
heutigen ungarischen Regierung, den demo­
kratischen Parteien, vielleicht doch zu lösen 
mög.!ich wäre. 
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Im übrigen müs'sen wir Burgenländer 
daran festhalten; daß durch den Verlust von 
ödenburg und Umgebung, durch den Verlust 
der deutschen Gemeinden, österreich eine 
Wunde geschl.agen, ein Unrecht angetan 
wurde, das wieder gutgemacht werden muß. 
Mit ödenburg ist für uns der Verkehr·s­
knotenpunkt und die natürliche Hauptstadt 
des Burgenlandes verlorengegangen. Wir 
werden diese Forderup.gen immer wieder 
erheben, bis man einmal in der Welt ein­
sieht, daß uns damit Unrecht getan wurde. 

Ich bitte daher die. Regierung, diese Frage 
bei allen anderen Grenzregulierungen und 
Grenzberichtigungen mit in ihr innen- und 
außenpolitisches Programm aufzunehmen; 
(Beifall bei den Sozialisten.) 

Abg. Ing. Schumy: Hohes Haus! Es macht 
den Eindruck, als ob ,sich die Außenpolitik 
österreichs. hier in der Behandlung von 
GrenZlIroagen erschöpfen sollte. VerstäncUich 
wäre dies deshalb, weil wir auch in unserem 
außenpoiiüschen Konzept und Wonen durch 
den jetzigen Zustand der Behinderung des 
staatlichen Selbstbestimmungsrechtes einge;.. 
schränkt sind. Außenpolitik soll kein Prä­
rogativ großer Staaten Isein; auch kleine 
Staaten haben ein Recht, ihre außenpoliti­
schen Interessen wahrzunehmen, zunächst im 
kleil1Jen Maßstabe, dann aber auch im allge­
meinen, wenn es sich um Staaten handelt, die 
eine geographisch wichtige Positlon ein­
nehmen - und das darf ich von österreich 
wohl sagen -, so daß seine außenpolitischen 
Perspektiven auch für größeJ'le Gebiete von 
Bedeutung ,sind. Der Umstand, daß die Alli­
ierten unsere Demokratie lmd Selbstbestim­
mung l�berwac,hen, macht es uns leider ge­
radezu 'unmöglich, !Uns mit großen anßenpo­
litis�hen Fragen zu beschäftigep.. Und wenn 
gesagt wird, daß die Politik die Kunst des 
Mög1ichen sei, so möcJhte ich in bezug auf 
österreich geradezu behaupten, die Außen­
politik ist das Geheimnis der Unmöglich­
keiten. 

Was nun die Gl'enzfragen anbetrifft, so bin 
ich viel1eicht deshalb berufen, zu diesem 
Gegelistand ,hier etwas zu bemerken, weil ich 
schon ,geit den V,erhandlungen in St. Germain 
mit verschiedenen Grenzfragen österreichs 
aktiv befaßt war. Ich bin wohl noch der ein­
zige in diesem Hause, der als Vertreter 
österreichs an den ,Fried'ensverhandlungen 
in St. Germain teilgenommen hat und der 
daher Gelegenheit hatte, die Dinge in ihrer 
ursprünglichen Entstehung zu beobachten. 
Als Kärntner hatte ich ebenfalls Gelegenheit, 
namentlich im Zuge der Volksabstimmung, 
aktive Arlbeit zu lei,sten. Als solcher interes­
siert mich heute 'zlmächst die KanaHal-Frage, 
die einen Bestandteil der Südtiroler Frage 

bildet. Das Kanalta1 ist an sich ein kleines 
Gebiet, es umfaßt ein Tal, das sich vom 
Silberbach bei Thörl über Tarvis bis nach 
Pontafel erstreckt. Wirtschaftlich hat es keine 
großen Werte aufzuwei'sen, es wäre denn, 
daß man die Bergwerke in Raibl und die 
wichtige Verkehrsverbindung über Tarvis 
richtig einsohätzt, es wäre ·denn weiter, aal� 
man die wertvollen Gebiete ,an der Grenze 
zwischen Kärnten und dem Fellatal ric.hUg 
wertet. Das Kanaltal ist für uns Kärntner 
aber trotzdem von außerordentlicher Wichtig­
keit, weil dort wirklic.h gute österreicher und. 
gute Kärntner wohnen und weilles dort über­
haupt keine Italiener gegeben hat, als man 
uns dieses Gebiet weggenommen hatte. Wohl 
selten findet man eine so genaue, scharfe 
ethnische Grenze als eben beim Kanaltal. Wer 
jemals Gelegenheit hatte, durch Pontafel­
Pontebba zu kommen, der wird gefunden 
haben, daß sich diesseits absolut boctenstän-' 
dige Häuser befinden. Alles ist sprachlich 
eindeutig eingestellt; erst auf de'! anderen 
Seite herrscht ausgelsprochen ein italienischer 
Charakter der Bauten und Einrichtungen und 
eine absolut italienische Individualität der 
Bevölkeru)lg. Es ist unfaßbar, wie man eine 
so ,klare sprachliche Grenze vernachlässigen 
kann, um ausgesprochen strategilsche Grund­
sätZie für die Gr1enzziehung aufzustellen. 
Hohes Haus! Wenn Sie sich vergegenwär­
tigen, wie heute die Grenze verläuft, ange­
faueren v:am Gartnel'ikofel bis zur Görriacher 
AI�, dann müssen Sie sagen, das ist ja wie 
ein Dorn im lebendigen Fleisch. Die ganze 
Grenze schneidet 'sonst zusammengehörige 
Wirtschaftsgebiete auseinander und es gibt 
ständig Bedrohungen, Placker,eien und Be­
fä:stigungen, wobei natürlich wir immer die 
GeduldiO'en und die Leidenden sind. Wenn 
Sie dam� die Grenze verfolgen beim Osternig 
und der Görriacher Alpe - ich kann d'avon 
reden, weil iü11 in nächster Nähe von Arnold­
stein zu Hause bin - dann können Sie wahr­
nehmen, daß man unsere Ei8'enbahn in 
Nötsch, Arnoldstein und Thörl geradezu mit 
einem Gewehrschuß erreichen kann. Das ist 
ein unmöglicher Zustand. Wir muten den 
Italienern im Jetzigen Zeitpunkt nicht aggres­
sive Absiehten zu, aber man kann ja nicht 
wissen, was einmal noch werden kann. In 
Italien i'st es schon möglich, daß wieder ein­
mal andere Tendenzen an die Oberfläche 
kommen, und dann könnte dieser Schnitt in 
unsenem Fleisch soehr empfi,ndlich werden. 
Die Kanaltal-Frage wurde eben vom strate­
gischem Standpunkt aus, nach den Bedürf­
nis&en des Generalstabes der italienischen 
Armee, �elöst, das Kanaltal 'Wurde von uns 
abgeschnitten, und damit hat man e,�nen 
Zustand geschaffen, der unmöglich ist. Dazu 
kommt der Umstand, daß die V,erkehrslage 
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des Kanaltales für uns sehr wichtig ist. J eh 
verweise darauf, daß Tarvis ein wichtiger 
Verkehrsknotenpunkt ist, durch den die 
Wege einerseits über Italien, anderseits über 
österreic.h nach JugosJawi,en führen. Es ist 
also kl.ar, daß man uns dieses Gebiet lassen 
muß. In St. Germain hat man uns Iseitens der 
italienischen Delegation die 'Übernahme des 
Aßlinger Dreiecks angetragen - das ist .das 
Gebiet zwischen Aßling, Wochein und Tarvis 
-=-, damit die Karawankenbahn durchwegs 
über österreichi:sches Gebiet nach ItalIen 
führt. Wir haben erklärt, da's ist nicht unser 
Gebiet, dort ,haben wir nichts zu suchen, 
dort wohnen Slowenen. Auch die geogra­
phische Lage spricht dafür, daß es bei Jugo­
slawien bleibt. Wir war,en daher so einsich ­
tig, zu erkennen, ,daß wir keinen Anspruch 
auf dieses Aßling-DreieClk besitzen. Hier 
liegt etS ausgesprochen umgekehrt als bE>im 
Tarviser Gebiet, denn dieses liegt geogra­
phisch bei uns, es gehört sprachlich und 
wirtschaftlich zu uns, und daher haben wir 
erklärt, Italien solle auf dieses Gebiet keinen 
Anspruch erheben. (Starker B eifall.) 

Wir erwarten, daß dies'e Frage nun in 
gebührend,er Weise, in einer Form gelöst 
wird, die sioh mit den gutnaehlbarliehen Be­
ziehungen- vereinbaren läßt, die wir mit den 
italienischen Nachbarn immer gepflogen 
haben und auch in Hinkunft pflegen werden 
und pflegen müssen. Ich habe gestern leider 
keine Gelegenheit gehabt, die Ausführungen 
zu hören, die über Kärnten hier vorgebracht 
wurden. Ich fürc.hte fast, daß ich heute viel­
leicht gewisse Momente wiederholen könnte, 
aber die Sache erscheint mir doch wichtig, 
und es schadet auch nicht, wenn gewisse 
Dinge mrei-. oder dreimal gesagt weIiden. 
Die Welt ist ja gerne schwerhörig und es 
schadet nicht, wenn der Lautsprecher öfter 
in Bewegung gesetzt wird. 

Zur Kärntner Frage möchte ich nur einige 
ganz kurze Feststellungen machen: Zunächst 
die Feststellung, daß Kärnten von der seiner­
zeitigen jugoslawischen Armee, von der irre-

'gulären, von Majster und später von der 
regulären Armee unter General Millenko­
witsch besetzt war, w.eil man ein Fait 
accompli schaffen wollte, weil man ein PfaIld 
besitzen wollte, um in Paris, in St. Germain, 
zum Durchbruch zu kommen. Ich muß sagen, 
von der 'anderen Seite ,her sind gewaltige 
Anstrengungen g.emacht worden, um hier 
jede Regung einer Selbstbestimmung von 
vornherein zunichte zu machen. Es waren 
Zeiten, die die Kärntner damals mitmachen 
mußten, ,an die die ältere Generation ,heute 
noch mit Erschütterung denkt. Dem Ein­
greifen einer amerikanischen Kommission 
unter Coolidge ist es zu danken, daß die ört-

lichen, wirtschaftlichen, geographischen und 
ethni'schen Verhältnisse genau überprüft 
worden sind und daß man zu der Erkennt­
nis gekommen ist, daß eine Kärntner Frage 
nicht besteht. Der Schiedsspruch lautete: Die 
Grenze Kärntens hat entlang der Karawan­
ken zu verlaufen. 

Dem Dazwischentreten des damalig'en 
Landeshauptmannes von Laibadh, Dr. Brejc, 
ist es gelungen, die Verwirklichung dieses 
Schiedsspruches 'zu sabotiereri, und schließ­
lich sind nach vielen und langen Verhand­
Lungen Bestimmung,en herausgekommen, wo­
nach eine Volksabstimmung unter der Auf­
sicht der Alliierten, aber bei Besetzung des 
in Frage kommeIl!den Gelbietes durch die 
jugoslawisc.hen Truppen, vorgenommen 
wurde. Wir hatten also in Kärnten die Mög­
lichkeit, das Recht der Volksbefragung in 
Anspruch zu nehmen, und so hat am 10. Ok­
tober 1920 in der Tat auch eine Volksab­
stimmung stattgefunden. ObwoIi1 die jugosla­
wische Verwaltung aufrechtblieb und die 
jugoslawischen Truppen erst unmittelbar vor 
der Volksabstimmung abgezogen worden 
sind, ergab .diese, ;Volk�abstimmung trotz­
dem eine 60prozentige Mehrheit für da.s Ver­
bleiben bei Kärnten, beziehungsweise beim 
Staate österreich. Diese Volksabstimmung 
stellt für uns ,eine res judicata, eine vollen­
dete Rechtst,ats,ache dar, über die niemand 
mehr hinwegkommen kann, und es mutet 
daher g,anz sonderbar an, daß man über eine 
solche Grenze heute noch spricht und gegen­
über einer so festgelegten Grenze noch An­
sprüche stellt, obwohl hier das Volk Gelegen­
heit gehabt hat, 'selbst über das Schicksal 
dieses Gebietes zu bestimmen. 

Die Einflüsse von jenseits der Karawan­
ken sind UIlS bekannt und im Kärntner Volk 
gilt ja im allgemei:nen die Anschauung, daß 
alles, was vom Süden her kOlmmt - auch 
der "K�ainer Wind", wie sich die Bevöl­
kerung dort ausdruckt -, alles das nichts 
Gutes bedeutet. Nach unserer Meinung ist 
dieser Anspruch äber nicht berechtigt, und 
wir weisen daher alle Ansprüche und alle 
Versuche, die Kärntner Bevölkerung irg,end­
wie einzuschüchtern und zu beeinfluSisen, von 
vornherein ab. Über .die Zll'gehöri�keit des 
in Frage kommenden Gebietes ist ja gar 
nicht ZJU reden. 

In dem von den Jugosh\'wen in der Haupt­
sache beanS'pruchten Gebiet in Kärnten 
ha'ben diese gelegentlich :der Volksabstim­
mung ,am 10. Oktober 1920 annäherIl!d 17 Pro­
zent der Stimmen erhalten, ,also 83 Prozent 
der Bev,ölkerung hat sich für österreich, für 
die Republik österreich entschieden. Diese 
Volksbefr1agung zeigt Ihnen am besten, wie 
diese Dinge ste�hen, u:ld wenn Sie glauben 
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wollten, daß etwa die A'bstimmUlIlgszone 
ihre Einstellung seit dem Jahre 1920 ge­
ändert habe, dann kann ich Ihnen erklär,en, 
daß kein Kärntner etwas dagegen hätte, 
wenn man sofort wieder eine neuerliche, 
-freie und vollkommen einwandfreie Volks­
albst:immung a'lJhielte. Wir haben ke.ine 
Angst, daß das Volk nicht wieder ,für Öster­
reich entscheiden wird, aber diesmal wer­
den es nicht 60 ProZient, sondern wohl 
70 und 80 Prozent sein. An dieser Tatsache 
kann man nicht vorbeigehen, und deshalb ist 
es unverständlich, dlaß jetzt noch V,ersuch e 
gemacht werden, 'Gebiete von Kärnten für 
fremde Staaten in Amspruch IZU nehmen. Die 
Bevöllkerung will von der Zerreißung Kärn­
tens niohts wis,sen, sie will Ruhe und die 
Anerkennun:g des Ibereits voll:zogenen 
Rechtsaktes haben. Es wäre auch unver­
ständlich, wenn das Kärntner Volk e.ilne 
andere Meinrung hätte; denn sehen Sie sich 
doch die natürlichen Verhältnisse an, die 
sprachlichen Mischverhältnisse, die Ver­
kehr's- und Marktver'hältnisse:  ,alles spr.icht 
für das Beisammenbleiben und die Unge­
teiltheit des Lam.des Kärnten. Der Bevölh:e­
rung Kärntens wollen -wir daher sagen, -sie 
soll sich durch nichts irre machen Jassen, 
Kärnten ist und ble.iibt ung,eteilt. 

Was aber die Fortsetzung der Grenz,zie­
hung von Saint-lGermain 'anbetrifft, so muß 
es jed-em auffallen, daß am Ende der Petz8In 
die Gren.ze nach links abweicht, um über die 
Dran hinüber über SOIboth nach SpieHeld 
zu gehen und von dort in großem Bogen 
wieder nach rechts abzubiegen. Es ist eine 
wenig bekrunnte Tatsache, 'daß in Saint­
Ge�main seiner:zeit rur ein· Gebiet, das etwa 

Bevölkerung. Das Marburger Becken weist 
'ähnliche Verhältnisse wie Unterkärnten auf, 
und es wäre daher gerecht, wenn man auch 
diesem G�biet seimerzeit eine Volksabstim­
mung gegeben hätte. Wenn das aber jetzt 
sohon nioht möglich sein sollte, so erwarten 
wir, daß im Zuge der V,erhandlungen der 
Großen Vier oder einer anderen Imstanz. 
die allenfalls in dieser Frage zuständig sein 
sollte, über die Frage nachgedacht wird, 
ob es nicht möglich wäre, im W,ege vernünf­
tiger und kluger Grenzkorrektl1ren eine 
Linie zn finden, die das friedliche IUnd ungA­
trübte Nebeneinanderlehen der südslawi­
schen Nation und der österreieher ermög­
licht. Diese Anregung ,ist um so langebrachter, 
als von Jugoslawien ja eine galllz,e Menge 
Menschen ausgewiesen worden sind, die 
zu uns strömten. Es ist nicht meine lBerufung 
oder Absicht, etwa jene in Sohl1tz zu 
nehmen, die daJS Hitler-System gefördert ha­
ben, aber daneben gibt es eine Menge 
ganz einwandfreier Leute, die politisch in 
keiner Weise Ibelastet sind. Be,züglich dieser 
Leute sehe ich ja eine Möglichkeit, daß wir 
sie Ibei 'uns werden beschäftigen Ikönnen. 
Wir werden sie auch verpflegen müssen, und 
es ist daher ganz klar, daß man bei unserer 
wirtschaftlichen Lage auch daran dE'lnken 
muß, für diese Mensohen das notwendige 
Brot, ,die Existenz 7;U s0haffen. Es wünde nur 
eine kleine Kompensation für die Mehrbe­
lastung bedeuten, d ie die österreichische 
Volkswirtschaft erleidet, wenn man im 
Weg,e einer vernünftigen und klaren Grenz­
regulierung auch in den untersteirischen 
Gelbieten gesunde und dauernde Verhält­
nisse schaffen würde. 

vom Weißensteiner Zug hinaus über 8an1kt Hohes Haus, das sind drei Dinge, die ich 
Leonhard nach Radkers:burg geht, eine hauptsächlich vom kärntneriscben Standpunkt 
Volksabstimmung empfohlen wu�de, und nur aus vorgetragen habe. Ich halbe sie vorge­
widrig,e Umstände haben dazu beigetragen, tragen, nieht um neue Beunruhigung zu 
daß dieses Ge'bi�t ütber seine staatliche Zu- schaffen, sondern ich habe sie vom 8talld­
geh'örigekeit nicht im Wege der Volksab- punkt der HerbeiHi'hrung ruhiger, dauernder 
stimmllJl1g selbst entscheiden konnte. Ich bin und freundschaftlicher Beziehungen zu un­
überzeugt, daß das Ergebnis ähnlich ge- seren Naohbarn vorgebracht, VOIll Gesichts­
wesen wäre W1e in Kärnten. punkt der Stärkung unserer Lebensfähigkeit 

,Ich habe niCiht die A,bsicht, die Politik und nicht zuletzt von dem Gesichtspunkt aus, 
der Bundesregierung ,in außenpolitischer daß 'Wir ja .mit unseren Nachbarn in Hinkunft 

Hinsicht irgend'Wie w kritisieren oder 'zu gemeinsam leben werden und leben wollen, 
konterkarieren, aber ich möchte mir doch und weil Österreich für dieses Zus-ammen­
erlauben, darauf aufmerksl3lll 'zu machen, - wirken der mitteleuropäis,chen kleinen Staa­

daß von der Karawanikenlinie angefangen ten ein außerordentHch wertvolles Element 
bis hinauf nach Radkersburg die Grenzver- darstellt und das auch in Zillkunft bleiben 

hältnisse 'keineswegs so gelartet sind, daß, die wird. (Lebhafter Beifall bei ,den Ahge-ordne·· 

Bevölkerung sich damit für alle Zeiten ab- ten der Österreiohi:schen Volk8partei.) 
finden kÖllnte. · Die Grenze ist immer noch (Während vorstehender Ausführungen hat 
eine offene, die wenig oder gar keine Rück- Prä1si.dent Dr. Gorbach den Vorsitz über­
sicht nimmt -auf di,e Verkehrsbedürfnisse, 
die -wirtschaftlichen Verhältnisse, die Mei- hommen .) 
nung iund die sprachliche Zugehörigkeit der * 
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Damit ist die Aussprache über die 
G r u p p e III beendet. 

Nun gelangt die Gruppe IV zur Verhand­
lung, welche ,die Kapitel 9, Inneres, und 
Kapitel 26, überg,angsmaßna,hmoo, umfaßt. 

Spezialberichterstatter D r. Häuslmayer: 
Hohes Haus ! D as Kapitel, das nunmehr zur 
Beratung und Be.schlußfassung kommt, ist 
das Kapitel des Ministeriums (des Innern. 
Es ist ,da:s jenes Ministerium, dessen Agen­
den verwaltung.stechnisch am umfangreich­
sten sind. Ich deute bloß an : .Gesamte Be­
hördenorganisation, Bekämpfung .staats­
gefährlicher Bestrebungen, Staatspolizei, 
Fremdenpolizei, Vereinswesen, Versamm­
lung,swesen, Meldewesen, Pressewesen, Ab­
schiebung, Abschaffung, Theater- und Kino­
wesen, Matrikenwesen , Eheangelegenheiten, 
konfessionelle Verhältnisse, Aufsicht über 
wirtschaftliche Unternehmungen, wie Spar­
kassen und Aktiengesellschaften, Fliicht­
lingswesen, Einwanderung, Auswanderung 
usw. ; also ein Ministerium, eine Behörde, 
deren Agenden den Staatsbürger von der 
Wiege bis zur Ba,hre verfolgen. Es ist daher 
klar, daß die Einnahmen und Ausgabon für 
dieses Ressort sehr groß sind, und ich toJge 
hier dem Wunsche des Herrn Prä sidenten, 
wenn ich mich ga'nz kurz fasse. Die Ziffern 
sind den Mitgliedern des Hohen Hauses seit 
Wochen bekannt, und ich nehme daher nur 
die wichtigsten Posten heraus , so die Post 
Gendarmerie und Polizei, die zusammen 
allein mit ru:n.d 112 Millionen Schilling prä­
liminiert ist. Bei diesem Anlaß möchte ich 
es mir nicht versagen, einen einz igen S6tz 
hiezu zu sprechen. Ich nehme an, daß die 
Polizei vün dem Gedanken der absoluten 
Staatstreue beseelt ' ist. Wir haben, ja auch 
Zeiten erlebt, wo das nicht immer so ge­
wesen ist. Für die politisc.hen Behörden ist 
ein B etrag von über 33 Millionen Schilling 
ausgewiesen, so daß die Gesamtau'3gaben 
für diesen Teil ungefähr 150 Millionen 
Schilling betragen. Es ist klar, daß bei einem 
Ministerium wie diesem von Einnahmen 
wesentlicher Natur niClht die R ede sein kann. 
Die Einnahmen beziehen sich auf Verwal­
tungsstrafen usw. Es i st natLlrJieh hier fest­
zustellen, daß die Ziffern mit Rücksicht auf 
die schwankenden Verhältnisse der Gegen­
wart äußerst problematisch sind. 

Seit der iN achkriegszeit :gehören in das 
Ressort dieses Ministeriums auch ausgespro­
chen außerordentliche Maßnahmen und 
außerordentliche Ausgaben. Es ist da:s Ka­
pitel 26, das ich unter einem mit dem 
Kapitel 9 behandle, die sogenannten "Ober­
gang,smaßnahmen, die Kompetenzen enthal­
ten, die ,sich aus der Besetzung und den da­
mit verbundenen Maßn ahmen ergeben, also 

ausgesp rochen außerordentlicher ' Natur, und 
die wahrlich, wie während der Budgetdehatte -
wiederholt zum Ausdruck gebracht wu rde, 
nicht sehr sYlmpatihischer Natur sind. Es mußte 
in diesem Ministerium des Innern entspre­
chend dem vermehrten Wirtschaftsberrich · 
eine Reihe neuer flienststellen geschaffen 
werden : für die Kriegsgef8!ngenen, die 
Kriegsversehrten, die Kriegsgräber:rursorge 
und die Unterbringung von Volksdeutschen, 
von Flüchtlingen, weiters die Üibersiedlungs­
stelle usw. Einige der größten Posten dieser 
übergangs maßnahmen, ',eiln Erbe des "Tau­
sendjährigen Reiches", 'sind die Posten , die 
zu den B esabmmgskosten 'zählen. 250 Millio­
nen ISc'hilling - äußerst 'problematisch ! Wir 
wissen nicht, wie lange diese Kosten auflaufen 
werd,en, wir wis'sen nioht, in welchem Aus­
maße der Albbau erfolgen wird. Bei den Ab­
findungsbeträgen von 23 Millionen Schilling 
handelt es sich um rBeträge, die ,wir seiner­
fleit 'vor dem Umbruch Ihoch schuldig geblie­
ben sind und die man nicht nur aus Gereeh­
tigkeitsgDünden, 'sorudern vor allem auch aus 
wirtschaftlichen Gründen nach genauer Prü­
fung honorieren wird müssen. Für die Heim­
kehrerfürsorge sind 11 Millionen Sohilling, 
für die . Auswandererbetreuung 56 Millionen 
Schilling eingesetzt, so daß dieser außer­
ordentlic.he, rein kriegebedingte Aufwand die 
runde ISumme von 350 Millionen Schilling 
ausmacht. Da die Gesamtkosten dieses Mini­
steriums mit dem neuen Wiflkungs:kreis den 
Betrag von 498 Millionen Schilling, also nahe­
z!u eine halbe Milliarde ausmachen, geben 
die Ziffern dieses Ressorts w,ahrhaftig ein · 
erschütterndes Bild der traurigen E fib schaft , 
die wir übernommen haben. Mögen alle 
Kreise des österreic.hischen Volkes und ,be­
sonders jene, die den Hitler-Mythos noch 
nIcht vergessen haben oder nicht vergessen 
wollen, daraus Lehre und Mahnung Iziehen. 
Uns allen aber drängt sich'" :bei der Beratung 
der Ziffern unwillkürlich der Ged,anke und 
die Vorstellung lauf: Wie sähe es in diesem 
österreich aus, ,wenn es einen MäJ."1z 1938 nicht 
gegeben hätte. 

Abg. Honner: Hohes Haus ! Es ist ein 
knappes Jahr her, da von den drei demokra­
tisclhen Parteien die Unabhängig1keit Öster­
reichs proklamiert, die provisorische Regie­
rung gebildet, die <G:rundsätze für den staat­
lichen Neubau, für die Einri<�htung der Ver­
wlaltung 'festgelegt · wurden. Damals bestand 
Einmütigkeit darüber, daß das ·schwierige 
Werk des Wiederaufbaues unserer Heimat 
nur durch die Konzentration "und Zusammen­
arrbeit der drei Parteien 'llnd aller demokra­
tischen und .antifaschistischen KrMte unseres 
Volkes gelingen 'könne. Es  bestand ' Überein­
stimmung, daß ,der Wiederaufbau eines 
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neuen, wirklich demokratischen und unab­
hängigen österreichs, die restlose Ausmer­
zung der faschistischen Überreste, die Demo­
kratisie:rung des Staatsapparats und der Ver­
waltung die Anwendung neuer Methoden 
und die Be�öl�derlllng neuer Menschen auf 
führende und .v,erantwortliche Posten in der 
Verwaltung des Staates und der Wirtschaft 
erfordert. 

Wir haben gestern in diesem Hause Reden 
von Vertretern der ,beiden großen Parteien 
der demokratischen Konzentration gehört, 
die - wenn mit Überlegung gesprochen -
ein baldiges Ende der Konzentration und der 
Z'usammenarbeit anzukündigen scheinen, we­
n1gstens in der'" gegenwärtigen Form. Zumin­
dest hat jeder Redner der beiden Parteien, 
nachdem einer dem anderen sozusagen den 
Stuhl vor dte Tür gesetzt hatte, ausgespro­
chen, daß die eine wie die andere ob einer 
solchen Tr,ennung keinen ,allzu großen Tr8!11-
nungsschmer,z empfinden würde. D amit ,aber 
würde eine der entscheidenden Vorausset­
zungen für den Wiederaufbau unseres Lan­
des in Wegf,all ,kommen ;  an die Stelle der 
Zusammenarbeit ,zur überwinchmg der 
Schwierigkeiten, vor denen wir 'stehen, würde 
der gegenseitige Kampf und damit eine Ver­
me:hrung der inneren Schwierigkeiten treten .. 
Wir ,brauchen 'heute genau so wie vor einem 
Jahr die Zusammenarbeit. Wie aber soll diese 
Zusammsua.,beit erhalten bleiben und ge­
festigt werden können, wenn man mehr 
und immer mehr vom Auseinandergehen 
spricht. Aber .auch sonst scheinen sich ge­
wisse Versamml'ung,sredner der größten 
Partei in diesem Hause wieder der Rolle zu 
erinnern, di,e sie schon einmal, in der Zeit 
des autoritären Regimes, gespielt haben. 
Wie soll die Sicherheit und Ordnung in un­
serem Lande gestärkt und gefestigt werden, 
wenn wir wieder lD rohreden hören wie ilIl 
den T,agen und W oehen, die den Ereignissen 
des Jahres 1934 v-orausgingen. Da wird ge­
droht und aufgefordert, Farbe zu bekennen, 
solange der Uhrzeiger noch nicht nach zwölf 
zeigt, und 'zwar FaI'be für eine bestimmte 
Partei, die von sich .behauptet, in ihren Rei­
hen die echtesten der österreicher zu · v,er­
einigen oder vereinigt ,zu haben. Und die so 
reden, sitzen ,als Mitglieder in dieser Regi,e­
rung oder an hohen Staats stellen, in den Mi­
nisterien, deren Budget wir jetzt beraten. 
Vor einigen Tag,en fand in Linz eine Wirt­
schaftstagung der 'ö VP. statt, in der der Ge­
neralsekretär des Wirtschaftsbunde-s, Herr 
Eckert, die öVP. als Sammelbecken aller 
antimarxistisch denkenden Kreise 'bezeich­
nete. Es ,ist daher nur logisch, wenn genannter 
Herr gerade an jene Kreise appeUierte, sich 
in der Partei des Antimarxismus zu vereini­
gen, "die sie,h in den vergangenen Jahren 

Gicht genugtun konnten, Beweise ihrer na­
tionalsozialistischen 'Gesinnung zu erbrin­
gen". Es paßt durchaus in den Rahmen die­
ser TBigung, wenn der Herr Abgeordnete 
R a a  'b eine Brandrede gegen den Kommu­
nismus hielt und dabei sich und seine ,Partei 
als Retterin vor dem Bolschewismus und dem 
Kommunismus offerierte. Dadurch werden 
die Elemente der Unsichellheit und Unruhe 
in unserem Lande nicht beseitigt, sondern 
nur größer. Antimarxismus - Antibolsche­
wismus -, wir kennen diese Schlagworte 
aus den vergangenen zwanzig Jahren zur 
Genüge. D amit haben die Heimwehren, Doll­
fuß und Schllschnigg den Kampf gegen die 
Arbeiter geführt und österreich ins Verder­
ben gestürzt. Antimarximus und Antibolsche­
wismus - unter diesen Losungen organi­
sierte H itler seinen Raubkrieg gegen die 
sorglosen Völker 'Und den Ausrottllngskrieg 
gegen die Elite des eigenen Volkes. 

Wir wa�nen vor einer solchen Politiok des 
Antimarxismus und des AnUbolschewismus. 
Die Ergebnisse di,eser Politik liegen vor uns :  
zerbombte Städte, ruinierte Wirtsohaft, rLer­
störtes Land. Leute, die die.se Politik wieder­
holen wollen, .sind, einerlei  ob sie es bewußt 
oder uIllbewußt tun, Totengräber des neuen 
österreich. 
- In letzter Zeit kann man immer öfter 

hören, daß die faschistißche Ge.fahr bei uns 
aufgehört hat, eine Gefahr zu sein, ja daß 
niemals eine solche in österreich bestanden 
hat. Diejenigen, die solches behaupten, sei 
es nun, weil �ie das wirklioh glauben oder 
a'ber eine solche ,BeweiSlführung zur Ver­
schleierunlg anderer Absichten braucllen, 
leisten unserem Lande einen schlec:hten 
Dienst. Erstens glaubt es nämlich kein 
Mensch, we.der im Inland noch im Ausland, 
und zweitens erschwert eine solche Stellung­
nahme den notwendigen Säuberungsprozeß, 
der noch lange nü�ht aJbgeschlossen ist. Es 
ist eine allgemein bekannte Tatsache, daß 
an führenden Stellen des Staatsapparats und 
in an Spitzen unserer Wirtschaft noch l8ehr 
viele prüminente Na'zi und Kolla:borateure 
sit�en, die den Wiederaufbau hemmen und 
sabotieren, wo und wie sie nur können. Es 
ist richtig, von der großen Masse der soge­
nannten harmlosen Mitläufer der Nazibewe­
gung dr.oht keine ,ernste Gefahr. n iese Masse 
kann ,gewonnen werden, wenn auf Grund der 
Parteienve reinbal'ung ein vernünftiges N.a�i­
gesetz beschlossen WiIld, das die Kleinen 
schont, dafür 'aber die Schuldigen mit aller 
Härte trifft. An den führenden Stellen im 
Staatsapp.arat und in den führenden Wirt­
schaftsinstanzen muß die Säuberung mit 
Energie weiter betrieben werden, aber g,e­
rade da fehlt es an der nötigen Energie und 

29 
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aueh 'am Willen, weil di� in Frage Kümmen- setzung. über die Exekutive, besonders über 
den oft die PrütekHün sehr hüchstehender die Wiener Pülizei u.nd vür allem über die 
Persönlichkeiten genießen. Unsere Schwie- Wiener Staatspolizei, hört man von gewisser 
rigkeiten wär,en bedeutend geringer, wenn Seite ständig KLagen, daß si,e den fachlichen 
in den hohen Stellen des Sta,ates und der und müralischen Anf.orderungen nicht ent­
Wirtschaft die Feinde des neuen österreich, sprioht . Niemand bestreitet, daß in den ersten 
die Reaktionäre und Faschisten, entfernt Tagen und Wüchen, als in Wien eine neue 
wären. Pülizei', buchstäblich ,aus dem Boden g,e-

stampft werden mußte - die Na,zipüHzei Wir hören sehr oft laus 'berufenem Munde, 
haUe sich in ihrer Masse rechtzeihg nach daß die KZler und die Kämpfer für ein 
Westen abgesetzt , sich verschiedene nimes freies und demokratisches öst.erreich 
dunkle Elemente, Marüdeure und Streber bei alien Anstellungen im Staate und in der 
in die Reihen der P ülilz ei eingeschlichen Wirtschaft gegenüber allen .anderen .bevür-
hatten, die aber schün im Verlauf von welli­zugt werden mÜSSen. Aber es bleibt in der 
gen Wüchen zum ,Grüßteil wieder entfernt Mehr,zahl der Fälle bei den Versprechungen. 
werden künnten. In sO' gewaitiigen Umsturz­In den Ämtern sitzen nüch zahlreiche Ele-
zeiten, wie wir sie erlebten, ist dies einfach mente, die vom Naziregime dorthin ges,etzt unvermeidlich . Tatsache ist, daß die ,Pü­wurden und sich nun bemühen, dem n euen 
lizisten mit AUlfüpferung ihren Dienst ver­österreich ihren Stempel )lui�zudrücken. Ein 
sehen, unter sehr schweren materiellen Be­Beispiel vün vielen : 
dingungen. Man ' Süll düch endlich aufhören, 

In meinem Besitz befindet sich ein Schrei- die Lage ,heute nüch immer So' dal"zustellen, 
ben der Sudetendeutschen ' Uniün, Versiche- als üb die Mehr,zahl der ,Pülizisten aus D i e­
rungs-AG. - Direktiün für die Ostmark -, ' ben und Einlbrechern bestehen würde. Ich 
Wien, 1. ,  D r".-Karl-L ueger-Ring 12; adressiert verstehe sehr , wühl, daß gewissen Herrschaf­
an Herrn Kal"l Berner, Wasen, Bezirk ten die Pülizei in ilhrer .heutigen Zusammen­
Strengberg, N.-ö., iD atum · des ,Poststempels, setrzung nicht paßt, weil sie keill brauchbares 
enthaltend eine dritte Mahnung wegen Zah- Werkzeug für dunkle Pläne darstellt. Aber 
lung der fälligen .Ptämie. Gefertigt ist  das diese gewissen Herren mögen zur K enntnis 
Schreiben mit "Heil Hitlerl", und der Post- . nehmen : <österreich br,aucht eine Volks­
stempel ist vom 6. Ma.i 1946. Alber sülche exekutive und Ikeine, Schöber-lPolizei, die .auf 
Schreiben werden ja den verschiedenen Be- das Vülk schießt, keine Bürgerkrieog81garde, hörden und Ministern täglich 'z.ur Kenntnis sündern ein Organ der öffentlichen Sicher­
ülberrnittelt. D as sind Beweise, daß in unse- heit, eine Pülizei, die mit dem Vülke ver­
ren Ämtern nüoh i.mmer verbissene und ein- bunden ist. Unsere ,Bevölkerung fürdert eine 
gefleischte Na,zi sitzen, während die Nazi- Exekutive, die vün allen faschistisohen EIe­
üp1f.er, die KZler, die Angehörigen vü�l hin- menten restlüs gesäu:bert ist. Für die Auf­
gerichteten Antifaschisten ühne AI'Ibelt, oft nahme in die Exekutive muß das entschei­
ühne Wohnung und nicht sel�en auch ühne dende Kriterium die einwandfreie anti­
staatliche u.nterstützung ,bleiben. loh kenne ! faschistische und demükratische Gesinnung, 
den Fall der im Sommer 1943 vün eine� SS- l die Treue zur Heimat und selbstverständlich 
Gericht in München 'zum Tüde verurteIlten auch die müralische EJignung sein. Partei­
und hingerichteten Wiener �oliJzist?n, . die zugehörigkeit darf kein Grund zur Verweige-
A'ntifaschisten waren. I�re H mt

.
erbhebenell rung der Aufnahme sein. . und Frauen bekamen emmal eme Vüraus- In der letzten Zeit wurden auf 'BetreIben 

zahlung von 1 .000 S auf ihre Pensiünsansp rü- einer sehr bekannten ,Persönlichkeit in der 
che. D abei wurden einigen diese ,Pensions- obersten Leitung unseres Sicherheitswesens 
ansprüche mit 60 S prO' Monat fe�tges�tzt, durch eigens dazu bestellte Kriminalatbtei­
sO' lZum Beispiel für die Witwe des Illngench: lungen Untersuchungen zur Vü�bereitung der 
teten Polizisten Däninger, die selbst dreI Säuberuiligsaktion durchgeführt, die sich vür 
Jahre 1m KZ RavenSlbrück verbringen mußte. allem dara'uf richten, die Antifaschisten aus 
nafür efthielten Na,zipülizisten, die außer der P.ülizei hinauszubringen. Zugehörigkeit 
Dienst gestellt 'Wurden, ,bis 'z.ur Entschei� zur KPö. uilt schon als Entlassungsgrund. 
dung der Säuberungskümmissiün mon�tlich Natürlich s:gt man es nicht üffen; als !Grund 
einen Betrag von 150 S und manc.he beueh en wird meistens vürgeschützt : zu hühes Alter, 
noch h eute diesen - fast möchte man sa- zu kleines Körpermaß und · nicht selten nicht 
gen - Ehrensüld. genügende fachliohe Eignung. 'Fach�iche 

Vün grundsätzlicher Bedeutung für die EignuIlig ! -:- ��uch So' 
.
ein Sohl.agwort, hmter 

Beurteilung des Grades demükratischer Er- dem reakhonare AbSIchten verb�rgen. wer­
neuerung, den unser Staat bereits erreicht 

I 
den . Während der Budgetdebatte 1m Fmanz­

hat, ist die Tätigkei.t der ISta,atsexekutive und und :Bud�etauss�huß 
.. 

wur�e v?n den Redn:rn 
des Sta.atsapparats und ihre Z'llsammen- aller dreI Par teIen uberemstImmend erklart, 
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daß für A'nstellungen im Staatsdienst nicht 
so sehr Gewicht gelegt werden soll auf Bü­
cherweisheit und Anzahl der durchgebr,aoh­
ten Schuljahre, sondern mehr auf demokra­
tische 'Gesinnung, Verläßlichkeit un d guten 
Willen zur Aufbauarbeit an unserem Vater­
lande. Und das ist sicher das Richtigste. 

Wir haben unsere Erf,ahrungen mit den 
sogenannten Fachleuten in Exe:kutive und 
Verwalhmg. Als Beispiel diene unsere Wie­
ner WirtsDhaftspoHzei, die von ,Fachleuten ge­
führt wird. Trotz aller Fachleute iSlt es ihr 
nioht möglich, den Schlei�hhandel, besonders 
im "Resselpark", uUlschädlich zu machen. Auf 
diesem Schleichhandelsmarkt, wo in aller 
Öffentliohkeit, unter den Augen der Fach­
männer der Wirtschaft!spoIizei, gehandelt 
wird, konnte man zum B eispiel nooh lange, 
ehe die o-ffizielle Ausgabe der schwarzen und 
blonden Zi:garetten erfolgte, diese Zigaretten 
erstehen. Man handelt heute dort mit den 
Kirschen, die für unsere Kinder bestimmt 
sind, zu 20 S das K ilo. Man kann auf diesem 
Markt zu entsprechenden Preisen Passier­
scheine für Reisen über die Demarkations­
linien erstehen und in neuester Z eH auch 
schon die amtlichen Beschäftigungsausweise. 
Die leitenden Personen der Wi rtISchaftspolizei 
waren die Polizeiräte D r. Patzak und Doktor 
Parti. Ihre f,achlichen Fähigkeiten waren so 
überragend, daß sich Minister H e l  m e r ver­
anlaßt sah, beide ihres Dienstes zu entheben, 
wobei die Untersuchung gegen sie weiter 
Läuft. Aber diese beiden Herren hatten an­
dere'll gegenüber eines voraus : sie trugen das 
MitgliedSlbuch der ÖVP. in ihrer Tasche. Hin­
gegen aber werden zum Beispiel die führen­
den Personen der Staa1spo!izei ständig wegen 
angeblicher Unfähigkeit, angegriffen, obwohl 
gerade diese zu den Polize'ibehörden 'gehören, 
die anerkanntermaßen gute Arbeit leisten. 
Aber diese haben den einen ,,:fachlichen" 
Fehler:  sie besitzen nicht das Mitgliedsbuch 
der öVP. 

In den letlZten Monaten wurden in die 
Dienste der Polizei eine Rei,he von eh emalj­
gen Offizieren der deutschen Wehrmacht 
ü·bernommen. Ich führe aus der großen Zahl 
nur einige an und gebe gleichzeitig eine 
kUl'ze Biographie von ihnen : Hauptmann 
Tell Hans, geboren am 28. Mai 1916 in 
Wiener Neustadt, machte mit der deutschen 
WehrmacM die F eldzuge in der Tscheoho­
slow,akei, Polen, Holland, Frankreich, Jugo­
slawien, Rußland mit. Besitzer des EK I und 
EtK 11 ,  des Deutschen KreUIZes in Gold und 
versoh iedener anderer Auszeichnungen. -
Leutnant Hnadek Herbert, geboren am 
21. Juli 1916 in Wien, war in Rußland und 
auf dem Balkan, Kompagnieführer, Besit'Zer 
des EK II und KVK U, des silbernen Sturm-

abzeichens und silbernen "Bandenbekämp­
fungsabzeichens", macht derzeit D iens1 im 
Polilzei ... Gefangenenhaus. - Leutnant P 0-
dovsovnik Fortunat, geboren am 1 1 .  Juli 
1914 in Remeschni,k - also ein Urösterrei­
cher -, 1934 bei der Heimwehr und dem 
�terreichischen Schutzkorps, machte die 
Feldzüge in Polen, Frankreich, Rußland, 
Balk,an mit. Sehr geeignet für späteren Ein­
satz gegen das Wiener Volk. - Hauptmann 
der Luftwaffe Kunerth Sepp, geboren am 
29. Alllgust 1916 in Wien, Kampffljeger, Fall­
schirmjäger i'n Norwegen, Rußland, München, 
Besitzer des EK I und EK II und der Flug­
spange in Gold. - Major Bilog,an L eopold, 
geboren am "1 1 .  NoV'ember 1912 in Wien, 
Gruppel1ikommandeur eines Kamplgeschwa­
ders in Polen, Frankreich, Rußland, war ein­
einhalb Jahre bei der Waffenstillstandskom­
mission in Wiesbaden, als Regiments'kom­
mandant bei d'er Verteidigu'll'g Wiens ein­
gesetzt - natürlich auf der andern Seite. -
Noc.h ein Beispiel : In Währing versieht ein 
P.olizeioberstleutnant JoseE Gahmon als Ab­
teilungskommand.ant der Sicherheitswache 
Di'enst. Unter seiner Führung wurden im 
Februar 1934 verhaftete Schutzbündler 
schwer mißhandelt. Er selbst beschimpfte die 
Schutzbündler als "Bandit", "Roter Hund", 
"Ve�brecher", "roter Pülcher, wir werden 
dich schon zum Speien bringen" und ähn­
liches mehr. Er ist auch einer von den 
"Fachleuten", die gegenüber Antifaschisten 
und KZlern den Vorzug genießen. Während 
man solche L eute be1vOl'lzugt, spürt man den 
in der Polizei befindlichen Antifaschisten und 
wirkliohen Freiheitskämpfern 'nach, sammelt 
"Material" gegen sie, st'ellt ihnen bei jeder 
Gelegenheit ein Bein, um einen Vorwand zu 
kriegen, sie von der Polizei zu entfernen. 
Und dies alles .geschieht angeblich im Auftrag 
einer Stelle, die in unmittelbarer Nähe des 
Herrn Innenministers amtiert. Schließlich 
möchte ich die Aufme rksamkeit des Herrn 
Innenministers noch auf die Tätigkeit der 
Revierinspektol'en Jaksch Josef und Schwar­
zer Josef lenken, die als Instruktoren der 
Polizeischule in der · Roßauer Kaserne bei 
der Telegraphistenschule D ienst versehen. 
Nach mir 'zugekommenen Nachrichten entfal­
ten diese heiden "Erzieher" eine sehr leb­
hafte reaktionäre Tätigkeit. 

Einige B emerkungen zur D emokratisierung 
der inneren Verwaltung. Ich möchte hier be­
sonders auf die Bezirksverwaltungen Bezug 
nehmen. Heute ist der Apparat der Be:zirks­
verwaltung rein bürokratisch aufgebaut und 
nicht wenige Bezirkshauptleute haben kei­
nerlei Beziehung zur Bevölkerung. Nicht sel­
ten sind sie Träger reaktionärer Anschau­
ungen und Machenschaften. Ich verweise 
auf einen BeziI1kshauptmann in Tirol, der 
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anläßlich der Wahlen den Gemeinden -den 
Auftr.ag gab, die Na'zi in die Wählerlisten 
aufzunehmen, und an den Bezirkshauptmann 
von Bregenz, der sich an separatistischen und 
hochverräterischen ' Unternehmungen betei­
ligte, wie anläßlich der Ausschußheratungen 
festgestellt worden ist. Demokratisierul}g 
der Vefiwaltung erfordert in erster Linie eHe 
Beseitigung der autoritären Bezifikshaupt­
leute und ihre Ersetzung durch von der Be­
völkerung auf demokratische Art gewählte 
Bezirksvertretungen. 

Abschließend halte ich es für nötig, eini­
ges über das Kapitel : Betreuung von Aus­
ländern, zu sagen. Im Budget wird für 
d-iesen Zweok der 'Betrag von 52 Millionen 
Schilling plus 4 Millionen Schilling für Volks­
deutsche ausgewiesen. Auf meine Anfrage 
tm Ausschuß an den Herrn Minister erklärte 
dieser, daß es sich um eine Rückzahlung 
von Auslagen an die UNRRA handelt, die 
diese für die erwähnten Ausländer ,zu tätigen 
hat. Soviel mir bekannt, ist die höchste 
Autorität in österreich d·er Alliierte Rat. Nur 
dieser kann uns verpflichtende Leistungen 
auferlegen. Mir ist nicht bekannt, daß ein 
Beschluß des Alliierten Rates vorliegt, der 
uns zu solchen Leistungen an die UNRRA 
verpflichtet. Es ist an der Zeit, daß die Re­
gierung bei den Alliierten energische Schritte 
unternimmt, dami-t wir raschest�ns von dieser 
Ausmnderplage Ibefreit 'WerIden, um 'So mehr, 
als es sich in der Mehrzahl um faschistisch.e 
Elemente handelt. Die Herren Abgeordneten 
der Sozialistischen Partei, W e d e n  i g und 
Genossen, haben diesbe,züglich schon einmal 
an d.en Herrn Minister die Amrage einge­
bracht, was er zu tun gedenkt, um die sich 
ständig mehrenden überfälle -der faschisti­
schen Ausländer auf unsere ,Bevölkerung -zu 
untevbinden. Es ist empörend, zu hören, daß 
diese faschistischen Elemente bis 1. April die 
doppelte Ration im Vergleich 'zu den öster­
reichern erhaUen haben. Nicht nur, daß -wir 
sie besser füttern müssen, als wir unsere 
eigenen Landsleute ernähren können, müssen 
wir es uns noch ge'fallen lassen, daß wir von 
diesen Elementen, die ,zum Großteil ausge-

' zeichnet bewaffnet sind, terrorisiert, ' über­
faUen und schikaniert werden. Gestern haben 
die Sprecher der beiden anderen Parteien 
ebenso wie wir den Wunsch ausgesprochen, 
daß in dieser Richtung ehestens die .erforder­
lichen Schritte unteniommen -werden, da 
nicht �ill'zuse'hen ist, daß wir von den ge­
ringen Mitteln, die uns zur Verfügung stehen, 
noch etwas aufwenden sollen für eine bessere 
Befürsorgung von hunderttaus-enden Faschi­
sten, die unsere Ofidnung und Sicherheit 
ständig bedrohen. 

Ich stelle daher den A n t r a g  auf Strei­
chung dieser 56 Millionen Schilling und ihre 

entsprechende Verwendung. Den Antrag 
werde ich dann verlesen. Wir sprechen 
immer davon, daß uns zur Betreuung der 
Opfer des Na,ziterrors und der Heimkehrer 
zu wenig Mittel zur Verfügung stehen. IWar­
um wollen Iwir dies'en iBetrag, den wir für -
die Faschisten verausiga'ben, nicht für eine 
bessere Betreuung unse'rer Heimkehrer aus 
der KriegsgefangenschaJft und für die Opfer 
des Faschismus verwenden? 

Mein A n t r a g  lautet (liest) : 
"Der Nationalrat wolle beschließen : In 

Kapitel 26, Titel , 2, des Bundesvoranschla­
ges ist der § 4, Ausländerbetl'euung, mit 
dem Ausga'benansatz von 56 Millionen 
Schilling zu streichen. 

Im Kapitel 26, Titel 2, § 3, Heimkehrer­
fürsorge, wifid im Unterteil 3: Sonstige 
Fürsorge; der Ansatz der sachlichen Aus­
gaben und dementsprechend die Summe 
der Ausgaben von 3 Millionen Schilling auf 
3t Millionen Schilling erhöht. 

Im Kapitel 15, Titel 6, § 3, Leistungen 
nach dem Opfer-Fürsorgegesetz, wird der 
Ansatz der sachlichen Ausgaben und dem­
entsprechend die Summe von 10,800.000 S 
auf 38,800.000 S erhöht." 
Ich bitte das Hohe Haus, diesem meinem 

Antrag die Genehmigung zu erteilen, und 
den Herrn Präsidenten bitte ich, die Unter­
stüt,zungsfrage zu diesem meinem Antra'g zu 
stellen. 

* 

Präsident Dr. Gorbach , stellt die Unter-
stützungsfrage. Da der Antrag n i  c h t ge­
nügend unterstützt ist, kann er nicht in Ver­
handlung gezogen werden. 

Abg. Stika: Hohes Haus ! D er Wiederauf­
bau unseres Staates ist eng verknüpft mit 

. der Sicherheit und der Aufbau unserer 
Sicherheitsorganisation daher ein lebens­
wichtiger Faktor für die Zukunft unserer 
Neugestaltung. Es ist also begreinich, daß die 
Neuaufstellung unserer Sicherheitsorgane von 
gewissen Seiten einer schad-en Kritik unter­
zogen rwird, die meiner Ansicht nach nicht 
immer richtig ist. Mau muß sich nur vor­
stellep, unter welchen Bedingungen unsere 
Sicherheitsorgariisationen aus dem Boden ge­
stampft wurden. Wenn wir in einer kurzen 
Spanne Zeit einen so hohen Grad der Kon­
soli:dierung erreicht haben, danu müssen -wir 
uns dlaran erinnern, wie es damals war. Förm­
lich noch unter dem Kanonendonner haben 
sich beherzte Männer in Wien, aber auch auf 
dem flachen Lande den improvisierten Sicher­
heitsbehörden zur Verfügung gestellt und es 
dadurch ermöglicht, daß vieles verhindert und 
vielfach der Weg zur künftigen Entwicklung 
geebnet werden konnte. Wir danken daher 
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allen diesen Männern und vor allem den Ge-
. meindeorganen von damals, die die eigent­

liche Grundlage zum Au�bau unserer Sicher­
heit gelegt haben. Daß nun aber ein gewisser 
Reinigungsprozeß notwendig ist, ist auch 
klar, denn in solchen Zeiten schleicht sich 
manches ein, das später langsam abgestoßen 
werden muß. Das wird die Aurga'be der 
nächsten Zeit sein. Ich -bin auch Ülberzeugt 
davon, wenn alle unlauteren Elemente ei.n­
mal ausgeschied,en sind, werden die Sicher­
heitsorgane unseres Staates wieder zu dem, 
was sie einst waren, und das Volk wird vor 
ihnen nicht mehr Angst, sondern Respekt 
und Achtung halben. Wenn es möglich war, am 
25. November 1945, also nach ganz kurzer Zeit, 
in unserem Staate · korrekte und anständige 
Wahlen in Ruhe und Ordnung -durchzuführen.: 
dann ist dies sicherlich auch ein Verdienst 
unserer Sicherheitsorgane gewesen. Aber 
wenn wir von der Verwaltung reden, dann 
ist es schon auch zweckmäßig, sich die Frage 
vorzulegen, ob Ul)Sere Verwaltungsorgani­
salion schon �ollständig aus.gebaut ist, und 
da muß ich auf das zurückkommen, was mein 
Herr Vorredner angeführt hat. Was uns 
fehlt, das ist die Brücke zwischen der Ge­
meindeverwaltung und der Landesverwal­
tung; was uns mangelt, das ist eine geordnete 
Be,zirksverwaltung. Der  Bezirkshauptmann 
von heute ist der Chef der .8icherheitsorgane 
draußen im Verwaltungsbezirk. Wenn also 
die Sicherheitsorgane -mit dem Volk ver­
wachsen sein sollen, dann ist es heute selbst­
verständlich, daß auch der Mann, der über 
diese Sicherheitsorgane verfügt, ein Mann 
ans dem Volik und kein IBürokrat sein soll. 
Die Organisation unserer Bezii'ksverwaltung 
bedarf also einer neuen Gestaltung. 

Eine weitere D emokratisierullig ist not­
wendig, und elS wird seit langen, langen 
Jahren, schon vom alten  österreich her bis 
zum heutigen Tage, darum gekämpft. Wenn 
ich daran erinnere, daß in den Jahren 1902 bis 
1907 die Wahlrechtskämpfe in einem gigan­
tischen Ausmaß stattgefunden 'haben, daß wir 
uns damals das allgemeine Wahlrecht im 
Reichsrat erkämplft haben und uns erst der 
Umsturz im Jahre 1918 die ersten Landtags­
und Gemeindevertretungen nach einem 
demokratischen Wahlrecht gebracht hat, 
dann muß man natürlich mit Staunen fest­
stellen, daß wir im Jahre 1946 nocl1 immer 
den: Bezirkshauptmann als einen RepräsE'n­
tanten des vergangenen autoritären, kaiser­
lichen Hegj!mes 'Vor uns stehen h�ben, der also 
wie ein Fels aus der damaligen Zeit in un­
sere heutige moderne ,Demokratie herein­
ragt. Wir verlangen und müssen fordern, daß 
an die Stelle des .beamteten Bezirkshaupt­
mannes ein gewähltes Organ trete und damit 
die Lücke im Aufbau unser-er demokratischen 

Verfassung geschlossen werde. Schon in der 
vorläu�igen Verfassl1ng vom 1 .  Mai 1.945 und 
dann in der Regierungseriklärung vom 
21 . Dezember 1945 wurde uns die vollstän­
dige Demokratisierung unserer Verwaltung 
in Aussicht gestellt. Bis heute blieb es beim 
bloßen Versprechen. Um dieser brennenden 
Frage größeren NachdrucJk zu verleihen, wird 
die Sozialistische Partei nun einen eigenen 
Entwurf einbringen. 

Eine Verwaltung, die keine Handlungs. 
freiheit besitzt,� ist keine Verwaltung. D i e  
Handlungsfreiheit für die Verwal�ung un­
seres Landes zu erkämpfen, muß die Aufgabe 
eines jeden aufrechten Politikers sein. W�e 
es damit 'bestellt ist, das soll nur ein ganz 
kleines 'Beispiel zeigen. Wir haben ein Paß­
gesetz beschlossen, es ist aber noch · immer 
nicht vom hohen Aniierten Rat genehmigt. 
Daher muß über jede einzelne Einreise nach 
österreich noch immer einzig und allein der 
Minister des Innern entsc.heiden. Eine Ein­
reise aus ,Prag nach Wien erfordert nicht 
nur die Zustimmung des Ministeriums, duw 
bedar;f es auch noch der Zustimmung rier  
Militärregierung jener Zone, in die der  Be­
treUende einzureisen wünscht. Eine solch e 
Verwaltung, ein so schwerfälliger Apparat 
bringt es also mit sich, daß es für österreieh 
zur Unmöglichkeit wird, einen normalen 
Verkehr mit dem Aousland aufzunehmen. 
Dazu kommt die Briefzensur der Besat­
zungsmächte, die ebenfalls -eine ungeheure 
Hemmung darstellt und die die erwünschte 
Ver,bindung mit dem Auslande gleichfalls un­
uiöglich macht. Alles dies sind D inge, .die uns 
bedrücken und unsere Verwaltung schwer 
belasten 'und natürlich auch in einem gewis­
sen Grade die Wirtschaft unseres Landes 
beeinträchtigen. Wir müssen daher von dem 
Herrn Minister fordern, alles daranzuset·zen, 
daßldiese 8chwierigkeiten Ü'benwunden und die 
Freiheit des Verkehrs, die persönliche Frei­
heit wie ·die . Freiheit des Briefverkehres, 
sobald als möglich wiederhergestellt werdeu. 

Die 'Frage des Schleichhandels bewegt alle 
Gemüter. Dazu muß hier vor allem gesagt 
werden, daß man nioht einfach mit einer 
bloßen Geste alles als Schleichhandel be­
zeichnen kann. Ich kann mir nicht vorstellen, 
daß der kleine Mann, der draußen auf dem 
flaC'hen Lande Verwandte hat und von diesen 
für sich oder seine Familie einige Kilo Kar­
toffeln holt, als Schleichhändler betrachtet 
werden solL Wir müssen dies a,blehnen. 
Aber was sich wirklich im Schleichhandel bei 
uns in österreich betätigt, das sind zu achtzig 
Prozent Ausländer. D er Herr Vorredner hat 
vom Resselpark gesprochen, ,er hat jedoch 
nicht auch gesagt, wer dort Schleichhandel 
betreibt. Jeder von uns, der einmal durch die-

\ 
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sen Park gegangen ist, wird feststellen, daß­
die übergroße Anzahl dieser Menschen über-

. haupt nur Ausländer sind; daß es aber öster­
reichischen Organen unmöglich gemacht wird, 
diese Ausländer zu fassen, das wurde uns 
schon im Ausschuß erklärt. 

Die Ausländer genießen in österreich über­
haupt eine gewi'sse Immunität. Sie sind für 
die österreichische Verwaltung unerreichbar, 
und die österreichischen Behörden und die 
österreichische Polizei stehen daher allen 
diesen D ingen machtlos gegellüber. Wie sich 
dies auswirkt, Hohes Haus,. · möge nur an 
einem Beispiel gezeigt ·werden. Wir haben 
Zehntausende von Ausländern, Ukrainer, 
Polen, Jugoslawen, in österreich, teilweise 
in Lagern, 'teilweise außerhalb von Lagern. 
Für die Betreuung dieser Ausländer müssen 
wir die Mittel aufbringen. D iese_ Ausländer 
werden von der UNRRA verpflegt, und zwar 
zu den internationalen Verpflegssätzen. Sie 
erhalten daher 2000 bis 2500 Kalorien, wäh­
rend sich der österreichische Staatsbürger 
selber · mit 900 und höchstens mit 1150 Kalo­
rien zufrieden geben muß. Wir haben ein 
solches Lager in Tirol, das allein 38.000 Po­
len und Ukrainer umfaßt. Wir haben ein 
ähnliches Lager, ein berüchtigtes Lager, in 
St. Johann im Pongau in Salzburg. Dort 
hausen 1500 Jugoslawen, Of,fiziere und Sol­
daten. Der Kommandant dieses Lagers i5t 
ein jugoslawischer General namens Petrovits. 
Sie alle steheri unter dem Schutz der ameri­
kanischen Militärregierung, sie haben keine 
Verpflichtung, zu arbeiten, im >Gegenteil 
(Zwischenrufe), wer arbeitet, der muß sich 
seine Verpflegung bezahlen, wer aber nicht 
arbeitet, der bekommt sie umsonst! Diese 
unerhörten Zustände müssen wir einmal 
feststellen. Daß unter diesen Umständen der 
Scnwarz- und Schleichhandel blühen, das ist 
eine se�bstverständliche Tatsache. Hunde l'te 
Stück Vi8ih werden von eigenen Vieheinkäu­
fern .:,.be-i den Bauern autgekauft, in das Lager 

G getrieben und dorf schwarz geschlachtet. Das 
Fleisch wandert nach Wien, Innsbrnck und 
München, also sogar in das Ausland, Hohes 
Haus! Der Zutritt ist den österrei�hischen 
Behörden aber verboten, ein ZugrHf ist 
ihnen also unmöglich. Im Lager selbst ist ein 
großer Markt. Dort kann alles gekauft wer­
den : Leder, Pelze, Textilien, Zigaretten, 
Schokolade, Bohnenkaffee und so weiter. Na­
türlich käUlflich nur �u unmöglichen Preisen, 
zu Preisen, über die man einfach staunen 
muß. Es kostet b eispielsweise ein.e kleine 
Tafel Schokolade 50 Schilling, eine große 100 
bis 120 Schilling. Fleischkonserven unter 
200 Schilling nicht zu haben, Bohnenkaffee 
zu 800 bis 1000 Schilling, .3 Meter Stoff zu 
15.000 bis 20.000 Schilling - dies alles ge­
schieht unter der Patronanz -der amerikan i-

sehen !Besatzungsbehörden! Dieses Schieber­
und 8chleichhändlerlager müssen wir außer- . 
dem noch betreuen und dafür ungeheure 
Geldsummen ausgeben. Außer diesem Lager 
haben die Jugoslawen auch noch eine eigene 
Börse, natürlich in einem Kaffeehaus; hier 
wird Handel getrieben mit D evisen und Juwe­
len. Es 'Wird hier nicht nur die österreichische 
Währung, son.dern auch ,dIas österreichi:sche 
Ansehen auf das schärfste diskreditiert. 
Wenn wir uns aber Ifragen, wo sind denn 
eigentlich die österreichischen Behörden, so 
müssen wir sagen, daß ihnen das alles be- . 
kannt ist. Jedermann weiß in Salzburg und 
Umgehung, das ein Eingreifen österreichi­
scher Organe von den Besatzungsbehörden 
ve:r:boten ist. Es bleibt uns also nichts übrig, 
a.ls ,den Herrn Minister zu ersuchen, da13 e r  
im Verhandlungsweg 'zu erreichen versucht, 
daß diese Zustände, -die uns nicht nur im 
Inland, sondern auch im Ausland in unge­
heurem Maße diskreditieren, abgeschafft 
werden. D ie ]lngeheure Masse von untätigen 
Ausländern ist eine schwere Belastung 
nicht nur innerpolitisch, sondern auch außen­
politisch. Wir ·können und wir werden sie 
auf die Dauer in österreich nicht ertragen 
k!önnen. Diese Menschen gehören in ihre 
Heimat zurückgeführt oder, um mich dra­
stischer auszudrücken, sie gehören einfach 
abgeschoben (Zwischenruf : Die Besatzungs­
truppen nehmen sie ja nicht auf !), weil sie 
uns nur Schwierigkeiten bereiten. 

Im Gegensatz zu dem Vorhergesagten ha­
ben wir in österreich auch eine Repatri­
ierung von Volks- und Sudetendeutschen. 
Daß sie unm�nschlich gehandhabt wird, 
möchte ich hier unterstreichen .  Wer die 
Dinge kennt, muß sagen, daß sie Ijedweder 
Auffassung von Humanität widerspricht. 
So hat man in Niederösterreich Familien­
einfach ·auseinanderger:issen. Vater und 
Mutter müssen weg, während Sohn und Toch­
ter, die das österreichische Staalsbürgerrecht 
erworben haben, hier bleiben können. Oder 
die Eltern haben das österreichische Staats­
bürgerrecht, während ihre Kinder es nicht 
erwerben konnten und daher repatriiert 
werden. Ohne jede Rücksicht werden so 
die Familien zerrissen. A,usländi'Sche Land­
arbeiter, die bereits jahrelang bei uns 
tätig sind, müssen einfach weg. Alle Be­
mühungen sie �u halten, den Bauern ihre 
Arbeitskräfte zu sichern, scheiterten Dls­
her in -den meisten Fällen. Die Land­
arbeiternot ist noch nie so groß gewesen wie 
gerade jetzt. Die Leute werden einfach auf­
geladen, kommen in das -RepatI:iierungslager 
nach Melk, werden dann irgendwo über die 
Grenze geworfen. Es ist wertlos und sinnlos, 
irgendwo zu intervenieren. Man begegnet 
nur Achselzucken. Soweit ich informiert bin, 
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ist im Verhandlungswege versucht worden, 
. eine menschlichere Behandlung zu erreichen. 

Diese B estrebungen österreichischer .Behör­
den sind leider gescheitert. Es ist bekannt, 
daß wir im Ausland auch mit diesen D ingen 
belastet werden, obwohl, das möchte ich hier 
besonders unterstreichen, die österreichi­
schen Verwaltungsorgane und die öster­
reichische Regierung mit der Repatriierung 
nichts zu tun haben. D azu kommen noch die 
Zustände im Repatriierungslager Melk, das 
absolut sanitäts,widrig ist und eine große 
Gefahr besonder,s in der Sommerzeit bUdelt. 
Eine Änderung ist leider unerreichbar. 

Bei dieser Gelegenheit möchte ich eine 
Anfrage an den Herrn Minister richten: Mir 
wurde belmnnt, daß die Repatriierung er­
weitert werden soll, und zwar auf Schweizer, 
Holländer und Tschechen. Wenn das der Fall 
sein sollte, kann ich mir nicht vorstellen, 
daß man Bürger derselben Schweiz repatri­
ieren will, die unsere Kinder in vielen Not­
standsgebieten ausspeist. Das wäre untrag­
bar für uns, und es ist unmöglich, das vor 
unserem eigenen Gewissen zu verantworten. 

Eine gleichfalls wichtige Frage, die noch 
Zehntausende von Menschen betrifft, ist die 

- Frage U.llserer Kriegsgefangenen. Es sind 
wohl 600.000 K riegsgefangene bereits entlas­
sen worden, aber noch sind Hunderttausende 
im Ausland, noch stehen sie hinter Stachel­
draht in Ungewißheit dessen, was mit ihnen 
werden soll. Zu Hause sitzen die verzweifel­
ten Familien und warten auf ihre Angehöri­
gen. Hier müssen wir die Regierung bitten, 
daß sie unablässig dahin wirkt, daß diese 
Frage gelöst wird und unsere Gefangenen 
endlich heimkehren kJönnen. Es ist bereits 
ein Jahr nach dem Kriegsende vergangen 
und wir haben noch immer Gefangene 
draußen, noch immer sind unsere - Gefange­
nen nicht heimgekehrt. Am schwersten be­
troffen zu ,sein scheinen unsere 'Gefangenen 
in Jugoslawien. Es ,i1s t betrÜlblich, ' festzu­
stellen, daß ,die jugoslawische -Regierung auf 
dem Standpunkt steht, daß nur die kranken, 
nicht aber die gesunden Gefangenen . ent­
lassen werden. Ihre Entlassung soll erst nach 
Abschluß eines Friedensvertrages erfolgen. 
Was das 'bedeutet, brauche ich in diesem 
Hause nicht besonders 'zu unterstreichen. 
Dabei darf nicht vergessen werden, daß die 
Kriegsgefangenen in Jugoslawien sich zum 
allergrößten Teil aus D eserteuren rekru­
tieren. Im guten Glauben halben sie als ge­
zwungene Soldaten Nazideutschlands ihre 
Waffen weggewor,fen und sind desertiert. Sie 
wollten mit dem Na'zimilitär nichts zu tun 
haben. Zum Dank dafür werden sie grau­
samer behandelt als alle andenrit Kriegs­
gefangenen. Eine Achtung vor der mensch-

lichen Kreatur scheint hier nicht vorhanden 
zu sein. Wir bitten daher den Herrn Minister, 
sich ·besonders unserer Kriegsgefangenen in 
Jugoslawien anzunehmen und zu versuchen, 
daß ihnen der Weg in die Heimat so rasch 
als möglich geebnet wird. 

Wir wollen als österreichischer Staat nichts 
anderes als unsere Unabhängigkeit haben, 
die Un3Jbhängigkeit . unserer Verwaltung, 
unserer Wirtschaft, die Unabhängigkeit im 
allgemeinen. österreichs Wunsch ist, in Frie­
den ZlU leben, damit es in der Gemeinschaft 
der Nationen sich seinen großen Aufgaben 
widmen kann, der Aufgabe des Wiederauf­
baues, der Konsolidierung seiner Wirtschaft, 
um als geordneter, gefestigter Staat ,wieder 
das zu werden, was es einstmals gewesen ist. 
�LeJbhafter B eifall 'bei den Pl!�teigenossen.) 

Abg. D r. Sch�f : Meine D amen und Herren, 
Hohes Haus ! Ich möchte mich bei meinen 
Ausführungen zunächst an meinen verehrten 
Herrn Vorredner, den Herrn Abgeordneten 
H 0 n n e r, halten und mich für die Für­
sorge bedanken, die er der Einigung zwi­
schen der Sozialistischen IPartei 'österreichs 
und der Volkspartei entgegenbringt. Wenn 
er der Ansicht ist, daß die beiden großen 
Parteien österreichs in ihrer Einigung 
irgendwie beengt seien oder daß die Gefahr 
bestehe, daß diese Einigung zum Schaden 
österreichs auseinandergehe, so möchte ich 
�agen, wir begrüßen es, wenn im Verhältnis 
dieser .großen P.arteien zueinander sozusagen 
ein reinigendes Gewitter stattfindet. D ie 
Bevö.l1kerung sieht dann, daß keine der 
beiden großen Parteien gewillt ist, aus 
Koalitionsgrunden von ihren Grundsätzen 
und von ihren politischen Anschauungen ab­
zugehen, und .daß wir den -Grundsatz, ,der 
allerdings in anderen Ländern jetzt bis­
weilen zur Anwendung kommen soll : "Und 
bist du nicht willig, ·so brauch ich -Gewalt!", 
absolut ablehnen. 

Wenn ich mich nun den Budgetziffern des 
Ministeriums des Innern zuwende, so sind 
das traurigste Kapitel derselben die soge­
nannten "Übergangsmaßnahmen", welche ein 
Erfordernis von rund 350 Millionen Schilling 
darstellen. In diesem Posten sind di,e Besa.t­
zungskosten mit dem B etrag von 250 Mil­
lionen Schilling angegeben, ein B etrag, mit 
dem selbstverständlicherweise niemals das 
Auslangen wird ge.funden werden können, 
und daher erhebe ich namens d'er öster­
reichischen Volkspartei, und ich glaube, aUl'h 
namens jedes guten österreichers, nochmals 
und neuerlich eindringlichst die  Forderung, 
daß, wenn man dieses arme und verarmte 
Land nicht u mbringen will, di,e endgültige 
und restlos'e B eseitigung der fremden Be-
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satzungen unseres Landes durchgeführt wer­
den muß! (Beifall bei den Abgeordneten d8r 
österreichischen Volkspartei.) 

l.egenheit erklären : D ie österreichfsche 
Volkspartei ·steht bei der Auflösung dieser 
Lager und bei der Evakuierung ,der Insassen 
dieser Lager auf dem Standpunkt, daß kein Meine verehrten Herren Abgeordn eten ! Mensch seiner politischen Meinung wegen Mein Herr Vorredner hat bereits gesagt, daß etwa demjenigen ausgelief.ert werden soll eine Frage, die uns ganz .besonders am Her- und darf, der nicht nur anderer politischer zen liegt, die Frage der Heimkehr unserer Meinung ist, -sondern auch info.lge dieser Kriegsgefangenen ist. Wir wissen, da13 ,noch Tatsache für den Betreffenden geradezu ge­f.ast ebenso viele Kriegsgefangene als bl'sher fährlich werden k.ann. Wir müssen diese nach österreich zur�c�gekehrt sind, also _Frage daher international lösen und den­rund 600.000 österrelch'lsche Mensche:r:'-' a�s jen igen, die nicht . in ihr eigenes Heimatland Kriegsgefangene im Auslande, namentlIch In zurückkehren wollen, die Gelegenheit gebAlt, Rußland und Jugoslawien, weilen und daß sich -iraendwo anders hin zu 'begeben. ganz besonders in letzterem Lande die Be- Ich komme ' nun zu der wichtigsten Frage handlung dieser Menschen eine überaus be- des Budgets des Ministeriums des Innern, trübliehe ist. Wir bitten daher, daß der uns nämlich zu der Frage des Sicherheitswesens. von diesen Ländern bekanntgegebene Gr�.lUd- Hohes Haus, als im Jahr.e 1945 die deutsche satz, daß die endgültige Rü"kkehr der Krlegs- Zwangsherrschaft in österreich zusammen­gefangenen erst nach Abschfuß des Fried�ns- brach, war - was bedacht werden muß _ vertrages stattfinden soll, aufgehoben Wlf�l. die Ex-ek'lltive zur Gänze in den Händen der Wir können es nicht verstehen, daß man em nationalsoziaHstisch-faschistischen Regierung. Einzelsc.bicksal an die Unterfertigung einer Es mußte an die Stelle der verlorengegan­Urkunde knüpft. Wir können nicht verstehen, genen Sicherheitsorganisation eine andere daß dies zu einer Zeit geschehen kann, wo treten un.d es mußte daher auf diejenigen der Abschluß eines 5sterreichiseh�n Fr�e- gegriffen werden, die infolge Arbeitslosig­densvertrages an dem Wtderstand elUer elIl- keit oder Nichtleistung von Kriegsdienst RO­zigen Macht scheitert und daduroh a�f unb�- fort zur Verfügung standen. D aß unter diesen stimmte Zeit hinaus aufgeschoben wud. WI r Umständen in die öffentliche Sicherheit EJe­haben, wie seitens des Herrn Nationalra.tes mente hineingeraten sind, die dann später H 0 n n e r sehr richtig bemerkt wurde, eme eliminiert werdp.n 'sollten und von denen' Post von 56 Millionen Schilling i m  Budget des vielleicht noch weitere eliminiert werden Ministeriums, die 'sieh auf die Ausländer- müssen, ist eine Selbstvel'ständlichk-eit. Ich betreuung bezieht. D iese �'lldgetpost muß muß die Exekutive davor in Schutz nehmen, unseres Erachtens selbstverständlich sobald daß hier etwa irgendwie generalisiert wird. als möglich verschwind,en. Ich möchte dabei Es ist selbstverständlich, daß der.. Exekutiv­aber doch die Sache zerlegen. Was den B e- dienst nach der Befreiung österreichs des­trag von vier Millionen Schilling für, die Be- halb besonders -schwierig '- gewesen ist, weil treuung der sogenannten Volks-. und Sudet�n- die Verlockung qngeheuer groß war, sich deutschen anlangt, so glaube Ich, daß me- fremdes Eigentum teils von den vielen ver­mand an der Berechtigung dieser · relativ ge- remten Fa�ilien der Faschisten, teils von ringen Summe Anstand nehmen kann. Es den vielen geflohenen Familien anzueignen. wurde bereits von meinem Herrn Vorredner Ich freue, mich feststellen zu 'können, daß gesaut, daß das Elend dieser von ihrer eine wesenHich

'
e B esserung innerhalb der Scholle vertriebenen Menschen, dieser Leute, Exekutive eingetreten ist, so 'daß das Ver­die nach tausend Jahren von ihren bisherigen trauen der Bevölkerung zu ihr langsam wie­Wohn-sitzen weichen müssen, einen Schand- der zurückkehren kann und daß die Exe­fleck nicht nnr für Mitteleuropa, sondern für kutive hoffentlich in Bäld,e das werden wird, . die ganze ' Welt darstellt und daß es gew�ß was sie allein sein muß. nämlich der Dien e\' notwendig wäre, daß sich insbesondere dIe und das Instrument der Regierung, des llNO eingehender mit dieser Art von Ver- Staates und unseres Volkes. (Beifall bei den -treibung von Menschen aus ihrem �igentu� Abgeordneten der österreichischen Volks­be's�häftigen würde. (Lebhafter BeIfall bel partei.) Ich muß bei dieser Gelegenheit der­den Abgeordneten der österreichischen jenigen Blutopfer gedenken, welche bei den 

Volkspartei.) heuÜgen gefährlichen Ver.bältniS'sen, insbe-
Was die Anhaltelager anbelangt, so ist es sondere draußen in der Gend.armerie. ge-

- für uns selbstverständlich. daß dieselben so bracht werden mußten. Es ist selbstverständ­
rasch wie möglich aufgehoben werden sollen. lieh Pflicht des Staates, für die Hinterbliebe­
Wir können Ausländer, die nicht arbeiten, nen dieser Bhitopfer zu sorgen. 
die also österreich wirtschaftlich nicht zw�ute Ieh muß aber 'bei dieser Gelegenheit auch 
kommen, in keiner Weise in unserem Lande etwas anderes bemerken : Wer bewaffnet ist 
brauchen. Aber eines muß ich bei dieser Ge- und den anderen entwaffnet, der ist auf der 
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anderen Seite verpflichtet, für Sicherheit zu I Meine Herren! D iese Verhältnisse können 
sorgen. W enn WH gesehen ,haben, da:lj viele ' nicht weiter blei ben. Wir können die Be­
unserer Lanasieute wegen des Besitzes eines völkerung gewisser Gebiete nicht tatsächlich, 
l{evolvers, der viel1eicllt in vielen FäHen ::;o ! iL:1l möchte ,sagen, zu wehr Losen Opfern stem­
verrostet war, dati er beim besten W illen I peln. lch iordere den Minister des Innern mit 
niCht hätte losgehen können, an die Wand 
gestellt und medergeknallt wurden, müssen 
wir Bagen, da:lj leiaer die alliIerten Mächte 
ihrer V erptlichtung, in gleicher Weise Sicher­
heit in österreich zu schaffen, nicht nach­
gekommen ;3ind. Wir müssen daher unter 
allen Umständen verlangen, daß uns Ge­
legenheit gegeben wird, uns,ere Exekutive 
entsprechend zu bewaffnen und auszurüsten. 
Es ist für uns ganz unmöglich, daß wir bei 
den heutigen Verhältnissen eine Exekutive 
haben, die nicht über die notwendigsten 
Krafttahrzeuge verfügt, während auf der an­
deren Seite Angehörige von Besatzungs­
mächten über jede Anzahl von Kraftfahr­
zeugen und über jedes notwendige Benzin 
zu deren B etrieb verfügen. D aß die Sioher­
heitsverhältnisse bei uns nicht solche sind, 
wie wir sie alle wünschen, ,ergibt sich aus 
meinen Ausführungen in meiner dringlichen 
Anfrage an den Herrn Bundesminister des 
lnnern zur Besserung der Sicherheitsver­
hältnisse tn den Randgebieten von Wien. Ich 
fühle mich ,als Abgeordneter dieser Rand­
gebiete verpflichtet, hier öffentlich folgende 
Tatsachen mitzuteilen : In dem kleinen Ort 
Laxenburg mit ungefähr tausend Einwohnern 
wurden in der letzten Woche drei Personen 
ermordet. (Rufe : Hört! Hört!) 'Dazu kommt : 
Fünf Personen in Simmering wurden in der­
selben Woche ermordet! In den Randgebieten 
und insbesondere in den Südbahngemeinden 
plündern bewaffnete Bwnden, die Isich dabei 
auch Kraftfahrzeugen bedienen - sogar am 
helliehten Tage. Diebstähle '�ind in den äuße­
ren Randge'bieten 'an der Tagesordnung, und 
kein Mensch kann si(}h in diesen Gebieten 
ruhig niederl�en, weil er nicht weiß, ob er 
wieder aufstehen und wie er wieder auf­
stehen wird. Ein Widerstand einer wehrlosen 
Bevölkerung gegen diese bewaffneten Per­
sonen ist natürlich völlig aussichtslos. Die 
Kriminalpolizei erweist sich als vollkommen 
machtlos. Sie verfügt nicht einmal über die 
primitivsten HiUsmittel. Vom Boden meines 
Hauses �um Beispiel ist ein Fahrrad ge­
stohlen worden. Man' hat deutlich gesehen, 
wie die betreffenden Personen durch ein 
Bodenfenster eingestiegen sind, und man hat 
die Spuren der abziehenden Personen und 
des Fahrrades verfolgen können. Ich bin so­
fort zur Kriminalpolizei gegangen, um diese 
Spuren ,durch einen Polizeihund verfolgen 
zu lassen. Leider habe ich zwar die Polizei, 
aber nicht den Hund angetroffen -, und bis 
heute ist ein solcher noch nicht zur V,erfü­
gung. 

aller .Entsc.hiedenheit auf, daß er für eine 
Besserung der Sicherheitsverhältnisse im all­
gemeinen, insbesondere aber in den unglück­
seügen, herrenlosen Randgebieten, c80rge 
trägt. �BeHall bei den Abgeordneten der 
Osterreichischen Volkspartei.) 

Ich will mit Rücksicht auf die zahlreichen 
Redner, die sich zum gleichen Kapitel zum 
Worte gemeldet haben, meine AustühI1ungen 
sc.hließen. Ich möchte aber noch einmal be­
tonen, daß die Österreichi!sche Volkspartei 
zwar dem Budget des Ministeriums des In­
nern zustimmt, aber von diesem Ministerium 
erwartet, daß mit Rücksicht darauf, daß die 
Ausgaben für Sicherheitswesen die friedens­
mäßige Höhe erreichen, das Sichetheitswesen 
auch in Bälde auf 'seine friedensmäßige Höhe 
und zu seiner friedensmäßigen W'irksamkeit 
gebracht wird. Wir benötigen die Ausrüstung 
unserer Exekutivorgane um so mehr, als wir 
hoffen, daß die B esatzung,struppen in Bälde 
unser Vaterland verlassen werden, und als 
dann kein Vakuum eintreten darf, das die 
Abwehr gegen die Unsicherheit in österreich 
in frgendeiner Beziehung beeinträchtigen 
würde. Ich bitte den Bundesminister um Be­
antwortung meiner Anfrage und ersuche 
ihn, ,sein besonderes Augerrmerk der 
Exekutive zuzuwenden. (Lebhafter Beifall 
bei den Abgeordneten der Österreichischen 
Volkspartei.) 

Abg. Ferdinanda Floßmann: Hohes Haus l 
Die MehI"�ahl der Mitglieder des Hohen 
Hauses gehört der Generation an, welche 
bereits im urteilsfähigen Alter den ersten 
Weltkrieg miterlebt hat. D iese Tatsache 
verpflichtet uns zu ganz besonder,s hoher 
Verantwortung gegenüber unserer " öster­
r,eichischen Jugend. Wir haben auch di e 
Pflicht, die Zeitspanne, die von der Liquidie­
rung des ersten Weltkrieges bis zur Entfal­
tung der leider so erfolgreich en aggressiven 
Propagandamaschine, welche den zweiten 
Weltkrieg einleitete, reicht und die an 
sich kurz war, zu überprüfen, und zwar auch 
von dem Gesichtspunkte aus, ob wir aH das 
beachtet haben, und wenn es uns noch so 
klein erscheinen mag, was die heranwach­
sende Jugend für die Kri.egspropaganda auf­
nahmslähig gemacht hat. Die  Sozialdemokra­
tische Partei österreichs ' hat vor diesem 
zweiten Kriege gewarnt. In Wort und Schrift 
wurde aufmerksam gemacht, daß die fort­
schreitende Technik, aber auch die Er­
rungenschaften auf allen übrigen Gebieten 
unser,er Wissenschaft vollkommen in den 
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Dienst eines neuen Krieges gestellt würden . .  und zu behüten. Wir fragen alle diese Mütter, 
Leider wurden unsere Prophezeiungen um ; ob sie vielle}oht unter jenen gewesen 
ein weites übertroffen. Der moderne Bom- 11 sind, die in ihrer überschäumenden Mutter-

. benkrieg, den wir kennengelernt haben, hat . freuu,e und in ihrem Stolz vor 10 oder 15 
den Begriff Front vollständig aufgehoben. I Jahren auch ,solch ein Spielzeug gekauft und 
Wenn wir hinauswandern in die kleinsten I vol� :::ltolz die ersten Marschschritte ihres 
Dörfer, können wir die Spuren dieser Tat- ; klemen �naben bewundert haben. 
sachen sehen: viele dieser kleinen, armen I In diesem Zusammenhang möchte ich noch 
Wohnstätten sind zerbombt und zerstört. Es etwas anderes vorbringen. Unsere heran­
ist nicht überschwenglich, wenn wir ,sagen, I wachsende Jugend wird von all dem beein­
daß die ganze Erdoberfläche, ja die ganze I druckt, was sich auf den Straßen zeigt. "Wir 
Erdatmosphäre in die Fesseln und in den müssen darauf achten, wie sich das Straßen-
Dienst des Krieges gezw1ungen wurde. bild in den komD)enden Zeiten verändern 

. " , . . wird� Wir wissen, daß gerade in der jetzigen 
, 

J,a, es 1st rIc�hg und 1st ,s
,
o ,ganz lebhaft Zeit alle möglichen und unmöglichen Ver-m . unser�r Ermn�rung : auf den total�n eine wieder aufleben. Unter diesen Vereinen, KrIeg, 

.�
Ie er gefordert wurde, mußte Ja die das Vereinsleben österreichs darstellen �wangslau�g der totale Zusammenbruch er- werden, sollen auch wieder Kriegerver,eine I,olgen. DIese

. 
gewaltsame Kraftentfaltu�g, auftauchen, Kriegervereine mit ihrer Musik, das

" 
Trommelfeuer 

,�
us Tausend

,
en VOll Ge- mit flatternden Fahnen, Uniformen und �chutzen wurde erganzt -�urch �m Tromme�- Orden. Ihre Veranstaltungen werden auf den feuer der, Propaganda, WIe es

, 
dIe MenschheIt Straßen zu sehen ,sein. Es soll nicht unbe­vorher mcht g�kannt hat. DIe Entfesselung achtet -bLeiben, daß derartige Vereine mit d�r Mord�aschme des 20. Jahrhunderts hat allen ihren Emblemen 'sehr viel d:aw bei­mcht alle�� ��n Soldaten g,egolten, sond�l'n tragen können, daß die heranwachsende Ju­UJuch den ZIVIlIsten, den Frauen �nd den Km- gend wieder Freude an Militärmusik und dern; denn der aufrechte, gesInnlungstreue Militärparaden an Uniformen und all dem Me?sch wurde w,ie jener ve�folg�, der als erhält, was da�it verbunden 

"
ist. Wenn wir Fe

,
md drauß�n a� der Front k,ampfen m�ßte. hören, \daß wieder Kri,egervereine kommen �lr abe�, dIe emer Gen�ratlOn a�gehoren, sollen, können wir sagen: Warum haben wir 

dIe zweImal d
,
as fast gleIche SchIcksal er- bisher noch nichts davon gehört, daß Stim­leben mußte, WIr sollen achtsam und ,behut- men laut werden daß alle diese Auszeich­sam sei�. Wir sollen dara,?-i achten, d'aß u�ser nungen und alle �die,ge Orden, die von dem 

V?lk mcht abermals dl�sen Weg gefuhrt "größten FeMherI'ln der Geschichte" ver­WIrd, der zum Abgrund fuhrt. liehen worden sind, abgegeben werden 
Das höchste Gut für uns sind unsere Kin- müssen, damit sie v.ollständig in Vergessen­

der, nicht allein vom Standpunkt der Familie heit geraten? (Beifall bei den Sozialisten.) 
aus gesehen, sondern auch vom Standpunkt Aber davon haben wir nichts gehört. Dafür 
des Staates. Denn unsere Kinder sind unser konnten wir aber in einer Tagespresse lesen, 
höchstes nationales Gut. Wir Frauen fragen daß wegen Schweinediebstahls, also ,einer ge­
uns, ob wir als Frauen und Mütter alles ge- wöhnlichen kriminellen Sache, sich ein 
tan haben und immer sorgsam darauf achte- Ritterkreuzträger 'zu verantworten hatte und 
ten, daß �on unseren Kindern im Laufe der daß eigenartigerweise der Richter es für gut 
Erziehung alles ferngehalten wird, was ihren befunden hat, den Mann nicht zu fragen, 
Geist auf Militarismus und Krieg hätte lenken warum er gestohlen und das Volk, ' das 
können. Ich -erinnere mich daran, daß es ohnehin unter den schwer-sten Ernährungs­
nach dem ersten Weltkrieg verpönt war, sorgen leidet, in seiner Versorgung verkürzt 
Spielzeug auf den Markt zu bringen, welches hat, sondern an ihn die Frage zu stellen, wie 
kriegedsche oder kdegsähnliche Werkzeuge er den Diebstahl mit der Ehre eines Ritter­
darstellte. Bald aber hat die tüchtige Spi-el- kreuzträgers vereinbaren könne. Der Richter 
zeugindustrie, bauend auf die Vergeßlichkeit mutet -also einem Ritterkreuztfätger eine 
des Volkes, diese Spielzeugwar-en wieder auf höhere, eine ,bessere Ehre zu als denen, die 
den Markt gebracht. E.s gab wieder Zinn-:- diese Würde nicht erreichen konnten. Können 
soldaten, Papieruniformen, hölzerne Ge- wir da nicht mit Berechtigung sagen, daf� 
wehre, Säbel und Dolche. Wenn wir sagen, der Fr.ontmythos in ,unseren Reihen wieder 
daß das Kleinigkeiten gewesen 'sind, so müs- auflebt? Und daher sagen wir, daß wir all 
sen wir heute nach dem zweiten Krieg eine dem unsere Aufmerksamkeit ?luwenden 
andere Frage aufwerfen, nämlich daß so müssen und daß wir es begrüßen, wenn wir 
manche Mutter heute um den gefallenen Sohn aus der gleichen Tage,spresse entnehmen, daß 
trauert oder so manche Mutter heute die alle KriegerdeIikmale vernichtet werden 
traurige und schwere Aufgabe zu ,erfüllen sollen, Es soHen nicht Kriegerdenkmale neu 
hat, ein schwerinvalides Kind zu betreuen erstehen, wo die

, 
Soldaten mit flatternden, 
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siegreichen Fahnen auf,scheinen. Es sollen sich in Jugoslawien 'befinden. Es ist erschüt­
zur Erinnerung an diese beiden Kriege nur ternd, wenn rwir aus der Presse entnehmen 
die traurigen Wahrzeichen, die Soldaten- müssen, daß die Rückführung aller Invaliden 
gräber, übrig blei ben, damit unsere Jugend und der ifür die Avbeit unfähigen österreichi­
sieht, wenn sie wähnt, als Sieger hinauszu- sehen K riegsgefangenen bis auf diejenigen, 
marschieren, daf� ihr Weg oft nur zum I die in der russischen Zone beheimatet sind, 
Massengrab führt. Es soll unsere Jugend beendet sei. Wir wissen aber, daß in Jugo­
daran erinnert werden, daß der Krieg nicht slawien noch viele Kriegsgefangene sind, wir 
Aufstieg, nicht Biüte und nicht Reichtum be- wissen aber auch, daß diejenigen, die, wie 
deutet, sondern für das Volk nur Verelen- ebenfaUs in der Presse gemeldet wurde, 
dung bringen kann. Und ich glaube im heimgekommen sind, manchmal nur ganz 
Namen vieler Frauen, besonders vieler notdül'lttig mit einigen Lumpen bß!kleidet und 
Mütter ':ou sprechen, wenn ich mich an den in einem derartigen Körperzustand waren, 
Herrn Inne'nminister mit der Bitte wende, daß m an bei :Männe rn ein Körpergewicht 
da!;} er bei der Reform des Vereinsgesetzes von Ikaum 38 kg feststellen konnte und daß 
darauf achtet und seinen ganzen Einflu13 gel- diese vielfach trotz sorgfältigster PHege und 
tend macht, daß Kdegervereine nicht m.ehr Zuführung aller Medi,kamente und medizini­
erstehen. Wir er]:>licken in den Kriegerver- sehen Hilfsmittel nur heimgekommen sind, 
einen keine Heldenverehrung. D ie wahre um in, ihrer Heimat sterben 'zu können . . Es 
Helodenverehrung erblicken wir in einer ist uns ein Bedürifnis, von dieser Stelle aus 
wirklich menschenwürdigen Fürsorge für dem Internationalen Roten Kreuz für die 
unsere Inval:iden und in einer wirklich am- Rückführung der Heimkehrer unseren herz­
rechten V.ersorgung der Kriegerwitwen und lichsten und innigsten Dank abzustatten. 
-waisen. (Beifall bei den Sozialisten.) D as (Lebhafter Beifall.) Wir bitten aber auch 
ist die wahre Heldenverehruugl dieses Rote Kreuz, die Bemühungen jetzt 

nicht abzuschalten, sondern sie aufs neue zu Aber wir wollen heute nicht allein ein beginnen und mitzuhelfen, daß eine weitere Mahnwort an die Frauen und jungen Mütter Heimfrührung dieser Krieg.sgefaugenen er­richten, die die heranwachsende Jugend er-
möglicht wird. ziehen. Diese bisher von mir gemachten Wir müssen aber auch die Gelegenheit be­Ausführungen sollen nicht nur den Zweck nützen, um festzuhalten, daß beispielsweise 

haben, die Schwächen aufzuzeigen, die uns in in Schweden noch eine Anzahl von Öster­
der vergangenen Zeit vielleicht unterlaufen reichern lebt, vorwiegend Bauern, Land- und 
sind, sondern wir wollen ,uns heute der- Waldarbeiter, die infolge ihrer Tätigkeit in 
Pflicht unterziehen, an die Frauen und der norwegischen W:iderstarudslbewegung oder 
Mütter zu denken, deren Männer und Söhne da sie auf Grund der Aufforderung alliierter 
sich noch in Kriegsgefangenschaft befinden. Radiostationen die deutschen Armeen unter 
Zahlenmäßig wird erklärt, daß nahezu eigener Lebensgefahr verlassen haben, 
600.000 Kriegsgefangene aus dem Westen sich noch in Schweden 'befinden, Menschen, 
und ung,efähr 80.000 aus dem Osten heimge- die es abgelehnt haben, an den Plünderungen 
kehrt sind. D ieser scheinbar so großen Zahl und Brandlegungen der D eutschen bei ihrem 
steht eine andere, weitaus größere Zahl Rückzug aus Finnbmd mitzutun. Sie können 
gegenüber: man schätzt die noch in der . 'heute nicht nach Hause, erhalten wohl Briefe 
Fremde weilenden Kriegsgefangenen auf ihrer Familien, wo sie gebeten werden, doch 
i,200.000. Wieviel Hoffnungen, wie·vi·el so rasch als möglich zu kommen, der Hot, 
Schmerz und Sehnsucht diese Zahl be- die Landwirtschaft gingen zugrunde, wenn 
inhaltet, kann nur der ermessen, der Ein- sie weiter der fürsorglichen Pflege des 
gang 1n jene Familien gefunden hat, wo Mannes entbehren müßten _ ,  und sie kön­
Menschen sich absorgen und abquälen, nen nicht, weil ihnen der Rüokweg ,durch 
denen es bisher noch nicht einmal gelungen De utschland nicht ermöglicht wird. Eine ähn­
ist, mit den Kriegsgefangenen aus ihrer liehe Situation ist aber auch in Dänemark; 
Familie eine Verbindung herzustellen, die auch dort leben zahlreiche Flüchtlinge, die 
nur Nachricht von einem Glücklicheren vor dem Zusammenbruch aus der deutschen 
haben, der bereits heimgekehrt ist und ihnen Wehrmacht geflüchtet sind. Auch hier ergeht 
mitteilt, er habe da oder dort noch einige von uns die Bitte an die maßgebende Stell€', 
unter den Gefangenen gesehen. dafür zu sorgen, daß auch diese Menschen 

Unter diesen Kriegsgefangenen wiederum 
sind - das wUDeLe sohon einmal von einem 
meiner Parteifreunde erwähnt - I!' die 
vielen Kriegsgefangenen, die eine ganz be­
sondere' Sorge und ein ganz ,besonderes Leid 
für uns bedeuten, die Kriegsgefangenen, die 

heimkehren können, damit der groteske Zu­
stand aufhört, daß diejenigen, die aus dem 
Heer unter Lebensgefahr geflüchtet sind, 
heute noch im Ausland leben müssen und 
Briefe erhalten von jenen, die im Heer m it­
kämpften und doch in die Heimat gelangten. 
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Im Zusammenhang damit möchte ich ganz 
besonders 'beto'nen, daß wir es wieder aus 
der Presse entnehmen mü�sen, daß Jille wei­
tere Anzahl von Gefangenen aus Jugoslawien 
erst nach Abschluß der Friedenskonferenz 
heimkehren darf. Wie ,bitter und schmerzlich 
muß es für alle ,betroffenen Familien gewesen 
sein, gleichzeitig aus der Presse zu entneh­
men, daß die österreichische ,Frage in näch­
ster Zeit nicht auf die Tagesordnung kommen 
soll. Im Namen der betroffenen Frauen und 
Mütter wende ich mich an diese maßgebe.nde 
Stelle, man möge eine so lebenswichtige. 
Frage, bei der es sich wirklich um Men­
schenleben 'handelt, nicht an außenpolitische 
Fragen knüpfen. 

Wir haben heute bei dieser Debatte schon 
des rÖfteren gehört: Sendet die Kriegsgefan­
genen nach Hause ! Ich möchte abschließend 
dazu noch auf einiges zu sprechen kommen. 
Der Dank an unsere Befreier wurde im Zu­
sammenhang mit anderen Ausführungen hier 
im Hohen Hause in den verflossenen Wochen 
und Monaten schon oft zum AusdruBk gebracht. 
Es ist uns klar, daß dieser unser Dank . llJl­
vergänglich sein wird, - a'ber die Alliierten 
sollten auch unsere Werte gelten lassen lUld 
sie mögen es ,hören, daß es in österreich 
immer Männer und Frauen gegeben ha:t, die 
den Mut hatten, sich gegen den grünen und 
den braunen Faschismus zu stellen (Beifall 
bei den Parteigenossen) , daß es in Öster­
reich immer Frauen und Männer gegeben 
hat, die unter Selbstaufopferung ihres 
eigenen Ich in der vordersten Linie gestan­
den sind, daß sie in der gefahrvollsten Zeit, 
in der Tiefe des Zusammenbruches den 
Kampf aufgenommen haben, den K'ampf des 
Widerstandes und den Kampf für die Demo­
kratie. Sie haben Tod, Martyrium und Frei­
!heitsstrafen auf sich genommen, aber nicht 
vielleicht etwa aus Begeisterung für irgend­
ein HeMentum, sondern aus dem tiefen 
Sinn ihres Opfers haben sie den Entschluß 
gefaßt, daß sie ihr revolutionäres Gewissen 
und ihr Gerechtigkeitsgefühl, ihr lGerechtig­
keitsempfinden, der 'Gleichgültigkeit und der 
Apathie der gepeinigten Menschheit ent­
gegenstellen müssen, daß sie immer die­
jenigen sein müssen, die dem Volke zeigen 
wollen: trotz aller Knechtschaft gibt es in 
österreich Menschen, die daran glauben, daß 
einmal eine neue Zeit ohne Fascihismus für 
österreich anbrechen wird ! (Beifall.) 

nicht .noch Größeres verlangen! Man' kann 
uns nicht den Vorwurf machen, daß wir zur 
Befreiung vom Faschismus zu wenig geleistet 
haben! Wir wollen uns hier des Ausspruches 
eines italienischen Wissenschaftlers, Tren­
tinis, bedienen, der gesagt hat: Welch ein 
großes Unglück muß über die Demokratien 
kommen, damit die Völker wieder die Werte 
eI'lkennen, die in ihre Hut gegeben sind !' 

In österreich hat es immer Menschen ge­
gehen, die schon vor dem großen Werden 
dieses ungeheuren weltgeschichtlichen Un­
glücks erkannt haben, welchen . Wert diese 
Demokratie :besitzt, und dafür haben sie ihr 
Ganzes eingesetzt, und wenn es dreier Welt­
mächte und eines Millionenheeres bedurft 
hat, um den Faschismus endlich niederzurin­
gen, dann wollen wir imrn'er dafür in die 
Waagschale werfen, daß es in österreich 
eben ,die Menschen gab, die den Faschismus 
in Italien und Deutschland ,bekämp.ft und 
bekrittelt haben, und daß schließlich auch 
nach dem durch die alliierten Mächte be­
wirkten Zusammenbl'licb des Faschismus 
eben wieder in diesem österreich sofort De­
mokraten zur Stelle ,gewesen sind, die Geist 
und Hand Zlur Verfügung gesteHt haben, um 
den neuen Staat aufzubauen ! 

Diese Tatsache grbt uns auch den Mut, daß 
wir die Forderung aussprechen : Abzug der 
Ausländer, die unsere Sicherheit bedrohen, 
und dafür Rückkehr der Kriegsgefangenen 
in die· Heimat! �Starker ,Beifall.) Wir brau­
chen die Kriegsgefangenen, wir brauchen 
die Kriegsgefangenen nicht allein, damit 
diese seelischen Schmerzen von Tausenden 
von Familien endlich beendet werden, son­
dern wir ibrauchen diese Kriegsgefangenen, 
damit sich in österreich in der industriellen 
Arbeiterschaft, in den Reihen der Bauern 
und Landwirte, in den Reihen der Ange­
stellten jene Al'Ibeitsinitiative durchsetzen 
kann, die man von uns verlangt ! 'lch erlaube 
mir daher, dem Hohen Haus folgende E n t­
s c  h l i  e ß u n g zu unterbreiten : 

"D ie Bundesregierung wird aufgefor­
dert, ehestens mit der Sowjetunion Ver­
handLungen aufZiunenmen, um die Heim­
kehr der kriegsgefangenen Üsterreicher zu 

/beschleunigen. Gleiche Verhandlungen �ol­
len auch mit allen anderen Staaten aufge­
nommen werden, in denen sich kriegsge­
fangene, internierte oder emigrierte öster­
reicher befinden, die die Heimkehr In ihr 

Und wenn die alliierten Streitkräfte, wenn Vaterland begehren." 
die alliierten Mächte 'Uns in der Presse sagen, Ich hoffe, daß das Haus ·,d:amit eines Si·nnes 
daß man die Landung der alliierten Streit- jst und dieser Entschließung durch die ein­
kräfte am 6. Juni 1944 in der Normandil� mütjge Annahme Le:ben und IGestalt verleiht. 
als den Beginn der größten militärischen (Lebhafter Beifall.) 
Operation der Geschichte bezeichnen muß, Abg. Fink: Hohes Haus ! Meine Vor red­
dann darf man vom österreichischen Volk nerin, Frau Abgeordn1ete F I 0 ß m a 'n n, hat 
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eine Entschließung vOl'tgebracht. Es ist selbst­
v'erständlich, daß wir für diese Entschließung 
eintreten, wir sind nur überrascht, daß es 
überhaupt dieser Entschließung bedarf. Es 
wurde uns sowohl von Seiten des Herrn Bun­
deskanzlers als auch von Seiten des Herrn 
Innenminister,s immer wieder gesalgt, daß 
allelS getan werde und daß ,alle Möglich­
keiten ausgeschöpft werden, damit endlich 
diese eine, unsere große österreichische 
Sorge, die Sorge um die österreichischen 
Kriegsgefangenen bereinigt werden könne. 

Wir .haben über dieses Thema h eut,e von 
v,er·schiedenen Seiten her reichlich gespro­
chen. Ich möchte sagen, mit meiner Wenig­
keit nun ein iVierblättriges Kleeblatt. Ein 
vierblättriges Kleeblatt 'bedeutet ja Glück 
und Glück können nicht nur wir in öster­
r,eich, Glück können vor allen D ingen auch 
unsere Kriegs1gefangenen brauchen. Ich will 
aber in meiner Rede nieht ' noch einmal auf 
alle D inge 'eingehen, die in dieser Frage so­
wohl' im Bud.getausschuß als auoh hier im 
Hause bereibs aufgezeigt wurden. Ich möcht,e 
nur auf eine Tatsache hinweisen, die meines 
Wissens bish er sowohl im Ausschuß als auch 
in diesem Hohen Hause hier noch nicht be­
handelt wurde, die Tatsache nämlich, daß die 
ausländi,schen Arbeiter und die Kriegsgefan­
genen der Vereinten Nationen im großen und 
ganzen, ja ich möchte sagen, sogar in der 
überwiegend,en Mehrheit von der österrei­
chischen Bevölkerung gut behandelt wurden. 
Ich glaube, das ist eine Tatsache, auf die wir 
nun einmal, und 'zwar von allen Seiten her, 
mit Nachdruck und BetonlUng hinwei..;en 
müssen. 

Die Fremdarbeiter :  Seien sie mir n icht 
böse, ich will mich natürlich damit nicht etwa 
selbst rühmen, wenn ich Ihnen zur Illustra­
tion ein kl,eines Beispiel gebe. Im Jahre 1945 
war ich in einem kleinen Betrieb als K äser, 
also als Arbeitnehmer beschäftigt, und mir 
wurden zwei französische Zivilarbeiter zu� 
gewiesen, die geflohen waren, nachdem die 
Front an Breslau näher rückte. Es ist sogar 
bezeichnend, daß sie ausgerechnet nach 
österr,eich geflohen waren. D iese Leute 
kamen in einem sehr schlechten gesundheit­
lichen Zustand an, und was sie an ihrem 
Körper hatten, das waren wirklich nur noch 
Lumpen. Sie hatten auf ihrem weiten Weg 
alles Brauchbare ,gegen Eßbares umtauschen 
müssen. Es hat damals sogar mich über� 
rascht - und wenn ich auch vielleicht miß� 
verstanden werde, muß ich es der Wahrheit 
halber doch feststellen -, daß ich für diese 
wirklich armen Leute, für diese französischen 
Arbeiter, sofort Bezugscheine in einer amI­
kömmlichen Menge er,halten h�be, und zwar 
� einer Zeit, als unsere inländische Bevöl� 

kerung keine Be�ugscheine mehr bekommen 
hat. Man könnte noch vi,ele solcher Beispiele 
anführen. Ich darf vielleicht ergänzend sagen, 
daß sich diese Franzosen, als die Front dann 
durch Vorarlberg ging, auch dankbar und 
anständig benommen haben. 

Die Kriegsgefangenen : Bei den vorarlber� 
ger Bauern - ich will, um auf ,sicheren 
Bod,en zu Ib1eiben, immer nur von den Ver� 
hältnissen reden, die ich selber - kenne - '  
waren während des Krieges Gefangene der 
jugoslawischen Armee beschäftigt und diese 
Gefangenen hat man du�hwegs g,erne ge­
habt. Ich betone ,aber nachdrücklich, diese 
Gefangenen hat man auch durchwegs gut be� 
hannelt. Wir haben in der Landwirtschaft in 
Vorarlberg eine aus den klimatischen Ver­
hältnissen - wir haben ja viele Nieder­
schläge - gegebene Betriebsform der Vieh­
und Milchwirtschaft. Diese Betriebsform 
bringt es mit sich, daß auch an Sonntagen 
viel AI'Ibeit gemacht werden muß. Trotzdem 
haben di,e Kriegsgefangenen der jugosla­
wischen Armee in der überwältigenden 
Mehrheit der Fälle an diesen Tagen frei ge­
habt, und die Bauern haben mit ihren Ange­
hörigen die Arbeit allein g,emacht. 

Ähnlich war es in der Industrie. D ie öster­
reichischen Arbeiter haben nicht bloß mit den 
Kriegsgefangenen und mit den Fr,emdar­
beitern durchwegs gute Kameradschaft ge­
halten, nein, sie sind ihnen auch heUend bei­
gesprungen, soweit es möglich war. Und in 
den Kriegsgefangenenlagern! Wieviel wurde 
dort von unserer B evölkerung den Gefan­
genen, obwohl andere behördliche Anwei­
sungen bestanden, an Nahrungsmitteln zuge­
schoben, die man sich ja in der Regel vom 
eigenen Tisch abgespart hattel Von dieser 
Stelle aus möchte ich heute alle jene - und 
�s sind bestimmt sehr viele -, die man da­
mals in österreich gut behandelt hat, als 
Zeugen aufrufen : Sagt es in euren Ländern, 
sagt es in eurer Sprache, daß man in öster­
reich gut mit euch war. Bereits ein Jahr lYing 
ist Fdeden und immer noch gibt es Hundert­
tausende, für die sich das Kri.egsleben unver­
ändert fortsetzt. Von anderen sickern daheim 
Todesnachrichten durch, die leider - das 
muß auch hier gesagt werden - amtlich nicht 
bestätigt werden. D ie .sor.�en der Angehöri­
gien werden so �ur Qual und doch hatten und 
haben wir österreicher bewiesen, daß wir 
den ehrlichen Willen Zlum Frieden haben, 
zum Gutsein auch mit den anderen Nationen. 
(Beifall bei den Abgeordneten der österrei­
chisch en Volkspartei.) 

Abg. Hackenberg: Hohes Haus ! Im Zug,e 
des Wiederaufbaues ist einer der wichtig­
stE;ln Faktoren und ein� '<ler drängendsten 
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AIllfgaben, die unsere verantwortlichen Funk­
tionäre in der Regierung und , den Län'der­
verwaltungen zu beschäftigen hatte, der 
Wiederaufbau des iPolizeiwesens gewesen. 
Wir müssen uns an das, wie er vor sich 
ging, heute rüokschauend ein wenig er­
innern. In Wien war es so, daß die Orts­
kommandanten irgend jemanden, und meist 
nicht immer .die Fähigsten und Geeiguetsten, 
zum Polizeichef ihres Beziflkes bestellten 
und daß diese ,Polizeichefs dann ihre Mit­
arbeiter suchten und in ihrer Art, wie sie 
es eben verstanden, die Sicherheit, soweit 
von einer solchen damals überhaupt zu spre­
chen war, in 'dem ihnen zugewiesenen Rayon 
aufrecht zu erhalten versuchten. Erst 'al I­
mählich und unter ungeheueren Schwierig­
keiten war es der Zentralgewalt der Regie­
rung möglich, Einfluß auf diese örtlichen 
PQlizeiehefs und K,ommissariate zu nehmen. 
Soweit wir es heute Ülberblicken können, 
ist es noch immer nicht restlos gelungen, 
diese Polizeikommissari'ate voll und ganz 
der IBundespolizeidirektion zu unterstellen, 
wie es sich gehört und wie wir das von 
früher her gewohnt waren. Vielfach ers�hei­
nen diese Polizeikommissariate noch als 
kleine Polizeidirektionen und pflegen ihre 
Amtsgeschäfte nach der Art des Polizeichefs, 
der eben an dieser Stelle steht, durchzu­
führen. Wenn irgendwo eine Vereinheitli­
chung erforderlich ist, dann ist das heute 
gerade auf dem , Gebiete des Sicherheits­
wesens notwendig, wo wir so schwer unter 
der Bel'astung der Nachkriegszeit und unter 
den chaotischen Verhältnissen auf dem Ge­
biete des Rechtswesens zu leiden ha:ben. 

Ich möchte auf eines verweisen : Das Bud­
get, das ja nur eine kurze D ecke lfür die 
vielen Bedürfnisse ist, ,die wir hätten, hat 
für die Polizei ungefähr jenen ,Betrag aus­
geworfen, der den VOflkriegsverhältnissen. 
also dem Budget vor 1938 entspricht. Daß 
der Aufwand unter den heutigen Verhält­
nissen viel größer sein müßte, ist uns ,be­
kannt, daß also für alles, was die 'Polizei 
,heute nach den Zerstörungen des Krieges 
zu schaffen hat, die IMittel, die uns zur Ver­
fügung stehen, wenig sind, braucht wohl 
nicht näher begründet zu werden. Ich sehe 
nicht ein, wozu unter diesen Umständen in 
gewissen ' Polizeikommissariaten heute noch 
Kulturreferate bestehen, die ,für die öffent­
lichkeit gar nichts tun und nur eine Tätig­
keit entwickeln, welche manchmal vielleicht 
mit der Kultur nicht viel zu tun hat. Es wäre 
notwendig und dringend, daß hier von den 
ZentralstelIen ' Einfluß genommen wird, um 
diese 'O:berflüssigke"iten in den örtlichen 
Polizeistellen zu beseitigen und diese über­
haupt nach den Erfordernissen des Dienstes 
und der Dienstaufgaben auszurichten. 

Wenn wir von den Polizeikommissariaten 
sprechen, müssen wir uns auch daran erin­
!?-ern, daß �s eine alte Forderung nicht nur 
unserer Partei, sondern der ganzen demokra­
tischen Bevölkerung österreichs in jeder Zeit 
gewesen ist, die Polizei lJU demokratisieren. 
Die Schwierig.keiten dabei sind groß, aber 
wir stehen auf dem Standpunkt, d'aß inSlbe­
sondere in den örtlichen Polizeistellen, also 
in Wien bei den Bezirkspolizeikommissari­
aten ein dem()kratischer Polizeibeirat ge­
schaffen werden sollte, ein IBeirat ähnlich 
dem, der den Bezirksvorstehungen in Form 
der BeziJ'lksräte zur Seite ste'ht und der die 
Möglichkeit hat, dieses so wichtige Gebiet der 
öffentlichen Verwaltung unter demokrati­
sche Kontrolle zu nehmen. Ich möchte hier 
den Herrn Innenminister _ bitten, alle seine 
Anstrengungen darauf 'zu richten, denn er 
wird damit nicht nur der Bev'ölkerung, son­
dern auch der neu erstandenen Demokratie 
in österreich einen großen Dienst erweisen. 

Es ist :hier vom Herren Abgeordneten 
H 0 n n e r darauf hingewiesen worden, daß 
gegen die Polizei vieHach ungerechte Vor­
würfe erhoben weJ'ldeh, aber auch Herr Ab-, 
geordneter H 0 n n e r hat zugeben müssen, 
daß in den ersten Tagen nach dem Umbruch 
sich manche Elemente in die ' Polizei einge­
schlichen halben, die eigentlich besser Ob­
jekte polizeilicher Maßnahmen sein sollten. 
Es ist richtig, die Reinigung, von der ge­
sprochen wurde, ist weitgehend durchge­
führt. Es wäre eine Diffamierung braver nn/d 
pflichtbewußter Beamter, wollten wir das, 
was vor einem Jahr noch richtig war, heute 
wieder behaupten. Alber etwas lebt fort und 
ich glaube, in einem Ressort der Polizei 
müßte noch etwas mehr auf Ordnung ge- · 
sehen werden. Es ist dies die Staatspolizei. 
Denn, meine Damen und Herren, ich ha,be 
insbesondere in letzter Zeit mehrfach die 
Verständigung erhalten, daß Staatsp,olizeior­
gane ihre Dienstaufgabe darin erblicken 
oder vielleicht v'on ihren Vorgesetzten damit 
beauftragt wurden, in Vertrauensmänner­
versammlungen und Mitgliederversammlun­
gen unserer Partei als Polizeiorgane zu er­
scheinen. (Rufe : Hört! Hört!) Ich finde es 
unverständlich, wenn wir dabei sind, ein 
demokratisches österreich aufzubauen, diese 
Einrichtung aus der Rüstkammer der fin­
stersten Reaktion heute anzuwenden, um eine 
demokratische und nachweiS'bar immer de­
mokratisch gewesene Partei unter polizeili. -
che überwachung zu stellen. Ich bitte den 
Herrn Innenminister, diesem Zustand mög­
lichst bald ein Ende zu ,bereiten, denn es 
könnte das Vertrauen unserer Mitbürger zur 
D emokratie aufs schärfste erschüttern. Die 
Staatspolizei hat es - dies gehört zu ihren 
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Agenden - ,  auch übernommen, eine Zäh­
lung der TeilIiehmer an den Umzügen am 
1. Mai durchzuführen. Durch Zufall ist mir 
die Meldung, die die Staatspolizei lh l'ü bp.r 
erstattet hat, in die Hände gekom men und 
ich mußte staunen. Ich will die Fäh i gkeiten 
mancher Staatspolizeiorgane durchaus n icht 
herabwürdigen, aber zählen können �ie an­
scheinend nicht, denn sie haben die Zahl der 
Teilnehmer an der sozialistischen D emon­
stration mit 67.000 angegeben und jener an 
der kommunistischen mit 46.000 (Ruf : 
Lächerlich !) Eine einfache Schätzung ohne 
Zählung hätte sagen müssen, wie die D in:ge 
wirklich waren. Das sind Kleinigkeiten, aber 
ich glaube, die Staatspolizei hat heute derart 
viele notwendige und wirklich dringende 
Aufgaoen zu bewälti.gen, daß sie sich mit 
ähnlichen Dummheiten nicht befassen sollte. 

In die Aufgaben der Staatspolizei und des 
Ressorts der Staatspolizei fällt vielleicht, ich 
weiß es nicht bestimmt, auch die . über­
wachung der Ausländer und die Durchfüh­
rung der Evakuierungen. Es wurde :::chon 
die Art und Weise erwä,hnt, wie die Sudeten­
deutschen, die bei uns Zuflucht gefunden 
hatten - und es 'sind nicht alle Henlein­
Anhänger gewesen, es sind sogar nachweis­
bar tätige und 9Jktive Antifaschisten dabei -, 
behand elt wurden, daß man" diese auf die 
unmensClhlichste Art von hier evakuiert und 
viele von ihnen dem Tod ausgeliefert hat. Es 
wundert mich bei dieser Betrachtung umso­
mehr, daß es in österreich ein Art geschützter 
Ausländer gibt. Ich meine nioht die Unifor­
miert"en, 'Sondern ich meine jene, die die Vor­
teHe, in einer ,gewissen Zone zu wohnen, aus­
zunützen wissen UfIlid hier nicht nur unbehelligt 
leben, sondern, man höre und staune, sogar 
öffentliche Funktionen bekleid,en können. Es 
gibt "in Niederösterre:ich eine ganze Anzahl von 
Orten, in denen der Ortsvorsteher gar kein 
östetreichilsche,r Staats.bürger ist, und ni.e­
mand denkt daran, diese Ortsvorsteher allch 
nur zu bitten, ,sich' vielleicht für ihre 
Heimatgemeinde zu interessieren lind nns 
österreichern die Verwaltung österreichs 
selbst zu überlassen. Von einem solchen 
Ortsvorsteher ausländischer Nationalität oder 
Staatszugehörigkeit möchte ich Ihnen ,i etzt 
ein Beispiel geben, ein Exempel, das noch 
nicht ganz vor seinem Abschluß steht, das 
aber vielleicht - und ich will es hoffen -
dadurch, daß es hier erwähnt wird, zu einem 
Abschluß gebracht werden kann. 

Im Westen, an der Grenze Wiens, in 
jenem Gebiet, das 'seinerzeit eingemeindet 
wurde, von dem aber noch nicht genau fest­
steht, ob es in das Wien, das nun geschaffen 
werden soll, gehören wird, befindet sich eine 
Siedlung. D er Obmann dieser Siedlung ist 

ein braver, verläßlicher Vertrauensmann 
unserer Partei, ein überzeugter Demokrat 
uilld ein rechtlich denkender Mensch. In 
diese 8iedlung 'Wurde durch den Ortsvor­
steher, der nicht österreichischer Staats­
bürger ist, eine Partei eingewiesen, obwohl 
er sich ,darüber hätte klar sein müssen, daß 
das Einwei'slmgsrecht in diese Siedlung dem 
Wohnungs- und Siedlungsamt der Gemei n de 
Wien zusteht, und obwohl er wissen mußte, 
daß Siedlungshäuser in erster Linie den 
Opfern des Naziterrors zur VeT'fügung ge­
stellt werden sollen. Die  eingewiesene 
Partei war kein Opfer des Naziterrors. ",Der 
Obmann der Siedlungsgenossenschaft hat in­
folgedessen wohl die Einweisung nicht ver­
hindert, sondern sich l ediglich geweigert, 
den Mietzins dieser widerrechtlich e ! r ge­
wiesenen Person anzunehmen. D ie Fol�en 
sind fürchterlich : er wurde verhaftet. Gltick­
licherweise gelang es ihm, zu entkom m en, 
da er im D ienstort verhaftet werden sollte. 
Sein Dienstort ist nämlich Wien. Seine Ver­
haftung erfolgte im Auftrage des Ort.,kOffi­
mandanten. Die  erste Beschuldigung lautete. 
daß er ein Nazi gewesen sei. Es ";urde so� 
fort einwandfrei der Beweis erbracht, (I(lß 
er kein Nazi war. Und .nun wurde mir von 
einem Vertreter der Besatzungsmacht, der 
der Ortskommandant angehört, erklärt : Ja, 
der Mann ist ja gar nicht verhaftet. Er hat 
nur der wiederholten Aufforderung, zu ei !ler 
informativen Besprechung zum Ortskomman­
danten zu kommen, nicht Folge gelAistet u n d  
da hat man versucht, ihn aur diesc· W'eise 
zum Ortskomnl'mdanten zu "'Jringen. Man 
will von ihm nur einige Aufklärungen. Das 
war vor 14 TageIl. Seit dieser Zeit kann der 
Obmann dieser Siedlungsgenossenschaft 
nicht nach Hause gehen, sotldern muß sich 
in Wien versteC'kt halten. Seither sind bei 
ihm auch mehrere Hausdurchsuchungen zu 
allen Tages- und Nachtzeiten, auch an Sonn­
tagen, gemacht worden. Der Verhaftungsbe­
fehl besteht 110clh immer zu Recht; und warum 
besteht er zu Recht? Weil es ein Ortskom­
mandant für notwendig und gut hält, auf 
Einflüsterungen eines Ortsvorstehers, der 
gar kein österreicher ist, zu hören UD d sich 
damit zum Werkzeug di eses Ortsvor�teherR 
zu machen. Ich frage die demokratischen 
Parteien - und es gilbt ja hier in diesem 
Hause nu)" demokratische Parteien - :  ist 
ein solcher Zustand zu rechtfertigen? Ist. ein 
solcher Zustand aufrecht zu erhalten? Wenn 
wir eine D emokratie aufbauen wonen, muß 
es Achtung vor Recht und Geset? geben! 
(Lebhafte Zustimmung ,bei den Parteige­
nossen.) D ann dürfen insbesondere Verhaf­
tungen nur dann angedroht und ausgespro­
chen werden, wenn die gesetzlichen Voraus­
setzungen dazu gegeben sind. Es wäre Pflicht 
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jener Partei, der dieser Ortsvorsteher an· 
gehört, für die Evakuierung dieses Ortsvor· 
stehers durch die betreffende Besatzungs­
macht, .die ihn schützt, zu sorgen. 

Meine Herren! Die sichtbaren Exponenten 
der Polizeibehörde sind die uniformierten 

. Organe derselben : die Sic,herheitswache und 
die Gendarmerie. Für die Wiener Sicher­
heitswache hat sich nach den Umbruc.hstagen 
des vorigen Jahres das gleiche ergeben, wie 
wir es bei der Poliz.ei im aUgemeinen hatten : 
E-s haben sich zu ihr viele Elemente ge­
drängt, die in die Polizei nicht hineinge· 
hören. Sie wurden, wie hier schon gesagt 
wurde, eliminiert, die Polizei hat sich von 
ihnen freigemacht. Man kann heute wirklich 
sagen, daß die Sicherheitswache, wie sie 
heute besteht, sich aus pfljchttreuen und bra· 
ven Beamten zusammensetzt, die sich be· 
mühen, den schweren Erfordernissen ihres 
Dienstes- gerecht zu werden. Es ist gelungen, 
alle j ene, die die moralischen Qualitäten für. 
einen Wachebeamten nicht besitzen, zu ent­
fernen. Aber im gleichen Zug, in dem Be· 
mühung,en vor sich gingen, die,se Elemente 
zu entfernen, sind neue Elemente in die 
Sicherheitswache ,hineingelmmmen" denen 
man vielleicht moralische Qualitäten und 
moralische Befähigung nicht absprechen 
kann, die aber geeignet sind, noch tieferes 
Mißtrauen und noch schwerere Besorgnis in 
der Bevöllrerung österreichs ,hervorzurufen. 
I�h will nicht verkennen, daß es füt, jeden 
Staatsbeamten ,und inSibesondere für die An· 
�ehörigen der Polizei in den vergangenen 
.. Tahrzehnten sehr schwer war, den richtigen 
Weg ZiU gehen, in Anbetracht der vielßn poli­
tisenen Wandlungen und Umstiirz�, die wir  
erleben mußten. Aber eines Isteht fest : deI' 
Staatsbeamte, und insbesondere das Exeku· 
tivorgan der BundesDolizei, ,hat einen Eid auf 
die demokratische Verfassung abgelegt, und 
an diesen Eid war er gebunden. Ins,besondere 
hatte dieser Eid nicht so sehr die Masse der 
kleinen Beamten, die ja schl'ießlich und end� 
lieh immer durch moraUschen oder ,durch 
disziplinären D I'Iuck in eine ZwanQ"slage ge· 
drängt werden konnten, sondern die leiten· 
den Beamten zu halten, die an der Sp1t7.e 
stehen. Und in dieser Hinsicht ist. wenn wir 
uns rückschauend erinnern, nicht immer das 
eingetreten, wa.s ZJU erwarten war. Es hat 
Polizeibeamte gegeben, aie ,sich ·vielleicht 
nur mit einem " vorausriechenden Oppor· 
tlJnismus" oder vielleicht auch aus innerem 
D range schon in der Zeit der D emokratie be· 
müht habeR sich nach anderen antidemo· 
kratischen Richtlinien hin zn orientieren . Es 
hat Polizeibeamte Q'egeben, die d�n Verfas� 
sungsbruch. der 1934 in österreich geschehen 
ist nicht nur mitgemacht. sondern tatkräftig 
unterstützt h ruben. Es hat Polizeibeamte ge· 

geben, die sich in der Zeit von 1934 bis 1938 
ebenso benommen haben, wie wir es von 
der SS und den Gestaposchergen von 1938 bis 
1945 kennengelernt haben. (Zustimmung.) 
In diesem Saale befinden sich eine ganze 
Anzahl von Abgeordneten, die in dieser Zeit 
nicht einmal, sondern mehrmals in Hart ge� 
wesen sind und sich von diesen Polize.jbe� 
amten als Demokraten beschimpfen, be� 
schmutzen und auch ,schlagen lassen mußten. 
Dann wurde der grüne Faschismus vom 
braunen Faschismus abgelöst und viele, 
denen es vielleicht wegen ihrer Herkunft 
nicht möglich war, den Ansohluß an den 
braunen Faschismus zu finden oder die ihn 
zu spät gesucht haben, wurden nun Opfer des­
selben und hatten Gelegenheit, den Wert 
der persönlichen Frei.heit und der zu ihrem 
Schutz erlassenen Gesetze, den Wert der De· 
mokratie als rechtlose Opfer eines totali­
tären Regimes kennenzulernen. Ich will 
hoffen, daß die meisten von ihnen durch die 
bitteren Erfahrungen, die sie in den Konzen· 
trationslagern und Kerkern des Naziregimes 
machen mußten, z,u D emokraten bekehrt 
worden sind. Völlig überzeugt bin ich aber 
nicht davon. Ich muß mich jedoch dagegen 
aussprechen, daß solche Leute jetzt, unbe­
rechUgterweise mit dem Glorienschein des 
politischen Märtyrers versehen, ihren Einzug 
gerade bei der Polizei gehalten haben. (Leb· 
hafte Zustimmung bei - den Parteigenossen.) 
Derartige Funktionäre ·bei 'der Polizei zu 
finden, erfüllt den demokratischen Teil der 
österreichischen Bevölkerung mit tiefem Miß­
trauen, liesonders deshalb, weil ,sie sich n.icht 
vielleicht in il"gendwelchen untergeordneten 
Stellungen, sondern durchwegs 'in leitenden 
und höchsten Funktionen der Polizeidirektion 
und der Sicherheitswache befinden. E-3 wäre 
taktvolleI" gewesen, wenn diese Herren 
selbst _eingesehen hätten, daß sie sich jetzt 
etwas zurückhaltender benehmen mÜS1;en -und 
daß sie sich vielleicht einen anderen Beruf 
und nicht gerade d en eines Poli7.eibeamten 
suchen müßten, d'amit sie nicht wiederum in 
die Lage kommen, einen Eid aur die Ver­
fassung z.u schwören, den sie. streng genom· 
men, schon früher einmal gebrochen naben. -

Meine Herren, wir wollen hoffen, daß €,s 
nichtsdestoweniger gellngen wird, die D emo· 
kratie nach besseren Grundsätzen als vordem 
wiederaufzU'bauen, obwohl wir wahrnehmen 
müssen, daß in einigen Albteilungen der be· 
waffneten und uniformierten EXßkutive ge­
wisse Tendenzen - ich will nicht �agen , an ti­
demokraUsehe - zum Vorschein kommen, 
rHe uns von früher her bekannt sind und die 
die Einleitnng bilden sollen für das, was 
später nachkommen kann. Es erfüllt nicht 
nur uns, sondern auch besondef's die demo­
kratischen Wachebeamten mit- tiefstem Miß-
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trauen über die demokratische - Gesinnung aus dienstliohen Gründen nötig ist, könnte 
ihrer VOI'lgesetzten, wenn _ jetzt schon wieder so unauffällig erfülgen, daß sie nur Polizei­
von Exerzierreglements gesprochen wird, fachmännern erkennbar ist. Ich selbst kann 
wenn manche Gendarmeriekommandanten aus eigener Erfahrung sag·en, wir er,schweren 
schon wieder Vorschriften über den Haar- den jungen Wachleuten nur den D ienst, und 
schnitt der zugeteilten Beamten erlassen, es liegt auch im Interesse der Allgemein­
wenn bei der Gendarmerie die Formel "ge- J;I..eit, wenn mit diesen Unterscheidungen 
horsamst" bei Meldungen wiedereingeführt Schluß gemacht würde. 
wird, und wenn schließlich nicht nur vom Zum Aufbau der 'D emok ratie ist es also 
örtlicl).en Kommandanten, sondern von der notwendig, unser Augenmer]{ auf tUe Ent­
Sicherheitsdirektion selbst die Frage des wicklung des Polizeiapparats, insbesondere 
-Zölibats neuerlich angeschnitten wird. auf den Polizeipostendienst . zn lenken. Die 
(Heiterkeit.) Das waren Einrichtungen frü- Polizei soll ja die verläßliche Stütze der 
herer Jahre, die wir kennengelernt haben. D emokratie sein, diese verteidigen, wenn sie 
Wir wissen, wohin sie führen. Ich möchte angegriffen werden süllte, iUnd dazu ist auch 
den Herrn Innenminister auf diese Tatsache erforderlich, daß wir uns um die Schmerzen 
aufmerksam machen und ihn bitten, solche iUnd Nöten dieser Männer ein wenig kümmern 
reaktionäre Einflüsse rücksichtslos, auch und trachten, ihre Sorgen zu lindl�rn un d 
wenn es notwendig sein wird, unter Entfer- ihren Wünschen entgegenzukommen. Wenn 
oong ,sogenannter politischer Märtyrer zu be- wir jetzt im Neuaufbau ,stehen, dürfen wir 
seitigen. (Beifall bei den Parteigenossen.) Bei nioht v.ergessen, daß auch die Rechte derer, 
der Wiener Sicherheitswache wirken sich die am Neuaufb8lu mitwirken, geschützt ­
solche Bestrebungen, wenn sie in den Köpfen werden müssen. D aher muß auch die Sieher­
mancher Reaktionäre in ihr heute noch heitswaClhe wieder ihre Disziplinarrechte ('f­
immer vorhanden .sein mögen, begreiflicher- halten und ihre PersonalvertI'letung bekom­
weise nicht so aus, wie bei der Gendarmerie men, es müssen darüber gesetzlich verpflich­
auf dem Lande, weil die Wiener Sicherheits- tende Einrichtungen geschaffen werden . Die 
wache viel mehr unter ,der Kontrolle der Sicher.heitswache hat unter den heutigen Ver­
öffentlichkeit steht. Aber trotz alledem hältnissen sehr Schweres zn leisten , Ihr 
würde ich es wünschen, und ich glaube mit . Stand betrug 1938 für das Gebiet von Wien, 
mir die gesamte demokratische Bevölkerung das damals nicht so groß war wie heute, 
Wiens, wenn auch bei der Sicherheitswache 8000 Mann , Heute beträgt er 7000 Mann 
solchen Bestrebungen von vornherein ein für ein weit größeres Gebiet. D azu haben 
Riegel vorgeschoben werden würd e, daß die sich die Sicherheitsverhältnisse ungemein 
Distinktionen und die Offizierstitel, die damit verschlechtert. Vor 1938 geschahen in ein em 
verbunden sind, abgeschaffen w,erden. (Zu- Jahr nicht so viel Morde wie heute an einem 
stimmung.) Es !hat auch früher keine PolizE'i- Tag, und Sie wel'lden wohl zugeben, daß 
rittmeister und Polizeimajore gegeben. son- gerade die Sicherheitswache darunter zu 
dern nur Polizeikommissare und wir würden leiden -hat. Ebenso sicher ist. daß es in den 
a!Uch für die Zukunft damit auskommen. (Bei- 20 .Jah ren vor 19R8 bei der Sicherheitsw:1.che 
fall bei den Parteigenossen. - Zwisch enruf : nicht so viele tödliche Berufsunfälle gegeben 
Polizeioffiziere hat es immer gegeben !) Poli- hat wie heute in ein em Monat. D as muß an­
zeioffi.ziere hat es in ·österreich nicht gege- erkannt werden unO. dafür miissen die dienst­
ben ! Zumindest hießen sie in der Zeit von tu enden Beamten auch entsprechend entlohnt 

1918 bis 1933 AbteHungsinspektoren. Bezirks- werden. und ich muß meinem Erstaunen 
inspektoren, Polizeikoinmissare 11nd Polizei- A usdruck !!eben, daß die Einrichtung, wie 
oberkommissare, ,beziehungsweise Sicher- sie vor 1938 bestand, den Sicherheitswache­
heitswachkommissare oder Sicherheitswach- bea mten ,f.ü r ih ren D ienst, den sie über die 
oberkommissare. Erst 1933 wurden die Offi- Hauptdienstzeit hinaus leisten, eine Ent­
zierstitel eingeführt. Es bedeutet dies nic11t lohnnng in Form von Bereitschaftsg:ebiihrAn 
viel ; es ist nur eine Bezei chnung'. aber weil zu geben, noch immer nicht wiederein ge­
es eben nur ein Begriff ist. kann darin ei n e  filhrt ist. Auf d iese Tat·sach e. möchte ich auch 
Tendenz liegen, die besag't : das ist nur der die A ll fmerksamkeit des Herrn Bnndesmtni­
erste Schritt; die anderen folgen nach . sters für  In neres l·enken. Fos ist für eine 

Zur Frage d er Distinktiünen ist festzu- solche Körperschaft, wie die Wachnolizei. Vl)l1 
stellen : leih sehe nicht ein. wozu ,für die He- llnbedinQ'ter WiCihti9'keit. mit welchem Inter­
völkerung ein derartiller Unterschied m it esse. mit welchem Elan und mit wel cher Be­
ein. zwei. drei ·und weiß ich wieviel Stern en ru fsfreude die ein zelnen Polizisten ihren 
bei den diensUu.enden Wachl euten Q'emaf'ht Dienst ausüben. Es i st beQ'reiflic,h . wenn leb:t 
werden soll . .  Für die Bevölkerung ist rier in ei.ner Zeit, in der die Wirtschaft darnieder­
Sicherheitswachebeamte in erster Linie flel' liegt und es nicht fü r all e leicht ist, ejn e Be­

Wachebeamte fUnd die Unterscheidung, die schäftigung zu finden. manchem das Unter-
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kommen bei der Polizei ein Rettungsanker 
!st. An einer derartigen Fluktuation in der 
Polizei kann niemand ein Interesse haben. 
Auch der Beruf eines Wacheibeamten muß 
gelernt s ei n  und es genügt da kein drei� 
monatigel' oder ,sechsmonatiger Krurs. Es muß 
eine ganze Anzahl von Erfahrungen gesam­
melt werden, bis der Wachmann, so wie wir 
ihn brauchen, voll ausgebildet ist und sich in 
seinem Dienst :so sicher fühlt, wie er e8 so11. 
Deshalb müssen die Entlohnungsv:erhältnis8e, 
die D ienstverhältnilsse und die dienstrecht­
lichen Verhältnisse im - Wachkörper so b e­
schaffen sein, daß wir die MögliClhkeit haben, 
wieder eine Auswahl zu treffen, daß wir uns 
bei der Aufnahme die Leute wieder anseh en 
können, ob ,gie wirklich körperlich, moralisch 
und geistig befähigt sind, Angehörige der 
Sicherheitswache zu sein. Ich möchte der 
Hoffnung AusdrlllCik geben, daß von der 
früher geübten Methode, die Anwärter für 
die Sicherheitswache nicht aus Wioo, son­
dern womöglich aus kleinen und kleinsten 
Landgemeinden zu suchen, nun endgültig 
abg,egangen wird. Unsere Partei, die durch 
die Polizei von 1934 an -so viel gelitten hat, 
hat den Wert einer demokratischen, gesetzes­
treuen, dem Volke .sich verantwortlich 
fühlenden Polizei seit jeher erkannt. Wir 
werden bemüht sein, bei der N8lUorganisation 
des gesamten Polizeiapparals mitzutun, und 
der aus uns'eren Reihen' �tellte Ill'llIenmini­
ster wird sein möglichstes tun und sich eben­
falls dafür einsetzen, um ' auch auf diesem Ge­
biete die ,D emokratie in österreich zu festigen 
und zu sichern. W:ir wertden uns anstrengen 
und werden Erfolg haben, voraus,gesetzt, daß 
hicht von der einen oder anderen Seite 
Schwierigkeiten gemacht werden. Wir wer­
den bei grutem Willen aller Beteiligten, vor 
allem der drei österreichischen demokrati­
schen Parteien, endlich zu ,jener Volkspolizei 
komm en, die wir längst brauchen, die längst 
ein Bedürfnis des österreichischen Volkes ist 
und, was mir besonders wichtig scheint, uns 
vor Katastrophen. wie wir sie nun hinter un s 
haben, in Zukunft bewahren soll. (Lebha fter 
Beifall bei den Sozialisten.) 

(Während vorstehender Ausführungen hat 
Präsident Böhm den Vorsitz übernommen.) 

Abg. Astl : Hohes Haus ! Es  ist heute be­
reits mehrfach von Rednern darauf ver­
wiesen worden, daß der Aufbau der Polizei 
und Gendarmerie schon in überraschend 
kurzer Zeit bewerkstelligt wurde und daß 
diese Organe sich in ihrem WiI'lkungsbereich 
sehr gut eingea�beitet halben. D iese Aus­
führungen möchte ich ebenfalls bekräftigen, 
aher dabei auf den Umstan d verweisen, daß 
die Tätigkeit dieser Organe in mancher Hin­
sicht eine Sisyphusarbeit darstellt, das heißt 

vergebli,ch ist. Wir müssen darauf ver­
weisen, daß inshesondere in bezug auf den 
Groß-Schleichhandel, die Schwarzschlächterei 
und dergleichen - wobei ich ausdrücklich 
bemerken will, daß es sich hier nicht u m  
Ausländer, ,sondenn u m  inländische ,Perso­
nen handelt - wohl die Gendarmerie die 
ersten Erh ebungen und Verhöre durchführt, 
die Angelegenheiten weiterleitet, dann alber 
die Dinge irgendwo und irgendwie liegen 
bleiben. Die Herren, die auf frischer Tat er­
tappt werden, werden nach den ersten Ver­
höroo wieder freigelassen und gehen herum, 
als ob nichts passiert wäre.  D ies ist eil1f� 
Sache, die von der Bevölkerung absolut 
nicht verstanden wird. Von zuständiger Seite 
wird immer wieder erklärt, daß solche Schäd­
linge an der Gesamtheit rücksichtslos z.u einer 
gehörigen Strafe herangezogen werden sollen, 
aber von einer wirklichen Bestrafung hört 
man in den allermeisten Fällen erst spät 
oder gar nichts. Es mag die Verschleppung 
dieser Fälle wohl in vielen Fällen aüf di e 
eIbenfalls schon angeführte Schwerfälligkeit 
des ganzen Verwaltungs- .und Justizapparats 
zurückzuführen sein, aber gerade in diesen 
Fällen darf es keine Schwerfälligkeit geben.  
Hier tut rasche und exemplarische Justiz in  
erster Linie 'not. Nur eine solche Ju stiz kann 
dem Vollksempfinden in solchen Notzeiten 
gerecht werden. Die Gendarmeriebeamten 
kann man heute schon sagen hören, d aß 
ihnen ihre Anbeit zum überdruß wird, da 
sie doch keine Resultate zeitigt und diese 
gemeinschädlichen Elemente nicht der ver­
dienten Strafe ,zugeführt werden. 

Nelben 'Gendarmerie un,d Polizei haben 
wir aber in Tirol noch eine dritte Organisa­
tion, die sich selbst Exekutivgewalt gegeben 
hat und diese in gewissen Dingen auch aus­
übt. D as ist die sogenannte "demokratische 
Freiheitsbewegung", eine Art Organisation, 
die aus der ehemaligenWiderstandsbeweglUng 
hervorgegangen ist. Sie setzt sich aus Ele­
menten zusammen, die in keiner . der drei 
anerkannten demokratischen Parteien An­
schluß finden, ,wohl aber fall weise sich an 
die österreichische Volkspartei anlehnen. In 
dieser Orgrunisation haben Monarchisten, 
ehemalige Heimwehrleute, kurz lauter Men­
schen ,Platz gefunden, die sich in eine demo­
kratisclle Organisation, wie wir sie verste­
hen, nicht einfügen 'können. Diese Organi­
sation erklärt, kein Programm zu brauchen , '  
scheint aber in gewisser Hinsicht dem 
Führerprinzip �zu huldigen . .  Es gibt bei  die­
ser Organisation Ortsgruppen, Bezirkslei tnn­
gen und auch eine Landesleitung, also einen 
kompletten Organisationsapparat. D iese Or­
ganisation maßt sich nun einen amtlichen 
Charakter an, gibt politische B egutachtungen 
. ab sowie Beurteilrungen, besonders von 
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Nationalsozialisten und der,gleichen. D as In­
teressante dalbei ist, daß manche Verwal­
tungsstellen diesen Beurteilungen Rechnung 
tragen, den Amtscharakter dieser Organisa­
tion also aneflkennen. Es wird gut seiu, we nn 
der Herr Innenminister sich diese Leute und 
ihre Organisation einmal ansieht und sie 
ihres angemaßten Amtscharakters entkleidet. 
Wir können verstehen, daß es Menschen gibt , 
denen . die Programme der bestehend,�n 
Parteien nicht zusagen. Aber dann sollen 

sich diese Menschen eine Organisation 
schaffen, die sich mit einem ihr entsprech en­
den Programm an die öffentlichkeit wagt. 
Jedenfalls ist .es in einem demokratischen 
Staat untragbar, wenn sich eine Organisation, 
deren Ziele und Tendenzen unbekannt sind, 
amtlichen Charakter anmaßt. �Beifall bei den 
Sozialisten. ) 

Abg. Eibegger : Hohes Haus ! Gestern hat 
der Herr Abgeordnete Prof. Dr. G s e h  n i t­
z e r  im VerlaJUf seiner Polemik gegenüber 
den Abgeordneten der Sozialistischen Partei 
sich zwar als D emokraten bekannt, er hat 
aber seine Rede mit einer für öVP.-D emo­
kraten bezeichnenden Erklärung abge­
schlossen (liest) : "Das sind Dinge, die 
die ne:ue D emokratie wieder in jene Bahnen 
treiben, die di.e alte D emokratie verderbt 
haben. Ich bekenne mich bis heute als völlig 
überzeugten Demokraten. Aber es ist alles 
dazu angetan, daß man an dieser über­
zeugung irre werden könnte". 100 hoffe, daß 
der Zeitpunkt zur Abkehr von der D emo­
kratie auch für den Herrn Abgeordneten 
GSCihnitzer bis jetzt noch nicht eingetreten ist, 
so daß wir ilhn zumindest heute noch als 
Demokraten betrachten dürfen. 

Vielleicht nicht immer absichtlich, aber 
doch tatsächlich scheinen öVP.-Angehörige 
in der Regierung und in den Regierungs­
stellen die Grundsätze unserer demokrati­
seIhen Verfassung nicht immer ' voll aner­
kennen und bei Ausübung ihrer Ver­
waltung-stätigkeit diese Grund'sätze nicht voll 
durchführen zu wollen. Sonst könnte es nicht 
vorkommen, daß die Bezirke österreicns 
aJUch heute -noch nioht nach demokratischen, 
sondern nach autoritären Goondsätzen der 
vormaligen k. k. Monarchie v,erwaltet werden. 
Die V,erfassung vom Jahre 1929 ,sieht aus­
drücklich autonome Bezirksverwaltungs­
körper vor. Das Ausführungsgesetz zu diesen 
Verfas-sungsoestimmungen ist auf Grund des 
Widerstandes der Mehrheitspadei vor 1935 
hisher noch nie be,s�hlossen und somit ist 
dieser demokratische Grundsatz der Ver­
fassung au"h nicht durchgefüihrt worden. D as 
vorläufige Verrassung-sgesetz vom 1 .  Mai 1945 
sieht im � 33 die Bestimmung vor, daß die Be­
zirksselbstverwaltungsangele-genheiten von 

Bezirksvertretungen zu besorgen seien. § 8 
des Behördenüberleitungsgesetzes vom 20. Juli 
des vorigen Jahres · ordnet in kategorischer 
Form an, daß die bisher -:- also in der Nazi­
zeit - von den Landräten mitbesorgten 
Agenden der B ezirk,sverwaltungen sofort den 
provisorischen Bezirksvertretrungen und Be­
zirksausschüssen zu übertragen seien. Beide 
Gesetze, also die vorläufige Verfassung vom 
1. Mai 1945 und das Behördenüberleitungs­
gesetz, sind vom Alliierten Rat genehmigt 
worden, aber die verfassungsrechtlichen und 
gesetzlidhen Bestimmungen hinsichtlich der 
Ausübung der Verwaltungstätigkeit auf dem 
Gebiet der 8elbstverwaltungsangelegenheHen 
der . ,Bezirke sind bisher nicht durchQ'efijhrt 
worden. Sicherlich hätte es keiner großen An­
strengung der Bürokraten bedurft, um rich ­
tige Ausführungsgesetze zu diesen Ver­
fassungsg�setzen zu entwerfen und in den 
zuständigen Körperschaften zur Beschluß­
fassung vor zulegen . Ein Beispiel haben wir 
schon 'Seit vielen Jahrzehnten. Es i,st dies das 
BezifiksvertretungsQ'esetz, das ip. der Steier­
mark · von dem Jahre 1866 his 1938 in 
Geltun g gestanden ist. Nach dem österreichi­
sch en Reichsgemeindegesetz ist die Möglich­
keit gegeben, daß sich Gemeinden zur Be­
sorgung der se]bständigen Angelegenheiten 
zu Bezirken zusammenschließen. D ieses alte 
Reichsgemeindegesetz aus dem .J ahre 1 862 
hat wenigstens durch ein Land. dureh di e 

Steiermark, im Jahre 1866 Erfüllung be­
kommen. D aher wäre es, wie bereits festge­
stellt, si,cherlich nicht schwer ,gewesen, wenn 
man diese demokratische Einrichtung wenig­
stens h�nsichtlich der ISellbstverwgltungsan­
geleg-enheiten der Bezirke in die Tat umge­
setzt und für ganz österreich eingeführt 
hätte. 

D er Herr ,Bundeskanzler hat in seiner 
Regierungserklärung vom 21. D ezemb8r des 
Vor.iahres festgestellt, daß eine weitestge­
hende D emokratisierung der Verwalhmg er­
folgen müsse. Er hat �nter anderem wort­
wörtlich erklärt : ,Es darf keinen bürokra­
tischen Staat im Staate mehr geben. Trotz 
der verfassungsgesetzlichen Bestimmungen , 
der teilweisen gesetzlichen Regelung, der 
El'Iklärung des Chefs der Regierung und der 
wiederholten Kundgebungen der politischen 
Parteien finden wir heute, wi e in diesem 
Hause bereits festgestellt wurde,  noch immer 
eine IBehörde, und zwar in d er Stufe d e r  
Bezil'lke als Verwaltungsbeh1örde erste r In­
stanz, die mit den Grundsätzen der Demo­
kratie, auf die unser gesamtes Verwaltungs­
leben aufgebaut sein soll, absolut nichts zu 
tun ,hat. Fü r mich ist es kein Zweifel, daß 
der Bundeskanzler lng. F i g 1 mit seiner 
Regierungserklärung ausgeS'prochen die Be­
zirkshauptmannschaften treffen wollte, daß 
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er feststellen wollte, es sei un'bedingt not­
wendig, diese B ehörde zu reorganisieren, 
damit sie in "die demokratische Verfassung 
aller übrigen Behörden tatsächlich hinein­
paßt. Und wenn nunmehr, wie ich doch hoffen 
möchte, hinsichtlich der 'Bezirksverwaltung 
in selbständigen A�gelegenheiten eine de­
mokratische FOl"m gefunden wird, dann 
glaube ich, daß man die lang angeikündigte 
und unbedingt notwendige Reorganisation 
der Bezil"kshauptmannschaften - im neuzeit­
lichen Sinne damit in unmittelibaren Zu­
sammenhang bringen kann. 

Für uns muß es oberster Grundsatz sein, 
daß die Verwaltung nicht mehr als bisher 

, aufgesplittert werden darf. Es muß der 
Grundsatz vor,herrschen, daß wir eine so 
sparsame Verwaltung wie lJ1ur möglich 
schaffen. Vorbilder für 'die Organisations� 
form der IBezirksverwaltungsbehörde l}{Iönnen 
uns, nach unten gesehen, die 'österreichi­
schen Gemeinden und, nach oben betrachtet, 
die Länderverfassungen sein. Es wäre ein 
bewußt _ begangener und dargestellter Irr­
tu m, wenn man behaupte.n würde, daß der 
Bezil'lkshauptmann als Organ der Verwal­
tungslbehörde erster Instanz nicht so 'wie der 
Bürgermeister der autonomen Städte oder so 
wie die Landeshaup1:1eute aller . unserer 
Bundesländer aus freien Wahlen hervor­
gehen kön ne. 

Würden wir, sehr ve rehrte Abgeordnete, 
und das empfehlen wir, die Angelegenheiten 
der ' Bezirksselbstverwaltung und der staat­
lichen Verwaltung zusammenzulegen und sie, 
die ,doch nicht gegen einander wirken, durch 
ein Organ verwalten lassen, dann würden 
wir die richtige Organisationsform finden, 
die der der !Gemeinden und der Länder 
en tspräche. Die Bezirksvertretungen wären, 
wie die Gemeiude'Vertrehmgcn und die 
Landtage, die beschließenden Organe. D ie 
Durchführung der Beschlüsse würde den Re­
ferenten, die in der Gesalll'th-eit den Bezir'ks­
ausschuß Ibilden, und dem aus dem Kreis 
der Bezirksvertretllng gewählten - Bezirks­
happtmann obliegen. Biln weitere's zweck­
entsprechendes Organ 'Wäre das Bezirksamt, 
dem ein rechtskundiger Verwaltungsbeamter 
- vielleicht Bezirksamtsdirektor .genannt -
vorstehen würde. D as wäre eine einfache 
Form, die sicherlich nicht schwierig durch­
zuführen ist, da ähnliche "For men bereits in 
den anderen Verwaltungsstufen bestehen. Es 
wäre auoh nichts Neues. Selbst jene, die Neues 
scheuen, :könnten ruhig an dieses Werk her­
angehen. Die OrganisationSiform der Bezirke 
ist ja in den anderen alten und neuen D e­
mokratien nichts Unbekanntes. Die Organi­
sation der englischen Grafschaften ist ähn-

- '-.. lieh ,wie -die der Bezirke in anderen Län-

dern. Sicherlich, wer Demokratie nur dann 
angewendet wissen will, wenn dies zugun­
sten seiner Partei ist, der könnte ,allenfalls 
die Meinung 'vertreten, es sei nicht gut, diese 
zweckentsprechende Form nunmehr einzu­
führen. Er verliert ja doch den Obergendar­
men im B ezirk, den der autoritär herr­
schende !Bezirkshauptmann nach dem Muster 
der k. k. Monarchie österreich auch heute 
noch darstellt. Wer glaubt, daß der gewählte 
Funktionär nicht imstande sei, die Verwal­
tungsagenden der B ezil"�e zu führen, der 
spricht den gewählten Funktionären in den 
Ländern und auch im B unde die Fähi�keit 
ab, Verwaltungsge'Schäfte zu leiten. Das 
ist aber nicht der Wille und die kbsicht der 
D emokraten in diesem Hause. Deshalb 
wollen wir AJbgeordneten der Sozialistischen 
Partei dem Hohen Haus ehestens !Gelegen­
heit geben, die ,Bekenntnisse zur :D emokratie 
und die in dieser Hinsicht gegebenen Ver­
sprechungen in die Tat umzusetzen. Wir 
werden dies in der Weise tun, daß wir einen 
Gesetzesentwurf über di,e Einrichtung von 
demo'kratischen Bezirksverwaltungs'körpern 
und über die Schaffung von 'Bezirksvertretun­
gen einbringen werden. 

Die Verwaltung - muß in Österr,eich auf 
einer neueu Grundlage aufgebaut werden. 
Es ist v,erständlich, d.aß ein großer Teil der 
Bürokratie kein Verständnis für Demokratie 
aufbringt. 13 Jahre lang ist die B ürokratie 
von der Handhabung demokratischer Grund­
begriffe ausgeschaltet gewesen und so kön­
nen die Verwaltungsbeamten im Alter bis 
zu 45 J,ahren die demokratische v.erwaltung, 
die uns durch die Gesetze versprochen ist 
praktisch jetzt gar nicht handhaben. Es ist 
bezeichnend, daf� ,man in den verschiedensten 
Ländern die alten Bürokraten, die tatsächli,�h ­
Anspruch hätten, rm Ruhestand zu sein, ge­
rade jetzt holen mußte, und 'zwar in die 
höchsten Stellungen, um den Demokraten bei 
der Umstellung der Verwaltung au r demo­
kratische Grundlage -behilUich zu sein. Und 
so haben wir Landesamtsdirektoren im Alter 
von 70 Jahren, und ich stelle gerne fest : Es 
sind nicht nur fähige, sondern auch eifrige 
Verfechte I' einer demokratischen Verwal­
tung, und das olme Rücksicht darauf, zu 
welcher politischen Partei sie sich bekenne n. 
D emokratie ist nicht eine Angeleg:mheit 
einer Partei, sie ist Sache des Volkf�s. D es­
halb' hat die Volksvertretung dafür zu sor­
gen, daß die Verwaltung neu und demo-
kratisch gestaltet wird. / 

-

Auf dem Gebiet der Verwaltung könnte 
im besonderen dort, wo offensichtlich 
Schwierigkeiten auftreten, durch 'He zu­
ständigen Stellen doch Ordnung geschaffen 
werden. Ein J,ahr ist seit

. 
der Befreiung 
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österreichs vergangen. Ein kleiner Land­
strich in ,österreich spielte knapp vor der 
Befreiung eine große Rolle. Es ist dies das so­
genannte Ausseer-Land, das Gebiet der poli­
tischen Expositur Aussee. Aussee hat immer 
zu Steie:vrnar,k gehört' und wurde durch die 
Naziherrschaft ohne Berücksichtigung der 
Tradition kurzerhand Oberösterreich ,einver­
leibt. Ohne weiteres sei zugegeben, daß viel­
leicht 'manche wirtschaftliche Angelegenhei­
ten für die Angliederung an Oberösterreich 
sprechen. Historisch gesehen ist aber eine 
Angliederung, eine definitive Angliederung, 
an das 'Bundesland Ober,österreich unmöglich. 
Die Ausse,er fühlen sich als Steirer  und 
wollen an ihr Stammland wieder rückgeglie­
dert werden. Es war eigentlich nach dem 
Mai 1945 nie ein Zweifel, daß die Ausseer 
nach Steiermark zurückkehren werden. Auch 
die Oberästerreicher, Freunde unserer Par­
tei, Angehörige der Volkspartei, wollten die 
Ausseer gar nicht zwangsläufig im Rahmen 
ihrer Bev,ölkerung haben. Und trotzdem ist 
diese Angelegenheit noch immer nicht ge­
regelt. D ie Tatsache, daß das Ausseer Länd­
chen von Amerikanern und die Steiermark 
von Engländern besetzt ist, kann die ver­
waltungstechnis-che Rü,cik!führung Aussees 
nach Steiermark kaum bee,influssen. (Zwi­
schenruf : Aber e�nen demokratischen Bel­
ziI'lkshauptmann haben sie inzwischen ge­
habt l) Jawohl, Herr Abgeordneter!  Sie 
kommen mir sehr. zu Hilfe, um auch übel' diese 
Angelegenheit sprechen zu können. Sie ist 
ein Musterbeispiel dafür, daß die österrei­
chische Bürokratie, auch die Richter, ihrer 
Tätigkeit noch nicht demokratische Rechts­
sätze zugrunde gelegt haben. o.er zitierte 
demokratisohe Bezirkshauptmann, der Herr 
Abgeordnete 10 ai s w i n k I e 1', mein Partei­
freund, wird beschuldigt - dies ist in dem 
Auslieferungsbegehr,en des Kreisgerichtes 
Wels einleitend festgehalten -, das Verbre­
chen des Amtsmißbrauches dadurch began­
gen 'zu haben, daß er als eingesetzt.er Bür­
germeister von Aussee seine Macht auf den 
Bezirk ausgedehnt und den Weisungen der 
übergeordneten Behörden nicht Folge ge­
leistet .hätte. Nun bedauern wir es absolut 
nicht, daß Freiheitskämpfer zum Zweoke der 
Befreiung österreichs die Erlassung von Ge­
setzen, die sie zu diesen Taten berechtigen 
würden, nicht abgewartet hahen. Hätten 
wir solche Gesetze .arbgewartet, würden wir 
wahrscheinlich noch immer nicht als Volks­
vertreter hier sitzen und versuchen, eine 
neue Verfassung aufzubauen. �L.e'bhafter Bei­
fall bei den ,Parteigenossen.) Es ist bezeich­
nend, daß sich überhaupt ein Richter und 
ein 8taatsanwalt finden kann, der so etwas 
an die Spitze eines Auslieferungsbegehrens 
zu stellen wagt. Nehmen wir aber an, es 

seien Gesetze vorhanden gewesen, denen 
der Abgeordnete Gaiswillkler als demokra­
tischer Bezirkshauptmann Rechnung tragen 
wollt,e. Wie hätte er damals entscheiden 
können, welchen Anordnungen er zu ent­
sprechen habe? Jenen der oberösterreichi­
schen oder jenen der steiermärldschen Lan­
desregierung? D ie oberösterreichische Re­
gierung hätte Aussee nur regieren können, 
wenn sie den Anschluß, die Verwaltungs­

handlung der Nazi, anerkannt hätte. An­
dererseits wäre die steiermärkische Landes­
regierung sicherlich bestrebt gewesen, auch 
die Verwaltungstätigkeit in diesem :Gebiet 
ehestens nach ihren Grundsätzen zu regeln 
und auszuüben. Die Verwaltungstätigkeit 
bedarf daher auch im Ausseer-Land einer 
eindeutigen Klärung. Allerdings nicht in der 
Weise, daß wir die Verwaltungstätigkeit von 
selbsteingesetzten Freiheitskämpfern jetzt 
nachträglich kritisieren oder durch Gerichte 
verurteilen lassen. D aher , meine sehr ver­
ehrten Damen und Herren, sorgen wir dafür, 
daß den vielen Versprechungen und 
Worten über die Notwendigkeit der Demo­
kratisierung und Neuordnung der Verwal­
tung nunm ehr endlich auch die Taten folgen. 
Dann brauchen wir nicht nach faustisoher Art 
zu unter,suchen : War am Anfange das Wort 
oder die Tat? D ann können wir als d ie dem 
Volke, als die der Wählerschaft verantwort-
lichen Abgeordneten ohne weiteres erklä­
ren : Am Anfange war das Wort, jetzt aber 
folgt die Tat ! (Beifall bei den Parteigenossen .) 

Abg. Widmayer: Hohes Haus ! Das Bundes­
ministerium für Inneres hat seine wichtigste 
AUlfgabe ,darin zu sehen, daß Ordnung, Rech t 
und Gerechtigkeit im Lande herrschen, daß 
Recht Recht bleibt und nie gebrochen wird!  
Wir haben in den letzten Jahren in di,eser 
Hinsicht viel erlebt. Wir haben gerade im 
letzten Jahr in unserem Lande eine 
Rechtsunsicher'heit erlebt, wie wir eine 
solche, ich glaube, seit mehr als einem Jahr­
hundert nicht mehr gesehen haben. Wir alle 
sind davon überzeugt, daß wir österreicher 
uns aus dem Elend und der Not, in die U113 
der Faschismus hineingeführt hat, aus die­
sem tiefen Albgrund, nur dann erheben 
können, wenn wir alle Kräfte für den 
Wiederaufbau einsetzen, wenn wir also die 
Arbeits freude in jeder Hinsicht fördern. Nur 
die Arbeit wird uns wieder emporführen 
können. Aber wir müssen feststeHen, daß 
die Rechtsurisioherheit ganz speziell die Land­
bevölkerung trifft. Hunderte und Aberhun­
derte, ja Tausende von Gemeinden haben es 
seit Monaten', seit einem Janr und länger 
erlebt, daß der einfache Landwirt nicht weiß, 
ob 'er das, was er gesät hat, auch selbst 
ernten und ob er über das Vieh, das er sieh 
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großgezogen hat, auch selbst wird vefirugen 
können und nieht andere. Daß diese Rechts­
unsieherheit, in der wir zu leben gezwun­
gen sind, geradezu eine Lähmung der 
Afibeitsfreude in der gesamtEm Be:völkerung 
herbeiführt, ist klar. Wir müssen also, 
gla ube ich, das Ministerium bitten, daß es 
sich diese r seiner wichtigsten Aufgabe wid­
me1, d'as Recht wiederherzustellen und es 
jedem einzelnen Staatsbürger zu verbürgen, 
damit das, was er sich im Schweiße seines 
Angesichtes erarbeitet hat, auch ihm allein 
gehört und niemand das Recht hat, ihm die 
Früch te ,se,iner Ar/beit streitig zu machen. 

Wir sprechen auch sehr viel über Hemo­
kratie, und da möchte ioh auoh das Ministe­
riu m  ,b itten und speziell an den Herrn 
Bundesminister den Appell richten, daß er 
und die Bundesregierung darnach trachten, 
ehestens die Zustimmung des hdhen Alliier­
ten Rates zu erlangen, daß man in österr-eich 
Gemeinderatswahlen heI1beiführt. Wir wis­
sen, daß heute - ein Jahr nach Ende des 
Kr ieges - auf diesem Gebiet noch Unglaub­
liches geschieht. Da werden Bürgermeister 
ein gesetzt und abgesetzt, ohne daf3 die Be­
völkerung des betreffenden Ortes geiragt 
wird, und wir wissen, geschätzte Anwesende, 
daß die D emokratie nach d-er Schmach des 
Faschismus, di,e wir hinter uns haben, nur 
dann Wurzel schlagen wird, wenn die 
Quellen der Wirtschaft, die Quellen der D e­
mOikratie, also die Gemeinden demOikratisch 
verwaltet werden. Wir sehen immer noch in 
vielen Hemeinden, daß ,die. -Gemeindever­
waltung von Parteienvertretern geführt wird, 
die bei d,eu letzten Wahlen eine gan� ver­
schwindende Minderheit an Stimmen be­
kommen haben, oft geradezu eine mimosen­
hafte Stimmenanzahl. Auch hier müßte man 
darnach trachten , daß der nemdkratie wirk­
lich Gerechtigkeit gegeben wird, indem man 
die Gemeinden ehestens zur Wahl aufruft 
und die Bevölkerung der einzelnen -Gemein­
den in fl'eier Wahl darüber zu entscheiden 
hat, wer die Gemeindeverwaltung zu führen 
hat, wer Bürgermeister in der Gemeinde 
sein solH (Beifall bei den Parteigenossen.) 

Hohes Haus ! Vor einiger Zeit kam eine 
jugoslawi,sche D elegation, beziehungsweise 
Mission in unser Land. Wir hatten eine 
Freude gehabt, wir hatten geglaubt , die 
Aufgabe einer solchen Mission könne nur, 
sein, wirtschaftliche und politische Bezie­
hungen mit unser.em Land herbeizuführen. 
Aber wir ,müssen mit tiefem Bedauern f,est­
stellen, daß wir mit diesem Glauben nicht 
ganz recht behalten ha.ben. Wir hören und 
sehen, daß in unserem Land der Menschen­
raub wiederum ungefähr so, wie in den 
Jahren, bevor die Nazi gekommen sind, getä-

tigt wird. Auch damals hat man aus un­
serem Land,e manche mißliebige Personen 
einfach über den Inn oder über die Grenzen 
befördert. Wir haben -gehört, daß hier 
Leute unter der V orspiegelurng, sie mögen 
einen ,Brief eines VeI'wandten aus Jugosla­
wien abholen, irgendwohin bestellt wurden. 
Diese Menschen, die dann im Vertrauen,  
Nachricht von ihren Verwandten zu be­
kommen, dor thin gegangen sind, sind nicht 
wieder zurückgekehrt. Wir wissen, daß viele 
auf irgendeine Art und Weise über die 
Grenze gebracht werden oder einfach ohne 
Wissen der österreichischen Behörden in 
Haft genommen 'werden. Wir haben auch 
gehört, daß solche geraubte Menschen, die 
man nicht über die Grenze bringen <kann, in 
einem Hause in der Inneren Stadt ,einfach , 
erledigt werden. (Rufe : Hörtl Hört!) Ich bin 
der Meinung, daß unsere Bundesregierung, 
also das Innenminist-erium, hier nach den 
Rechten sehen muß, denn wir als Rechtsstaat 

_ sin,d es ja auch dem Ausland geg,enÜlber 
schuldig, 'daß in unserem Staat das Recht 
nicht gebrochen wird, und gerade jetzt, wo 
es ein D utzend Jahre hindurch kein Recht 
in österreich gegehen hat, müssen wir das 
Recht erst recht hochhalten und zur Durch­
führung bringen. 

Wir haben auch mit Bedauern festgestellt, 
daß sich manche Elemente eine Gelegen­
heit suchen, ,schön und viel ru verdienen. 
Sie wissen, daß es noch immer tausende 
Frauen und Mütter in österreich gibt, deren 
Herzen sich täglich und stündlich in Schmerz 
und Sorgen um ihre Männer und Söhne, 
die noch in der Kriegsgefangenschaft sind, 
verkrampfen. Ünd diese Frauen und Mütter 
kommen auf die Idee, nach einem Regiments­
kameraden zu suchen, der schon zurück­
gekehrt ist, geben Suchannoncen in die Zei­
tungen und da bekommen sie, wie wir ein­
wandfreie Beweise halben, von Leuten Briefe 
zugeschiokt, die ihnen wahrsagen wollen, und 
von anderen wiederum, die ' Astrologie be­
treiben oder die vorgeben, ihnen durch 
irgendeine ausländische Mission mit Be­
stimmtheit Nachricht vom Befinden ihres 
Mannes oder Sohnes verschaffen zu können. 
Einig sind sich alle jene Briefschreiber, die 
auf die Suchannoncen den Frauen antworten, 
darin, daß dem Antwortschreiben 20 S, oft 
auch weniger, manche machen es billiger 
und verlangen nur 1 S, beizulegen sind. Ich 
habe darüber schon in der öffentlichkeit eini­
ges geschrieben. Ich wollte d abei  nicht -irgend­
wie eIne >solche ausländische Mission angrei­
fen oder gar den Erfolg ihres Wirkens 
herabsetzen. Ich habe nur auf den Mißbrauch 
des Namens soleher . Missionen hinweisen 
wollen sowie auch auf jene Elemente, die 
sich durch diesen MißbraIUch ein billiges Ein-
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kommen verschaffen und lan der Not und besser als bei um! in Niederösterreich, in 
:::>orge dieser Frauen und Mütter viel ver- vieler Hinsicht noch schlechter. Wir sehen 
dienen. lch glaube auch, daß einigen von im ßUl'genland genwu dasselbe wie in Nie­
ihnen bereits dUl'c:h die - Wirtschattspolizei deröstel'reich. Ubel' die anderen Länder 
das Handwerk gelegt wurde. ilabe ich keine Möglichkeit zu urteilen da im 

Ich möchte nun noch auf eine Sache zu dreizehnten Monat der Befreiung noch 
'
immer 

�prechen kommen : Ich bin absolut dafür daß die Kurve der Morde ansteigt, noch immer 

alie Kriegsverbrecher, alle schuldigen
' 
Nazi gepiünuert wird, "noch immer die Menschen 

und alle jene, die irgendeine Naderei auf III ihren Häusern nicht sicher sind. Wir 

dem Gewissen haben, jemanden wirtschaft- wüssen, daß längs der burg,enländischen 

Lieh geschädigt oder der Frei,heit beraubt öBterreiohisch-ungari,sehen Grenze auf der 
haben, exemplarisch :bestraft und zur Ver- dl'überen Seite etwa 40.000 Bauern re,­

antwortung gezogen werden. ,Das ist gar keine patriiert worden sind, die sich seinerzeit 

Frage, denn ein so großes Unglück, das diese als Volksdeutsche erklärt haben. Sie wurden 

Leute über uns österreicher gebracht haben, nach Bayern oder sonstwohin gebracht;  ihre 

muß gesühnt werden. Aber ich sehe auch Gehöfte waren zehn bis vier:z.ehn Tage ganz 

nicht ein, daß 11100 die vielen taJusende einge- leer und in diesen Tagen selbstverständlich 

schüClhterte Mitläufer .oft schlechter behandeH vollständig von allem Hausrat und sonstigem 

als die .schuldhaften Nazi. Was hätte der Gen- befreit worden. Nun sind, geschätzte Damen 

darm, der UntergendJarm, oder auch der und Herren, Umsiedle 1', also ungarische 

Poste'llkommand'ant anderes tun können als Staatsbürger, die sich in der Tschecho­

sich so zu zeigen, wie es den Herren 
'
vom slowakei al,s Ungarn erklärt haben, in diese 

Landratsamt oder dem Herrn Kreisleiter Gehöfte an der österreichisch-ungarischen 

angenehm gewesen ist? Was hätte der kleine Grenze eingewiesen worden. Sie finden leere 

Beamte in der Gemei'nde oder von der Be- Häuser, leere Ställe, Schuppen ohne Ma­

zirkshauptmannschaft anderes tun können schinen und sonstiges bäuerliches Gerät vor. 

als sich so 'ZlU geben, wie wenn er dieser Be� Wa,s geschieht hier? Täglich und stündlich, 

wegung llahestünde, und sich aLs Anwärter bestimmt in jeder Nacht, kommen Dutzende 

einschreiben zu lassen? Alle diese werden VOll Leuten mit oder ohne Uniform über die 

heute am schwersten getroffen. Wenn solche Grenze, um sich bei den burgenländischen 

Entscheidungen österreichische Behörden Bauern Pferde, Kühe, Hühner, Schweine und 

treffen, 'so wäre das unverständlich. Wenn Werkzeuge für die Landwirtschaft wegzu­

aber diese Entscheidungen von außeröster- holen. Erst kürzlich wurden in einer Ge­

reichischer besatzungsbelhördlicher Seite ge- meinde sechs oder sieben Pferde einf'ach den 

troffen werden, dann muß man sagen : es ist österreichisch�burgenländischer Bauern ge­

schwer in österreich eine Verwaltung auf- stohlen und über die Grenze ged'ührt. Unsere 

rechtzuerhalten, wenn andere entscheiden Grenze im Burgenland ist vollständig ruuge­

wer den Gendarmeriedienst machen darf schützt. Wir haben eine Grenze von etwa 

und wer den k1einen Beamtenposten in der 450 km Länge zu schützen, und für dieses 

B ezi�kshauptmannschaft oder in der G e- riesige Grenzgebiet stehen uns sage und 

meinde ausfüllen darf. Wir müssen hier als schreibe etwa vier aktive Gendarmen und 

Österreicher sagen, daß wir im eigenen 105 Hilfsgendarmen zur Venfügimg. D agegen 

Raum Ordnung schaffen wollen; und wir sehen wir auf der anderen Seite, daß das 

glauben, wir sind ,stark genug dazu. Wenn ungarische Militär ,streng darüber wacht, daß 

man uns aber immer wieder vor>hält, daß von österreich keiner hinüberkommt. Auch 

wir in Niederösterreich, in Wien oder im hier bitte ich das Innenmiriistertum, dafür zu 

Burgenland zu wenig mit den bDaunen Fa- sorgen, daß möglichst bald diese lange 

schisten aufräumen, dann verstehen wir Grenze besser als b isher geschützt wird. 

nicht, daß uns dieser Vorwurf von Be- Ich möchte nooh eines s·agen - und da be­

satZiungsbehörden gemacht werden kann finde ich mich auf einer ganz anderen Linie 

die in ihren Zonen die Nazi - ich meine di� als Kollege H o  n n e r. Kollege Honner hat 

schuldhaften Nazi , die geflüchtet sind, sich beschwert, daß noch zu wenig KZler zu 

geradezu hegen {\lnd pflegen, und die dann ihrem Rechte gekommen sind. Ich glaube, 

in den westlichen Zonen noch immer frei daß ich üher dieses Thema das Recht , habe, 

herumlaufen und dort wieder beginnen wirt- zu sprechen. Ich bin selbst während des 

schaftlich, und da und dort auch politisch elf jährigen Faschismus zur Genüge durch die 

irgendwie eine Rolle zu spielen. ' KZ und Gefängnisse gewandert. Aber ich 
muß leider feststellen, daß es unter dem Ti-

M�ne Damen und H erren! Ich möchte tel KZler und Wieder,gutmachung den seiner­
noch, wenn ·ich vom Kapitel Rechtsunsicher- �eitigen Austrofaschisten leider gelungen ist, 
heit rede, einige Worte über das Kapitel III der hohen Bürokratie wieder ihre Stellun­
Burgenland sagen. Auch dort ist es nicht gen einzunehmen, während dies nicht jedem 
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Gendarmen oder Beamten, der sein Amt ver- nehme an, daß das Haus dieser Parteienver­
lasse� mußte, weil er für die D emokratie einbarung beist�mmt, und w,erde entspre­
eingetreten ist, gelungen ist. Ich denke, man chend diesen Beschlüssen vorgehen. ,Bemer­
hätte schon zwischen KZlern und KZlern ken möchte ich noch, daß kein Zwang he­
unterscheiden müssen. steht, diese Redezeit unter allen Umständen 

Ich möchte noch auf einen besonderen nach oben hin einzuhalten. Wer sich kürzer 

Fall aufmeI"k'sam machen. Wir in Nieder-
fassen will, wird darin niCht ° beschränkt 

österreich wUI"den im Jlahre 1933 mit .e'inem wer·den. (HeiteI1keit.)  

Sicherheitsdirektör namens KarwinSiki be- Bundesminister für Inneres Helmer: Hohes 
glückt. D ieser Herr Karwinski war ein Haus l Es sind nicht gerade wenig Wünsche 
wirklicher Bluthund für alle jene, die damals un d Beschwerden, die bei der Beratung 
C'ien Mut hatten, für D emokratie und ·Freiheit dieses :Budgetkapitel<s vorgebracht wurden. 
einzutreten. Damals war Mut dazu nötig, Das ist sehr begreiflich. Die innere Ver­
denn jeder politische Dummkopf glaubte waltung geht j eden einzelnen an, und ,jeder 
doch, der Demokratie den E-selstritt ver- Staatsbürger hat Wünsche und das Recht, 
setZ/en zu können. D ieser Herr Karwinski diese durch die gewahlten Vertreter vor.zu­
ist später unter der D ollfuß-Schuschnigg-Re- ' bringen. Ich weiß es am besten, �aß trotz 
giel'ung auch Minister geworden und stand aller Bemühungen und trotz aller Anstren­

schon damals im Solde einer ausländischen gungen die Fortschritte, die in unserer Ver­
Macht, des Herrn Mussolini. Wir müssen m it  waltung i m  vergangenen Jahre erzielt wor­
Befremden feststeHen, daß derselbe Herr den sind, keineswegs so sind, daß wir damit 
Karwinski, der doch eigentlich unt.er das zufrieden sein Ik!önnen; 
Kriegsverbrechergesetz fal len würde, - der Ich bitte das Hohe Haus, vor allem zu be­
viele Hunderte u n d  Aberhunderte, ja Tau- denken, unter welch beispiellos schwierigen 
sende ehrliche und offene Demokraten ins Verhältnissen sich der Au�bau des Staates 
Gefängnis gebracht ° hat, dessen Verhör- und besonders der der inneren Verwaltung 
methoden ich mit vielen anderen zu spüren V'ollzog,en ' hat und zum Teil noch vollzieht. 
b�kommen habe, les ·sich herausnimmt, Ic'h will von den ,schwierigkeiten gar nicht 
wieder in den D ien st einer ausländischen reden, die in der Zoneneinteilung liegen, 
Macht zu treten. ' Er versucht, von einem auch nicht von den Schwierigkeiten, die 
westlichen Lande aus Einfluß auf die Füh- dnrch die Eingriffe hervorg,erufen werden, 
rung unseres Staates, unsere Innenpolitik die sich da und dort seitens der Besatzungs­
und Verwaltung zu gewinnen. Wir müssen behörden ergeben. D as ist ein zu heikles 
schon sagen, daß wir uns dagegen ver- Kapitel, als daß es in voller öffentlichJkeit 
wahren, daß ein Herr Karwinski, dessen erörtert werden könnte. Ich will aber ver­
Vergangenheit ihm kein Recht gibt, wieder suchen, auf all die vorgebrachten Einwen­
in österreich irgendeine nolle zu spielen, dungen und ° gestellten Anfragen eine Ant­
auf solchen Umwegen sich hinter eine aus- wort zu geben, soweit . ich in der Lage bin , 
ländische Macht stellt, um wiederum in der kuftzen Ze�t darauf zu relfl.ektieren. 
einen Einfluß zu gewinnn. Er hat um so 
weniger das Recht, weil er nicht nur von . Der Herr Abgeordnete L u d  w i g hat als 

Hans aus Faschist gewesen ist und faschi- Hauptredner der österreichlschen Volkspar­

stische Ideen in allen Ä mtern, die ihm tei die Anfrage gestellt, was mit den Lebens­

unt.erstanden sind, durchgesetzt hat, sondern mitteln geschieht, die beschlagnahmt wer­

weil er ein exponierter Monarchist  gewesen den. Ich habe daraufhin sofort die entspre­

wal' und noch immer ist und es bisher nicht chenden Feststellungen machen lassen und 

verabsäumt hat, die 'Verbindung mit den kann mitteilen, daß die von der Wirtschafts­

Habsburgern aufrechtzuerhalten. Ich möchte polizei im Zug� von Straßenkontrollen, wirt­

in dieser Hinsicht den Herrn Bundesminister schaftspoH'zeiliChen Amtshandlungen und 

noch besünders bitten, daß er hier n ach dem Streifen beschlagnahmten Lebensmittel 

Rechten sieht und .das Nötige veranlaßt, da- grundsätzlich den MaI'lktamtsabteilungen, 

mit dem Herrn Karwinski das Handwerk beziehungsweise den Wirtschaftsämtern 

gelegt wird. (Beifall bei den Sozialisten.) übergaben werden. Das trifft zunächst für 
Wien und die Länder z·u. Wir haben nun 

Präsident Böhm : Ich habe dem Hohen für den Wiener Bereich zu verzeichnen, 
Hause davon Mitteilung zu machen, daß eine daß sich diese Anordn�ng nicht in jeder 
Vereinbarung der Parte,ivoI'stände zustande Zone voll durch.führen läßt. So müssen im 
gekommen_ ist, nach der nunmehr die Haupt- Bereich der Ortskommandantur ,PuI'lkersdorf 
redner 'ZU jed,er Gruppe unserer Tagesord- diese Lebensmittel über Verlangen de-r Be­
nung eine Redezeit von längstens 30 Minuten, zirrksvorstehung ausgefolgt werden. In an­
die nachfolgenden Redner eine solche von deren Bezirken veI'lfügt wieder die Orts­
höchstens 15 Minuten haben sollen. Ich kommandantur, was mit diesen Lebensmit-
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teIn zu geschehen hat. Es ist ,bedauerlich, 
daß in dieser rein ,österreichischen Angele­
genheit vielfach ein Eingriff von dritter 
Seite. erfolgt. - Wir müssen uns aber damit 
abfinden. über die Lebensmittel, die im 
Wiener Bereich beschlagnahmt werden, gilbt 
es natürlich eine klar,e Aufstellung. Die Wirt­
schaftspolizei übt ihre Pflicht voll und ganz 
aus. Irgendeine Zuteilung seitens der Be­
schlagnahmelbehöräe an besHmmte Stellen 
erfolgt nicht. Das ist ausschließlich eine 
Angelegenheit 1es Zentralernährungsamtes 
und der Marlktamtsabteilung. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang über 
die Frage der Bekämpfung des Schleich­
handels einige Worte sagen. Mit der schwie­
rigsten und wichtigsten Frage, die es für 
österreich heute aJbt, mit der Ernährungs­
f rage, ist das Ministerium d·es IInnern :in zwei­
facher Hinsicht beschMtigt : mit der Abstel­
lung der vielen rechtswidrigen Vorgänge, die 
einer geregelten Versorgung schwer,e Hin­
dernisse bereiten, und mit der Preisbestim­
mung, die durch die Preisüberwachung im 
engsten Zusammenhang mit der erstgenann­
ten polizeilichen Tätigkeit steht. Es ist dem 
Hohen Haus bekannt, daß wir durch ge­
setzliche Maßnahlmen, nämlich durch das .Be­
da'ffdeckungs-Strafg,esetz, die Kontrolle des 
Ernährungswes-ens verschäl'lft haben. Durch 
eine genaue und intensive Kontrolle des 
Schleichhandels wird immer wieder ver­
sucht, die Menge der dem legalen Handel 
sich entziehenden Nahrungsmittel einzu­
schränken. Je mehr sich arber die Ernäh­
rungslage verschlecht.ert, desto größere Hin­
dernisse stellen sich einer wirkungsvollen 
Tätigkeit der Sicherheitsorgane entgegen. 
Der Mang,el an geschultem Personal, von 
dem ich in anderem Zusammenhange noch 
sprechen werde, macht sich eben auch hier 
geltend,. Trotzdem bemühen sich die Poliz.ei­
behörden unausgesetzt, den Überwachungs­
dienst nicht erlahmen zu lassen. 

Eine besondere Schwierigkeit und Gegen­
stand fortwährender Klagen ist das Ziehen 
det richtigen Grenze ibeim Transport kleiner 
N1ahrungsmittelmengen, die einzelne Perso­
nen vom Lande hereinbri'Ilgen. Es ist sicher, 
daß auch kleine Quantitäten von Nahrungs­
mitteln, wenn ·sie von denselben Personen 
immer wieder in die Stadt gebracht- �erden, 
geeignet sind, einen lukrativen Schleich­
ha'Ildel zu entwickeln. Es geht aber meiner 
Meinung nach ni,cht an, jede Zubuße, die 
sich Leute aus ihren eigenen Schrebergärten, 
von Verwandten, 'Bekannten oder durch Aus­
hilfen bei landwirtschaftlichen Arbeiten und 
dergleichen 'beschaffen, rüoksichtslos zu kon­
fiS'zieren. Nach dieser Richtung hin sind Wei­
sungen im Einvernehmen mit dem Mini-

sterium für Ernährung und dem Min�terium 
für Landwirtschaft hinausgegeben worden. 
Es wurden Bestimmungen getroffen, daß ge­
wisse Mengen ohne die Gefahr, von den Si­
cherheitsbehörden konfisziert zu werden, 
hereingebracht werden können. 

D ie Regelung und Überwachung dieses 
Rucksackverkehr� dessen Bedeutung und 
Umfang der Menge nach aber keineswegs 
unterschätzt werden darf, ist ein äußerst 
heikles und ,schwieriges Problem und stellt 
den Beamten der Sicherheitsexekutive 
schwere Aufgaben. Es muß eben jeder ein­
zelne Fall verständnisvoll beurteilt werden. 
Ich habe Ve ranl'assung getroffen, daß der 
Schulung und Belehrung der Exekutivorgane 
auf diesem Gebiete die größte Aufmerksam­
keit geschenkt wird. Durclh den Erlaß vom 
24. April 1946 wurden detaillierte Vorschrif­
ten über die Revision des Verkehrs mit 
Schleichwaren gelgeben und ein rücksichts­
loses Vorgehen gegen alle Elemente, bei 
denen Scl1leiclhhandel'sverdacht vorliegt, an­
geordnet. Besonderer Wert wird auf die Zu­
sammena�beit der Sicherheitsorgane mit an­
deren Ämtern, Wirtschaftsämtern, Arbeits­
ämtern und dergleichen gelegt, um ein mög­
Lichst dichtes Netz der überwachung herzu­
stellen. Durch das B edarfsdeckungs-Straf­
gesetz wird eine entsprechende Ahndung 
sichergestellter Verstöße gegen die Ernäh­
rungsvorschriften gewährleistet. 

Ebenso wie auf dem Gebiete des Schleich­
handels übt .die gespannte Ernährungslage 
einen großen Reiz zur Überschreitung der 
normierten Preise aus. Auch hier wollen die 
Klagen, leider sehr oft berechtigt, nicht ver­
stummen. Bei der Preisüberwachung macht 
sich gleichfaHs der Mangel an geschultem 
Personal wie auf vielen anderen Gebieten 
der Verwaltung geltend. Es wäre sehr wün­
schenswert, wenn das Publikum in größerem 
Ausmaß als bisher die Sicherheitsbehörden 
und deren Organe in dieser Hirrsicht unter­
stützen würde. Die komplizierten reichs­
deutschen Vorschriften über die Organisation 
der Preisbildungsb ehörden haben wir durch 
eine einfache Regelung, durch das Preis­
regelungsgesetz vom Juli 1945 ersetzt. ' In die­
sem Gesetze wurde das Innenressort mit der 
zusammenfassenden Behandlung der Preis­
bestimmung sowie mit der Preisüberwachung 
betraut. 

Im Verlaufe der D e:baUe haben wir auch 
Beschwerden darüber gehört. daß es nicht 
möglich ist, den Schwarzen Markt entspre­
chend einzudämmen und die Vorgänge, die 
sich dort abspielen, zu verhindern. Meine 
Frauen und Herren ! D er Schwarze Markt 
wird nicht nur von österreichern beschickt, 
sondern -es gibt auch eine große Zahl von 
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Ausländern, die sich dort betätigen. Es muß 
mit Bedauern festgestellt werden, daß viel­
fach auch Militärpersonen darunter sind. 
Wenn nämlich Eingriffe gegen solche eI1folgen 
sollten, und solche müssen immer erfolgen, 
dann g:iJbt es · immer Schwierigkeiten, weil 
ein Eingreifen gegen Militärpersonen ohne 
ein Einvernehmen mit den Besatzungsbehör­
den überhaupt nicht gestattet und nicht mög­
lich ist. Im Einvernehmen mit den Be­
satzungsbehörden werden bier _Streifungen 
vorgenommen. Wenn Streifungen oder Über-

--prüfungen der sich auf den Schwarzen Märk­
ten betätigenden Personen erfolgen, dann 
wird dies immer nur so gehandhabt, daß die 
Alliierten in Wien und die Regierungsstellen 
der Militärmächte eine entsprechende Zahl 
von As-sistenzsoldaten be�stellen, damit der 
Erfolg von Haus aus gewährleistet werden 
kann. 

Eine Reihe von Abgeordneten, die Herren 
Abgeordneten S t i k a, E i b e g g e r  und an­
dere haben die Frage des Bezirksverwal., 
tungsgesetzes zur Sprache gebracht. Ich weiß 
ganz genau und alle Mitglieder der Regie­
rung wissen es auch, daß der demokratische 
Aufbau unserer Verfassungs- und Verwal­
tungseinrichtungen in Bund, Land und Ge­
meinde eine Lücke aufzuweisen hat, und 
zwar in der Bezirksinstanz. Diese Lücke soll 
nun, wie ich dem Hohen Haus mitteilen kann, 
in �ürzester Zeit geschlossen werden. 

Ein Referentenentwurf, der lediglich als 
Grundlage der Diskussion dient, ist den Län­
dern bereHs . 'zugegangen. Zu Beginn des 
Monats Juni wird sich mit dem Problem eine 
Länderkonferenz befa1ssen, bei der allen Län­
dern und den Parteien Gelegenheit geboten 
werden wird, ihre eigenen Vorschläge zu 
diesem Thema vO I"zubringen. Es wird mein 
Bestreben sein, zwrschen den einander viel­
fach scharf und scheinbar ohne Kompromiß­
möglichkeit gegenüberstehenden Ansichten 
in der Frage der demokratisClhen Ausgestal­
tung der Bezirksverwaltung schließlich doch 
eine Lösung zu finden, die die vielen gU t.P.D 
Einrichtungen und Eigenschaften der poli­
tischen und der autonomen Verwaltung mit 
einer demokratischen Organisation verbindet 
und so eine volksnahe, rasche, reine und gute 
Verwaltung ermöglicht. 

Einen großen Raum in der D ebatte hat die 
Frage der Kr.iegsgef-angenen beansprucht. 
Meine Frauen und Herren! Ich Ihabe es als 
meine vornehmste Aufgabe eDblickt, gleich 
zu B eginn, als ich das Ministerium über­
nehmen mußte, mit den Alliierten über die 
Frage der Heimbringung der Kriegsgefan­
genem zu verhandeln. Es ist nach eingehen­
den Beratungen gelungen, bei den 'alliierten 
Mächten großes Verständnis für d1e Heim-

\ 

bringung ,z.u finden, und dieses Verstäncinis 
drückt ,sich bereits darin aus, daß ein :großer 
Teil der Kriegsgefangenen schon zurückge­
kehrt ist oder aber, Wlie ich gerne mitteilen 
will, sich im gegenwärtigen Zeitpunkt auf dem 
Heimtransport beHndet. Dies trifft besonders 
für die westliche Zone zu. 

Ich halte es für notwendig, den Frauen 
und Herren Abgeordnet�n, aber auch der 
breite-sten öffentlichkeit -über" den Zustand, 
wie er -sich gegenwärtig darstellt, Bericht zu 
erstatten. Die Heimkehr der Krieg.sgefange­
nen ,stellt nach wie vor eine starke Bevöl­
kerungsbewegung dar. Der Kriegsgefan­
genenfürsorgedlienst wird als ein Teil der 
politischen Verwaltung geführt. Hiezu wurde 
eine eigene Abteilung im Bundesministerinln 
für Inneres ins Le1ben ge{llfen. Bei den Lan­
deshauptmannschaften bestehen gleichfalls 
eigene Abteilungen. Die unter verschiedenen 
Bezeiohnungen bestandenen selbständigen 
Stellen ,für den Kriegsgefangenenfürsorge­
dienst wurden als solche aufgelöst und der 
gesamte Dienst wurde ausschließlich den 
Landeshauptmannschaften übertragen. D ie 
Tätig.keit der Kriegs.gefangenenfürsorge, so­
weit sie in das Gebiet der politischen Ver­
waltung fällt, umfaßt drei Zweige : 

1. Die Organisation der Rückführung der 
Kriegsgefangenen; 

2. soweit eine Rüokführung der Kriegs­
gefangenen noch nicht möglich ist, Erleich­
terungen d,es Loses der Kriegsgefangenen 
durch entsprechende Maßnahmen, vor aHem 
durch die Herstellung der Postverbindungen 
mit der Heimat; 

3. die Übernahme der Heimkehrer auf 
österreichischem Boden, ihre Befürsorgung 
und Weiterleitung in ihre Heimatorte. 

Sobald der heimkehr·ende - Kriegsgefan­
gene in der Ü'bernahmsstelle - wi.e solche 
auf bestimmten Bahnstationen errichtet sind, 
die als Endpunkte der Transporte dienen -
mit dem EntlassungsscJhein versehen ist, 
'scheidet er aulS der Fürsoflge des Kriegs­
gef'angenendienstes des Ministeriums des 
Innern aus und wird zum Gegenstand der 
Fürsorge durch die Gemeinde, das Rote 
Kreuz und andere private Fürsorgeorgan.i.sa­
tionen. 

D er 31mtliche Kriegsg,efangenendienst ist 
selbstverständlich bemüht, dem Heimkehrer 
alle Wege zu ebnen, um Anschluß an die 
Fürsorge zu erhalten, ·sofern er ihrer bedarf, 
und insbesondere, um -ihm die Wiedererlian­
gung von A':rbeit zu erleichtern. Bevor er 
entlassen wird, wird er ärztlich untersucht 
und der Desinfektion und eventuell notwen­
digen Behandlung zugeführt. Ebenso wird 
die Überprüfung seiner politischen Unbe-
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d,enklich'keit in die Wege geleitet. Soweit 
dies möglich ist, wird 'dem Heimkehrer auch 
mit Kleidung ausgeholfen und er erhält vür 
der Entlassung eine Verpflegung. ,Erfreu­
licherweise sind süwohl die Gemeinden als 
auch die pülitischen Parteien bestre'bt, die 
kärgliche amtliche .Fürsorge einigermaßen 
aufzubessern. 

Während ich noch anläßlich der Verhand­
lungen im Budgetausschuß nur der Hoffnung 
auf eine beschleunigte Rückführung der 
Kriegsgefangenen Ausdruck gehen .konnte, 
kann iC'h dem Hühen Haus heute bereits 
sagen, daß der . Rücktransport wichtiger 
Gruppen, vün Kriegsgefangenen als abgeächlüs­
sen zu betrachten ist. So dürften die Trans­
pürte amerikanischer Gefangener aus eurü­
päischen Lagern ilm wesentlichen abgeschlos­
sen sein. Alle Angaben, süwohl wegen der 

. amerikanischen Gefangenen als auch wegen 
aller anderen, beziehen sich immer nur auf 
politisch unbelastete Gefangene. Aus briti­
sCher Gefangenschaft sind die in D eutsch· 
land interniert gewesenell Gefangenen bis 
auf ziI1ka 5000 Mann zurückgekehrt, deren 
Transport bereHs im Gang.e ist. Anschlie­
ßend daran soll der Rücktransport der in 
Belgien befindlichen Kriegsgefang.:men er­
folgen. Aus Großbritannien sind bis jetzt be­
reits ungefähr 1200 Mann eingetroffen; die 
Rüclkfü hrung der übrigen steht nach Mittei­
lung der englischen Besatzungsbe'hörden un­
mittelbar bevor. Nach einer Mitteilung der 
britischen Behörden ist in Großbritannien 
auch schün eine größere Anzahl von ·Gefan­
genen aus Kanada eingetroffen, mit deren 
baldigem RücMtransport ·zu rechnen ist. 
Auch die RUckführung aus Nürwegen ist .für 
die nächste Zeit in Aussicht genümmen. Die 
Rückführung aus dem mittleren Osten wird 
durch Transportschwierigkeiten noch ,verzö­
gert. De r Rücktransport aus Italien ist von 
der 'britischen Regierung gleichfalls in An­
griff genommen. Dort sind noch gewisse 
Schwierigkeiten v'ürhanden, insbesondere be­
mühen wir uns, die völlige Separierung der 
österreichischen Kriegsg,efangenen von den 
Reichsdeutschen durchzuführen. Aus .Frank­
reich sind etwa drei Viertel der Gefangenen 
heimgekehrt. Der  Transport ist �m Gange. 
Über die nüch in russischer K riegsgefangen­
schaft befindlichen und zu erwartenden 
Kriegsgefangenen liegen noch keine näheren 
Mitteilung·en vor. Im Verlaufe der Budget� 

.debatf.e im Finanzausschuß wurde auf Grund 
einer Anfrage eines Herrn Abgeordneten 
die Zahl der Kriegsgefangenen mit 1 ,200.000 
angegeben. D iese Zahl wur.de und wird hart 
umstritten. Nach weitläufigen Erörterungen, 
die auch in der breitesten öffentlichkeit ge­
führt wurden, wur4e gefragt, wie . diese 
Ziffer zustandegekommen sei. I�h kann dazu 

sagen, sie ist nicht auf Grund v on Aufzeich­
nungen zustandegekommen, die im wesent­
lichen imf Schätzungen unter Zugrundele­
gung der straffen .Erfassung beruhen. B e­
denken Sie, daß die Hitlerei zwischen 1 6  und 
65 'Jahren alles eing·ezogen hat, was nur 
halbwegs für den Krieg verwendbar war. 

Im gegenwärtigen Zeitpunkt sind aus dem 
W.este,n ,ungefähr 500.000 Kriegsgefangene 
zurücrogekommen, ungefähr 80.000, die gl,eich­
falls zurückg,ekehrt sind, entfallen auf die 
russische Zone. Die Zahl der in der Sowjet­
union befindlichen Kriegsgefangenen ist 'be­
sünders umstritten. Man nimmt an, daß es 
die gleiche Zahl sein wird, w ie jene vüm 
w.esten zurückgekehrten Kriegsgefangenen . 
Vün maßgebenden SowjetsteIlen wird die 
Zahl der in Rußland befindlichen Kriegsge­
fangenen sü hoch bezeichnet. Ich stelle 
gerne fest, daß die russischen Stellen über 
bessere AufzeiClhnungen verfügen alls wir 
und daß es uns alle freuen wird, wenn die 
Zahl der Kriegsge fangenen geringer ist, als 
wir annehmen. Wir geben der grüßen Hüff­
nung Ausdruck, daß es nunmehr auch ge­
lingen wird, daß die Kriegsgefangenen, die 
sich in Rußland befinden, heimkehren 
können. Die Aussichten dafür sind gute. Die 
österreichische Regierung wird bei der 
Sowjetregierung in Müskau eine oifi.zielle . 
Demarche wegen der Heimführung durch­
führen. D ies ist die beste Antwort auf die 
Frage, ob wir die Heim'bringung der russi­
schen Kriegsgefangenen betreiben. 

Aus den neutral gewesenen Ländern, aus 
der Schweiz und aus Schweden, kehren 
laufend :kleinere Gruppen vün Kriegsgefan­
genen zurück. Ungünstig sind die Verhält­
nisse in Jugoslawien, wie in diesem Hause 
schün 'berichtet wurde, da die Regierung der 
Jugüslaw.ischen VolksrepubHk die arbeits­
fähigen Kriegsgefaiig·enen erst nach Ab­
schluß des Friedensvertrages rückzuführen 
beabsichtrgt. Ähnlich stehen die Aussichten 
des Rücktranspürtes aus übersee und aus 
vers�hiedenen kleineren Staaten; zwar nicht 
ausgesprochen ungünstig, doch können be­
stimmte Termine nicht angegeben werden, 
zn denen der RÜDktranspü:r:t erfülgen wird. 
Was besünders die Gefangenen in Jugo­
slawien '�trifft, haben wir die Hüffnung, daß 
es mit der - A ufnahme diplomatischer B e­
ziehungen doch dazu kommen wird, die 
österreichischen Kriegsgefangenen ·eher, als 
die Note der Jugoslawischen Vülksrepublik 
angekündigt hat, heimbringen zu können. 

Zusammenfassend kann gesagt werden, 
daß mehr als die Hälfte der Gefangenen be­
reits zurückgekehrt ist. Ich will es vermei­
den, ganz bestimmte Zahlen, auch für die 

17. Sitzung NR V. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 37 von 51

www.parlament.gv.at



298 17. Sitzung des Nationalrates der Republik österreich. - V. G. P. - 23. Mai 1946. 

kleinen Länder anzuge'ben, da die Angaben i Ich teile das mit, damit auch. der Herr 
durchwegs auf Schätzungen und Berechnun- ' Abgeordnete H o  n n e r weiß, daß diese 
gen beruhen, denen allerdings ein ziemlicher Frage durchaus in dem Sinne geklärt ist, wie 
W,ahflscheinlichkeitsgrad -zukommt. Erfreu- er es g.ewünscht hat. 
licherweise ist -festzustellen, daß die alliier- . D ie Aufnahmen in die Sicherheitswache ten Militärbehörden ein weitgehendes Ent- erfolgen durch das Oeneralinspektorat der gegenko?Imen und den au�gesp.rochen Si"cherheitswache nach Anhörung der Ge- "\ guten WIllen an den Tag legen, dIe HeImkehr werksohaft. Nach einem telefüni-schen Be­der Krie�sgefange��n zu .beschleunig�n, be- richt des Generalinspektürates befinden sich sonders 111 den Fallen, 111 denen emzelne derzeit keine Besitzer des Ritterkreuzes in Kriegsgefangene vür,zeitig - das heißt, be- der Sicherheitswache ' ich stelle das beson­vor das ge.�amte �ager, in dem sie sich be- ders fest, sü daß dies� 'Behauptung in nichts finden, geraU!mt wn'ld - entlassen wUflden. zusammenbricht. 

Eine angenehme Pflicht ist es mir, der Der Herr Abgeürdnete H la c k e n b  e r g  Tätigkeit der Schwei�er Behörden und des hat die Frage der PaulSchaigebühren ange­Schweizer Roten K reuzes zu gedenken, die sc;hnitten und ge'fragt, warum diese Gebüh­nicht nur dem Heimtranspürt der Kriegsbe- ren der Sicherheitswache noch nicht zuge­schädigten besondere Sorgfalt widmen, son- sprochen wurden. Ich teile dem Hohen Haus dern auch den dlurch die Schweiz passieren- mit, daß das Ministerium des Innern die Pau­den Transpürten und D urchzugswagen auf schalgebühren, auf die die Sicherheitswache den Bahnhöfen in menschlicher, hochher- Anspruch hat, um ihren schweren D ienst er­
ziger Weise ihre Fürsürge angedeihen lassen. füllen zu können, bereits bewilligt hat. Es 
(Lebhafter allgemeiner Beifall.) Seit einigen ist nur mehr die Zustimmillng des Finanz­Tagen führen wir auf Verlangen der inter- ministeriums ausständig und lediglich des­alliierten Behörden einige Änderungen rein halb konnte die AUISz,ahlung bisher noch nicht fürmaler Natur in der Abwicklung des verfügt rwerden. 
Dienstes durch. Insbesondere SGII nunmehr Was nun das Problem der Ausländer be­auch eine ständige Mitwirkung des Rüten trifft, das vün einigen Herrn Abgeürdneten Kreuzes bei der Entlassung der Kriegsgefan- angeschnitten' wurde, kann ich rolgendes genen eingeführt werden. sagen : Das Ausländerprüblem in österreich 

Ich bitte, meine Frauen und Herren, diesen kann nicht allein durch die österreichischen 
Bericht über die Heimführung der Kriegs- Sicherheitsbehörden gelöst �erden, 1Almal 
gefangenen zur Kenntnis zu nehmen und diesen Ausländern vieUach eine Stellung ein­
daraus den Schluß zu ziehen, daß im Mini- geräumt ist, die sie dem Zugriff der öster­
sterium alles getan wird, um dieser für reiohischen Behörden vollkommen entzieht. 
Volk und Sta,at so wichtigen Frage das rich- Es werden aber fürtlaufend alle Anstrengun­
tige Augenmerk zuzuwenden. gen gemacht, um die alliierten Mächte von 

Was nun die Fflage der PoHzei und damit 
alle jene Fragen betrifft, die in dieser Hjn­
sicht vün einigen Abgeordneten angeschnitten 
wurden, so möchte ich dazu -folgendes sagen : 
Der Herr Abgeordnete H .0 n n e r  hat in sei­
ner Rede den Fall des ehemaligen Rayüns­
inspektürs Franz D äning.er herausgegriffen. 
Seine Familie warte bis Iheute nüch darauf, 
daß ihr die ihr zustehenden Rechtsansprüche 
zuerkannt werden. Ich habe so f-o rt eine Note 
der PüUzeidirektiün einhülen lassen und 
kann dem Hühen Haus berichten (liest) : 

"Franz näni'll.ger, Rayonsinsp.ektol i . P.,  als 
Vertragsangestellter wieder eingestellt, wurde 
im Zuge eines vor dem Obersten SS..lOericht 
in Münch,en am 25. und 26. März 1943 ' durch­
geführten Hochverratsprozesses von der 
Polizei entlassen, sämtlicher' Rechte verlustig 
erklärt und zum Tode verurteilt. Diese Ver­
fügung wurde nunmehr mit sofortiger Wirk­
samkeit aufgehohen und Franz Däninger, 
beziehungsweise den Hinterbliebenen alle 
Rechtsansprüche zuel'1ka'Unt." 

der Unhaltbarkeit des gegenwärtigen Zu­
standes auf diesem Gebiete zu übeflzeugen 
und eine Abhilfe herbei:zruführen. Es ist in 
der Tat ga.nz unmöglich und unerhört, daß 
der gegenwärtige Zustand aufrecht bleibt, 
daß die österreichischen Behörden nicht in 
der Lage sind, -seIhst gegen die auf frischer 
Tat ertappten' Ausländer Strafamtshandlun­
gen einzuleiten. (Rufe :  Hört ! Hört !) Ver­
suche dieser Art führen meist zu Beschwer­
den, die von den alliierten Besatzungsmäch­
ten eingebracht werden, und das wissen 
diese Leute, die in den Ausländerlagern 
untergebracht sind, und kümmern sich u m  
d i e  gesetzlichen Vorsvhriften einfach nicht. In 
diesem Zusammenhang kann ich dem Hühen 
Haus von einem kleinen Erfolg in der letzten 
Zeit berichten. Als wir in Innsbruck waren, 
haben wir uns mit den alliierten Behörden 
über diese Frage ausgesprüchen. Die Be­
satzungsbehörden der französischen Züne ha­
ben unseren VorsteUungen Verständnis ent­
gegeng·ebracht und erkläJ;j:, daß sie nunmehr 
gar nichts dagegen hätten, wenn wir diese 
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Ausländer, wenn sie eine strafbare Tat be­
gehen, entsprechend zur Verantwortung zie­
hen. Es ist das immerhin gegenüber den 
Besatzungen in den anderen Zonen ein ge­
wisser Fortschritt. Ich kann also dem Hohen 
Haus berichten, daß auch nach dieser Rich­
tung hin das Augenmerk der Sicherheits­
behörden durchaus darauf gerichtet ist, daß 
man hier rechtzeitig eingreife. 

Was .den · Aufbau unserer Sicherheitsbe­
hörden betrifft, wurde schon mehrfach darauf 
verwiesen, unter welch schwierigen V er- . 
hältnissen sich dieser Aufbaru vollzogen hat. 
Es ist festzustellen, daß eine große Besse­
rung eingetreten ist, und es ist f ür das Hohe 
Haus gewiß von Interesse, ·zu wissen, daß 
der Sicherheits apparat in österreich von Ele­
menten, die nicht hineingehoren, vollkommen 
gesäubert ist. Es ist vielleicht da und dort 
noch manches zu 'bereinigen, aber im all­
ge�einen muß gesagt 'Werden, daß sich der 
Sicherheitsapparat in unserem Lande in Ord­
nung befindet. Ich muß auch feststellen, daß 
die Zusammenarbeit zwischen den Ge­
meinden und Ländern vollkommen in Ord­
nung verläuft. Ein Jahr nach dem Zusammen­
bruch des Hitlerregimes ist die öster­
reichische Verwaltung aufgebaut worden und 
funktioniert t�otz aller Hemmnisse und 
Schwierigkeiten. Die Zusammenarbeit zwi­
sohen Staat, Ländern und Gemeinden voll­
zieht sich im ganzen Lande reibungslos 
und ist in jeder Beziehung für den Staat er­
folgreich. Ich . habe nur den einen Wunsch, 
den ich hier ganz offen aussprechen will, daß 
es .so bleiben möge, daß wir eine Verwaltung 
erhalten, die frei von bürokratischem Geist 
ist und nur ein Ziel kennt : der Republik 
und dem Volk zu dienen. (Lebhafter allge­
meiner Beifall und Händeklatschen.) 

* 

Damit ist die Aussprache über die 
G r u p p e IV b e e n d  e t. 

Nun gelangt die Gruppe V zur Verhand­
lung, welohe das Kapitel 10: Justiz, mnfaßt. 

Spezialberichterstatter Dr. Migsch: Hohe·s 
Haus ! Der Finanz- und Budgetausschuß hat 
sich in seiner ISitzung mit dem vorgenanntßn 
Kapit·el eingehend beschäftigt. Es fällt auf, 
daß gegenüber 1938 ibei den Per·sonalaus­
gruben um zirka fünf Millionen SC'hilling we­
nig.er präliminiert sind. In dieser Zilier · 
drücld sich ,die Tatsache aus, daß eine große 
Anza'hl von Richterposten und von Posten 
im Justizdienst nicht besetzt werden können. 
Nach dem D ienststellenplan sind Posten da; 
aber weH 'keine Aussicht besteht, geeignete 
Personen aufzutreiben, wurde für diese 
Posten auch finanziell nicht Vorsorge ge­
troffen. Damit kommt der Richtermallgel zum 

Ausdruck, der überaus heklagenswert ist, 
aber gegenwärtig- nicht 'behoben werden 
kann; Richter kann man nicht im Schnell­
siedeve:nfahren ausbilden. Auf der Einnah­
menseite sehen wir eine Erhöhung um zirka 
vier Millionen :Schilling. Hier kommt der 
Grundsatz der Bilanzwahrheit zum Ausdruek, 
indem nämlich die Gerichtsgebühren nif�ht 
me'hr in allgemeinen Stempelmarken ge­
leistet werden, sondern in Gerichtsmarken 
und dadurch diese Einnahmen nicht mehr 
im Kapitel "Allgemeine Finanzen", sonderu 
richtiogerweise im Kapitel "Justiz" aufschei­
nen. Im Finanzausschuß hat sich eine Reihe 
von Abgeordneten mit den Fragen und Pro­
blemen, die die Justizverwaltung ,bietet, be­
schäftigt, und in seinem Auftrag ,stelle ich 
den A u  t r a g, diesem Kapitel die ver­
fassungsmäßige Zustimmung zu ertenen. 

(Während dieser Ausführungen hat Prä:;i­
dent Kunschak den Vorsitz übernommen.) 

Abg. Dr. Tschadelc Hohes Haus !  'Wenn 
wir in die Beratung des Kapitels Justiz ein­
treten, so gi,bt dies einen Anlaß, grundsätz­
lich über die Fragen der Wiederherstellung 
des Rechtslebens in österreich zu sprechen. 
Der Nationalsozialismus hat auf alten Ge­
bieten des wirtschaftlichen, sozialen und 
kulturellen Lebens ein Trümmerfeld ilinter­
lassen und er hat uns ein besonderes 
Trümmerfeld auf dem Gebiete der Justiz 
hinterlassen. Wir haben erlebt, daß im deut­
schen Volk der Begriff Recht und Gerech­
tig1keit jahrelang ausgeschaltet war. Wir 
haben erlebt, daß das Rechtsbewußtsein der 
Be1völkerung durch Terrormaßnahmen plan­
mäßig untergraben wurde, wir haben erlebt, 
daß der Rechtsstaat einem Staat der Willkür, 
einem Staat der Banden, einem Staat der 
Gewalt gewichen ist. Es ist 'sel'bst,verständ­
lieh, 'daß solche ,Erscheinungen für 'das ge­
samte Rechtsleben lange Zeit nachträgliche 
Folgen nach sich ziehen. Wir haben also 
die große Aufgabe, in unserem Volke die 
Wiederherstellung des Rechtsbewußtseins 
her1bei'zuführ·en. Wir 4aben die große Auf­
gabe, Recht und Gerechtigkeit wieder zu 
anerkannten Gütern des 'österreichischen 
Volkes und des österreichischen Staate·s zu 
machen. Wir 'stellen mit Dankbarkeit fest, 
daß der Herr Bundesminister für JUIStiz alles 
unterrnommen hat, um d'iesen Begriffen in 
österreich wieder Leben zu geben. Wir 
wissen aber auch, wie schwierig es ist, das 
untergrabene Rechtsgefühl wieder auf'zu­
richten, und wir wissen, wie schwierig es 
gerade in der heutigen Zeit ist, den Be­
griffen Recht und Gerechtigkeit ·wieder Le-
ben zu geben. ' 

Was brauchen wir denn, wenn wir in 
österreich wieder ein erhöhtes Rechtsbe-
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wußtsein Ullld Rechtsempfinden erzielen 
wollen? - Wir brauchen erstens klare und 
eindeutige Gesetze. Wir brauchen zweitens 
gut und rasch funktionierende Gerichte und 
wir brauchen drittens eine rasche, lebensnahe 
und sozi'al gerechte Rechtsprechung. Das. sind 
die Grundforderungen, die wir an unsere 
JusHz stellen. Wir hahen bei aH diesen For­
derungen 'mit großen Schwierigkeiten zu 
kämpfen. Daß es heute an einer Übersicht­
lichkeit in der Gesetzgebung fehlt, weiß 
jedermann, dazu braucht er nicht erst Jurist 
zu sein. Es fehlt die klare Kodifizierung 
aller Gesetze. Es wiss-en heute die Juristen 
vielf.ach nicht, welches Recht eig.entlich gilt. 
Reichsdeutsches Recht und österreichisches 
Recht sind vermengt, wodurch ein nicht 
immer glückliches Konglomerat von Gesetzen 
und gesetzlichen Bestimmungen entstand. 
Wir müssen also trachten - und das wird 
eine schwere, atber vornehme Aufgabe der 
Justizverwaltung sein -, ZiU einer klaren 
Formulierung des geltenden Rechtes zu 
kommen, damit auf diesem Gebiet wirklich 
Ordnung geschaffen wiI"d. Wir brauchen 
weiter gute Gerichte, die ras-eh ·funktionie­
ren und eine lebensnahe, soziale und ge­
rechte .Rechtsprechung kennen. Hohes Haus, 
auch hier -stößt die Justizverwaltung auf die 
allergrößten Schwierilgkeiten. Wir alle 
wissen, daß -die Entnazifizierung in der 
Justiz den Ahbau vieler Richter und Justiz­
beamten notwendig gemacht hat. Wir titehEm 
vor der T'atsache, daß die Gerichte keines­
wegs in der Lage · sind, genügend Richter 
und Fachbeamte zu stellen, und daß daraus 
die Rechtspflege einen erheblichen Schaden 
erleidet. Die Entnazifizierung ist natürlich 
eine notwendige Maßnahme. Wir können den 
Aufbau 'der Gerechtigkeit nicht mit ehema­
ligen Faschisten vollziehen. D iese Mahnung 
richten wir klar und deutlich an die Justiz­
verwaltung, und ich stelle namens meiner 
Partei fest, daß wir auch mit den ehemali­
gen Faschisten vom Jahre 1934 in der JusHz­
ve..,waltung nichts anzufangen wissen. (Bei­
fall 'bei den Parteigenossen.) 

ganz _ klar und eindeutig. W'ir haben h eute 
ländliche J3ezirksgerichte, die' aus einem 
Richter und einer Stenotypistin ibe.stehen. 
Wir haben in vielen Gerichten keine Ur­
kunds'beamten. Wir haben auch keinen 
zweiten Richter, der die Agen'den der zivilen 
Justiz zu versehen hat. Wir haben keinen 
Grundibuc'hsführer, keinen Exekutionsbe­
amten, wir hatben .gar nichts. Damit ist in 
diesen Bezirken beinahe ein ,stillstand der 
Rechtspflege eingetreten. Dies führt meiner 
Überzeugung nach zu unmöglichen Konse­
quenzen. Es ist ganz ,klar, daß ein Richter, 
der allein in einem Gericht sitzt, nur mehr 
die aHerdringl'ichsten Angelegenheiten, vOr 
allem nur mehr die Haftsachen, erle.digen 
kann, so daß alles andere zurüc.kgestellt 
werden muß. Auf diese Art und Weise kann 
das Vertrauen Zlur Justiz und Gerechtigkeit 
nicht hergestellt werden. 

Bleiben wir nur einmal hei der Straf justiz. 
Es ist ein alter �rfahrungsgrundsatz, daß 
Urteile die Aufgabe haben, abschreckend 
zu wirken, und damit im Sinne der General­
prävention eine Bedeutung 1mben, die nur 
dann erfüllt werden kann, wenn die Ver­
urteilung möglichst bald auf die Straftat 
selbst erfolgt, das heißt, solange die Tat im 
Bewußts-ein der Bevölkerung noch lebt und 
in Erinnerung 'ist. Wenn eine Straftat drei­
viertel Jahre oder ein Jahr, - nachdem sie 
begangen wurde, zur Aburteilung kommt 
und wenn dann inf'ÜIge überfüllung der Ge­
richte ein weiteres Jahr · vergeh t, bis der 
Strafvollzug angeordnet wird, dann verliere!1 
die Strafurt,eile ,ihr'e erzieherische Wirkung 
und ihre ,rechtspolitische Bedeutung. Wir 
legen daher allergrößten Wert darauf, daß 
die StrafjusHz wieder so gestaltet wird, daß 
die Straf.e möglichst rasch auf dem Fuß 
folgt, weil sie nur dann ihren Zweck wirk­
lich e'l'füllt. Ich bin der Meinung, daß wir 
dieses Ziel bei dem -vorhandenen _ großen 
Richtermangel nur erreichen können, wenn 
wir eine Änderung der bestehenden Ge­
richtsorgan'isation durchführen. Wi'r werden 
ernsthaft die Frage prüfen müssen, ob wir 
die Kompetenzen unserer Bezirksgerichte 

Hohes Haus ! ,Der notwendige Abbau von nicht eflweitern sollen, ob wir nicht die Ver­
Richtern und Justizbeamten ist aber weit- gehen zum Te'il den Bezirksgerichten zur Ab­
aus übertrieben worden, namentlich in der urteilung ü1bedassen sollen und ob nicht g-e­
östlichen Zone. Wir haben es dort erlebt, wisse übertretungen aus der Kompetenz der 
daß Richter und Beamte, die bereits durch Bezirlks'gerichte herausgenommen und einer 
die überprüfungskOimmission gegangen sind demokratisch eingerichteten Polizeigewalt 
und für die Weiterverwendung im Justiz- - zur Entscheidung Qibertragen werden kön­
dienst als geeignet befunden wurden, über nen. In der heutigen Ze'it wäre es wirklich 
Auftrag der BesatzungSlbehörden ganz plötz- nicht notwendig, daß die überlasteten Be­
Hch entlassen wurden. Wir haben es erlebt, zirksgeriohte zu zwei Dritteln ihrer Tätig,keit 
daß gar nicht hochgestellte Justizsekretäre, mit Ehrenbeleidigungsprozessen beschäftigt 
die Parteianwärter waren, über Anordnung sind. Ich glaube, daß diese IBagatellverfahren, 
irgendeines Ortskommandanten das Gericht die der kleinlichen Streitsucht gewisser Be­
verlassen mußten. Die Folgen davon sind völkerungsschichten entst.ammen, sehr wdhl 
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durch ein demokratisch zusammengesetztes 
Polizei- und Schiedsgericht erledigt werden 
}{1önnten und daß dadurch die Gerichte für 
!hre dringenden Aufgaben Zeit gewinnen 
würden. 

Hohes Haus ! Das sind Anregungen, die 
ieh hier geben möchte, und ich glaube, daß 
es auf Grund dieser Vorschläge möglich sein 
wird, eine Änderung der bestehenden Ver­
hältnisse herbeizuführen. Wenn ich schon 
beim Strafrecht bin, will ich auf eine Ange­
legenheit zurü�kkommen : Wir ' haben heute 
in öster reich die Todesstrafe, und ·ich 'bin 
davon überzeugt, daß wir diese Todesstrafe 
auch brauchen. Wir leben in Ausnahms­
zeiten, in denen Ausnahmsstrafen notwen­
dig sind. Die österreichische Bund'esverfas­
sung kennt die Todesstraf.e nicht. Mit der 
Wiedereinführung der Verfassung vom 
Jahre 1929 ist die ve rfassungsmäßige Grund­
lage für die V'erhängung der Todesstrafe im 
ordentlichen V erfahren nicht mehr gegeben, 
und wir würden bitten, daß der Herr Justiz­
minister uns Auflklärung gibt, auf Grund 
welcher gesetzlicher Bestimmung die Todes­
strafe im ordenmchen Verfahren ange­
wendet wird. Ich betone noch einmal, daß 
ich durchaus verstehe, daß in ' der heutigen 
Z'eit die Todesstmfe notwendig sein kann. 
Ich erkläre aber ehen so deutlich, daß wir 
SoziaHsten grundsätzlich gegen die Todes­
strafe sind (lebhafter Beifall bei den Partei· 
genossen) und daß wir nach Beendigung die­
ses Ausnahmezustandes den verfassungs­
mäßigen Zustand, in dem die Todesstrafe in 
öster,reich nicht existiert, wieder herbei­
führen wolleil. 

Hohes Haus ! Wir werden in den nächsten 
Tagen das Schöffenlistengesetz in di,�s(�m 
Hause zur Be ratung bringen. Es ist not­
wendig, daß die Laien wieder in die Ge­
richtsbarkeit eingebaut werden, und wir 
werden trachten, d,aß durch ein Schötienge­
setz eine objektive, gerechte und volksnahe 
Rechtsprechung garantiert wird. Im Justiz­
ausschuß wurde davon gesproch en, daß �s 
bei gewissen politischen Verfahren zweck­
mäßig wäf>e, die Gruppe der politisch Ge­
schädigten zu Schöffen zu berufen. Ich habe 
bereits im Justizausschuß erklärt, daß ' ich 
darin " einen Fehler erblicken würde. Eine" 
Rechtsprechung muß frei von jedem Vor­
urteil, sine ira et studio, erfolgen. D ie Her­
anziehung von L euten, die an einer Ange­
legenheit persönlich interessiert sind, wäre 
für die Objektivität der Rechtsprechung eine 
große Gefahr. D as muß vor allem für die 
Beru�srichter gelten ; und so dürfte auch 
nachstehender Fall uiit einer objektiven 
Justiz unvereinbar sein : In Tirol ist der 
Herr Landtagspräsident ,gleichzeitig Vor-

sitzender des Vol'ksgerichtshofes. Ich habe 
gegen die Person des Herrn Landtagspräsi­
denten keine IB edenken ; ich halte es aber 
für gefährlich, daß ein aktiver Politiker 
gleichzeitig VorsHzender eines V olkage­
richtshofes ist, denn es besteht dlie Gefahr, 
daß die politischen Interessen mit den juri­
stischen Interessen in Kollision ger,aten. 
Nach meiner Meinung sollen aktive Politiker 
ihr Richteramt solange nicht ausüben, so­
lange sie aktiv in der Politik und in einer 
gesetzgebenden Körperschaft tätig sind. 
Dieser Grundsatz, den wir vertreten, doll 
ausnahmsJ.os angewendet werden. 

Und nun ein Wort zur Strafjustizpflege 
in Österr,eich. Seit letzter Z eit kommt P,S 
immer wieder vor, daß Stra�verfahren nicht 
über Wunsch der österreichischen Behörde 
eingeleitet werden, sondern /Über den Weg 
einer Besatzungsmacht, an die planmäßig 
gewisse Personengruppen herantreten, um 
Straiv-erfahren gegen mißliebige Personen 
herbeizuführen. Gerade auf dem Gebiet des 
sogenannten Wahlschwindels haben wir es 
erlHbt, daß auf Grund von D enunziationen 
über Auftrag einer Besatzungsbehörde in 
Niederösterreich �enschen verhaftet wurden 
und monatelang 'in Untersuchungshaft waren. 
Das Ve rfahren hat dann ergeben, daß VOll 
einem Wahlschwindel weit und breit keine 
Rede s8lin konnte. Ich bin der Meinung, daß 
man dem österreichischen Volk klar und 
deutlich sagen muß : Es ist unwürdig, in 
unseren Rechtsangelegenheiten die Alliier­
ten anzurufen ! (Beifall bei den Parteige­
nossen und den Abgeordneten der Österrei­
ch'ischen VolksparteL) Was wir haben 
wollen, ist eine gerechte Justiz, eine öster­
reichische Justiz, und wenn wir auf einem 
Gebiet empfindlich sind und d,ie Einmengung 
ausländischer Einflüsse ablehnen müssen, 
dann gerade auf :dem Gebiet der Recht­
sprechung, auf dem Gebiet von Recht und 
Gerechtigkeit. D enn nur dann wird es mög­
lich sein, daß wir ,das Ziel, ein wirklicher 
Rechtsstaat zu werden, herbeiführen. 

Hohes Haus ! Und nun einige Fragen zivil­
rechtlicher Natur. Genau 'so wie in der 
StrafgerichtS'barkeit haben wir in der Zivil­
gerichts'bal'lkeit große Schwieriglkeiten. Wir 
haben zu wen1g Richter, die Verfahren sind 
äußerst schleppend und die Menschen, die 
darauf angewiesen sind, ihren Rechtsan­
spruch durchzusetzen, sind infolge des Nicht­
funktionierens der Zivilgerichtsbarkeit ge­
hemmt. Ich frage, ob nicht auch auf diesem 
Geibi'et die von mir angeregte Änderung der 
Organisation der Bezirksgerichte abhelfen 
könnte. Hiebei erhebt sich die Frage, ob 
wir nicht der ZivHjustiz durch Einführung 
d,es Laiene'lementes dort, wo Senate nötig 
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sind, Richte·r einsparen �önnen, die wir auf 
anderen Gebieten einsetz.en könnten. nie 
österreichische lBundes,verf.assung sieht aus­
drücklich das Laienelement in der Recht­
sprechung vor. Sie beschränkt deren Mitwir­
klmg nicht auf die Straf justiz, sondern nach 
unserer V.erfassung ist grundsätzlich auch in 
der Ziviljustiz .der Einbau des Laienele­
mente.s zulässig. VieUeic'ht ikann sich der 
Bundesminister für Justi.z mit dieser Frage 
beschäftigen und vielleicht ist dies ein Weg, 
um zu einer . rascheren Erlediguqg aller 
Zivilklagen und Zivilstreitigkeiten zu Ige­
langen. 

D aß wir im Außer·str·eitverfahren heute 
mit großen Sdllwierigkeiten kämpfen, ist 
diesem Hohen Haus wohl bekannt. Ich h abe 
schon im Justizausschuß darauf hingewiesen, 
daß es eine arge Bela,stung für Richter, 
Justiztbeamte und für die Bevölkerung dar­
stellt, daß wir nicht in der Lage sind, die 
Grundbücher dorthin zu bringen, wo sie 
hingehören, nämlich,zu den Be'zirksgerichten. 
Eine weitere große Schwierigkeit besteht 
darin, daß wir in vielen Orten infolge der ' 
Entnazifizierung keine Notare haben und 
daß wir nicht in der Lage sind, Abhand­
lungen nach Todesfällen durchzuführen. All 
dies hemmt uns in unserem Rechtsleben. 

Es ist begrüßenswert, daß in nächster 
Zeit das Grundveflkehflsgese,tz verabschiedet 
werden soll, damit in der Frage des Grund­
verkehrs wie:der einmal .eine klare Linie 
besteht, denn durch die Aufhebung· des Erb­
hofgesetzes ist hier eine gefährliche Lücke 
ent,standen, und es ist heute prakitisch nicht 
möglich, gesunde und richtige übergabever­
träge von 'bäuerlichen Wirtschaften durchzu­
führen, obwohl das Bedürfnis der bäuerli­
chen Bevölkerung gIerade auf diesem G e'biet 
groß ist. Der Krieg hat auf manchen Ge­
bieten Verhältnisse ,geschaffen, die uns 
gleichfalls die Frage auflegen, wie wir uns 
in unserer Rechtsprechung und Gesetzge­
bung Aia,zu stellen s·o'llen. 

Wir haben in österreich das reichs­
deutsche EheI'lecht und ich will anenkennen, 
daß es sich im wesentlichen um e in brauch­
bares Eherecht handelt. Das reichsdeutsche 
Eherecht kennt aber nicht den Begriff der 

�einverständlichen Ehescheidung. Ich bin nun 
kein Anhänger der leicht gemachten einver­
ständlichen Ehescheidung. Es soll verhindert 
we,rden, daß Ehen 1eichtfertig geschlossen 
und leich.tfertig geschietden weflden. D er 
Krieg hat aber nun einmal besondere V er­
hältnisse hmworgerufen. W·enn sich zwei 
Eheleute, die sechs Jahre getrennt waren -
die Ehe bestand also de facta nicht -, die 
Absicht haben, die Ehe nicht wieder auf­
zurichten und sich scheiden zu lassen, so sind 

sie ge'Zlwungen, ein Vel'rschulden des anderen 
liestzustellen, um in einem oft konstruierten 
streitigen Verfahren die Scheidung der Ehe 
zu erreichen. Ich weiß nicht, ob es nicht 
möglich wäre, für Kriegsehen erleichternde 
Übergangsbestimmungen zu schaffen, die 
sowohl �er Bevölkerung als auch der Justiz 
zugute 'kämen. 

Hohes·  Haus! Ich halbe nun einige Fragen 
angeschnitten, die sich uns aufdrängen, 
wenn wir von österreichischem ,Recht und 
österreichischer Rechtsprechung reden. Ich 
bin überzeugt, daß sich mehrere Herren und 
Frauen dieses Hauses mit Rechtsf,ragen be­
schäftigen werden. Der eine hai . dtese, der 
andere jene Erfahrung auf dem Gebiete der 
Rechtsprechung gemacht. Es werden- dem 
Herrn Justizminister die verschiedensten 
Wünsche entgegengebracht, aber ich glaube, 
in einem simd wir uns alle .einig: daß es gilt, 
in österreich ein gesundes demokratisches 
Recht herbei.zuführen, in österreich eine ge­
sunde und lebensnahe Rechtsprechung zu 
garantieren und aus österreioh wieder das 
zu machen, was es 'Vor 1934 war: .ein Rechts­
staat, der würdig ,ist, als Glied in der gro&n 
Gemeinschaft der Völker tätig zu sein. (Leb­
hafter BeH·all Ibei den Sozialisten.) 

Abg. Fischer : Hohes Haus ! Wenn sich ein 
Bergstrom über ein Tal ergießt, bleiben um 
Schluß Trümmer, Steinblöcke, Dreck, Mist 
und alles mögliche am Boden liegen. Wenn 
sich gesellschaftliche Ereignisse dieser Art 
vollziehen - und es war mehr al,s ein Berg­
strom, es war fast eine SintfLut, die wir er­
leht hatten -, dann ist eS schli�lich die Auf­
gabe der Justiz, diesen zurückgebliebenen 
D reck und SCh.Irrutz, größere und kleinere 
Blöc.ke irgendwie wegzuschaffen. Das ist be­
stimmt keine beneidenswerte Aufgabe, und 
wir verstehen auch alle die Schwierigkeiten, 
die sich einer solchen Aufgabe entgegenstel­
len. Ich glaube, diese Aufgabe ist überhaupt 
nur zu lösen, wenn man das Wichtigste vom 
weniger Wichtigen, da,s Wesentliche vom Un­
wesentliClhen unterscheidet, wenn die Justiz 
also all ihre Kräfte und Energien auf das 
Entscheidende konzentriert. Ich glaube, e s  
wird sich kein Wider:spruch erheben, wenn 
wir feststellen, daß nach einer solchen poli­

"tischen Erschütterung .und Umwäl,zung eine 
politische Bereinigung das Entscheidendste ist 
und daß man so schnell und. gründlich wie 
möglich mit den Blöcken und dem D reck 
alufräumen ·soll, den uns der Nazismus hinter­
lassen hat. Ich verstehe es sehr wohl, daß 
die Gerichte augenblicklich über 'zu wenig 
geschulte Richter verfügen. Ich verstehe die 
vielen technischen Schwierigkeiten, die sich 
'Solchen Prozessen entgegenstellen. Aber ich 
habe doch den Eindruck, daß in der Frage 
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'der Prozesse gegen die Kriegsverbrecher in 
österreich ein derart sCihleppendes Tempo 
eingeschlagen wird, das nicht nur mit tech­
nischen Schwierigkeiten begründet werden 
kann. Ich verweise zum Beispiel auf die Ver­
fahren in Innsbruok, wo man einmal erklärt 
hat, man habe noch keinen Saal, dann hatte 
man dies nicht und dann jenes niC/ht und 
dann ist es endlich doch zu den ersten großen 
Prozessen gekommen. Bei diesen ersten Pro­
zessen sind geradezu er'staunlich milde Ur­
teile gefällt worden. 

gonnen hat, den Juliputsch in österreich vor­
�ubereiten. Dieser seIbe Polizeipräsident 
war einer der wichtigsten Organisatoren des 
Juliputsches 1934. Auch hier versteht man 
eigentlich n icht recht, warum man 'so lange 
auf diesen Prozeß warten muß. Die Tatbe­
stände, die diesen vielfachen Massenmörder 
und Bluthund belasten, sind ,so bekannt, daß 
man kein J UI'ist sein muß, um das zu wissen 
und in absehbarer Z eit in anklagbare Form 
zu bringen. 

Weiter : Vollkommen still geworden ist es 
Wir 'sehen auch auf anderen Gebfeten in im Falle Philipp von Schoeller, der einer 

österreich, wie man immer wieder die D inge j ener Kriegsverbrecher war, denen man 
auf die lange Bank schiebt, anstatt endlich zwar keine B1uttat vorzuwerfen hat, d er aber 
die Schuldigen auf die Anklagebank zu durch seinen Hochverrat an der österreichi­
setzen. Wir ha'ben zum Unterschied von allen seh en Wirtschaft viel schlimmere Verbrechen 
anderen Ländern bisher nOClh keinen Prozeß auf sich geladen hat als Z ehntausende der 
gegen große Kriegsverbrecher gehabt. D as kleinen Nazi, di.e alle möglichen Unannehm­
geht bei uns äußerst zögernd und schleppend lichkeiten zu erleiden haUen. Er war einer 
vor sich und ich sage offen : man kann sich der Leute, die schon lange vor der Okkupa­
manchmal nicht des Eindruckes erwehren, tion den wirtschaftlichen Hochverrat gegen 
al,s sei dieser oder jener Prozeß - ich österreich organisiert haben, einer der Orga­
möchte niohts gegen den Herrn Justizminister nisatoren der Krise in österreich. Es ist 
sagen, an dem ich persönlich keinerlei Kritik w ahrscheinlich den meisten Abgeordneten be­
üben will - irgend jemandem nicht sehr an- kannt, ,daß es schon in der Zeit vor 1934 und 
genehm . Da ist zum Beispiel das Verfahren dann auch in der Zeit zwischen 1934 und 
gegen den ehemaligen Minister Guido 1938 direkte Anweisungen aus Berlin an 
Schmidt. Was sind da alles für Hindernisse österreichische Industrielle gegeben hat, die 
eingetreten, K r,ankheitsfälle, Schwierigkeiten Wirtschaftskrise in österreich aruf's äußerste 
aller Art, D iätbedürftigkeit usw. usw. zu verschärfen, möglichst weitgehende 
Jedenfalls kam es bisher zu keinem Prozeß. Schwierigkeiten einzuschalten, um österreich 
Guido Sdhmidt, der meiner Meinung nach in jeder B eziehung für die deutschen Fa­
nicht nur 'aUJS Gründen der Gerechtigkeit auf schisten sturmreif zu machen. Philipp von 
die Anklagebank gehört, sonderR . der auch Schoeller war vielleicht der prominenteste 
aus Gründen einer wirklich geschichtlichen dieser wirtschaftlichen Kriegsverbrecher, und 
Erkenntnis vieler Vorgänge in österreich elS wäre zu wünschen, daß auch ihm in ab­
möglichst bald zum Sprechen gebracht wer- sehbarer Zeit der Prozeß gemacht wird ; ich 
den sollte. füge hinzu, daß es, abgesehen von ,allem an-

In Wien ist eine ganze Reihe von pro- deren, auch sehr wichtig wäre, gerade von 
l11inenten Kriegsverbrechern seit langer Z eit j enen Angeklagten manches aus der ge­
in Haft, ohne daß man bisher von einem Pro- schichtlichen Entwicklung zu vernehmen, das 
zeß etwas vernommen hätte. Ich möchte nur heute noch in D unke1heit gehüllt ist. Und 
darauf hinweisen, daß sich der ehemalige vielleicht steckt ,gerade das hinter der Ver­

stellvertr etende Gauleiter Scharitzer in Haft schleppung mancher Prozesse, daß es hier 
befindet - ich muß in diesem Haus nie- und dort nicht angenehm empfunden wird, 
mandem sagen, wer SClharitzer war und I w:enn diese oder jene Dunkelheit. über Ereig­
welc;he Rolle als Kriegsverbrecher er gespielt I 

mssen vollkommen aufgehellt WIrd. 
hat. Es befindet sich eine der infamsten, Ge- Andererseits aber findet die .Justiz Zeit 
staHen in Haft, die der Faschismus hervor- zu manchem , was man zumindest als unzeit­
gebracht hat, der ehemalige Polizei-Vize- gemäß empfindet. Ich möchte auf den Fall 
präsident von Wien, Gotzmann. Es war die eines Prozesses in Vorarlberg 'hinweisen, wo 
besondere Spezialität dieses Herrn Gotz- eine Menge von Frauen jetzt vor Gericht �'e­
mann, der  nach dem F ebruar 1934 der stellt wurde, weil 'sie in der Nazizeit, in der 
schlimmste 'Bluthund im Wiener Polizeipräsi- sch�ersten Zeit der Verzweiflung, der Hoff­
dium war, daß er rücksichtslos gegen alle nungslosigkeit , des Kriegselends sich gegen 
Freiheitskämpfer des FeBruar 1934 vorge- den "§ 144 - ich weiß nicht um welchen 
gangen ist, daß er s<fu.on damals das Partei- Paragraphen es sich im deutsch en Straf­
abzeichen der NSDAP. in der Tasche getragen gesetzbuch handelt - vergangen haben. Ich 

. hat, als er noch ein Diener des autoritären weiß nicht, ob heute gerade der Augen­
Regimes war, und daß er schon damals be- blick ist, ob es heute gerade notwendig ist, 
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daß wir IUns gegen solche arme gehetzte f sind, während eine neue Kompetenz erst ,ge· 
Frauen aus den letzten Monaten der Kriegs- I schaffen werden mußte. Und wenn wir in 
zeit, gegen die die Nazijustiz nicht mehr ein- I dieser Richtung logisch weitergehen, dann 
schreiten konnte, als die Fortsetzer der Nazi- i müßte man j,eden, der in dieser Umwälzung 
justiz betrachten und einen Prozeß dur ch- initiativ versucht hat, eine neue Ordnung zu 
führen, der durch den Zusammenbruch Hit- errichten, unter Anklage stellen, und schließ-

- ler�Deutschlands, des Naziregimes, " unter- lieh und endlich müßte man die gesamte Pro­
brochen wurde. Ich möchte in diesem Augen- vi.sorische Staat'sregierung unter Anklage 
blick keine D iskussion über den § 144 stellen, denn wlelches Recht hat sie gehabt, 
heraufbeschwören. Aber ich glaube, die auf�er dem . selhstverständlichen Recht, daß 
Justiz hätte augenblicklich andere, dringen- der österreichisc'he Staat wieder errichtet 
dere Sorgen, als einen solchen Prozeß auf- werden muß ! Welche Kompetenz hat ,sie ge­
zunehmen und zu Ende zu führen. - habt, um ihre Funktion auszuüben? ' Gewiß 

Ich möchte auf einen anderen Fall, 
über den ich schon im Ausschuß gesprochen 
habe, hinweisen, auf den Fall Wittschnigg in 
Kärnten. D er Herr Justizminister hat damals 
geantwortet; ich muß sagen, vielleicht ist es 
eine Antwort, die einen geschulten Juristen 
be:friedigt, für einen einfachen Nicht juristen 
ist sie unbefriedigend. D ieser Mann, ein 
D eserteur, einer derer, die sich aufgelehnt 
haben gegen das. Naziregime, wird vor -Ge­
richt gestellt, w�il er in der Notwehr einen 
Gendarmen erschossen hat. Ich verstehe nicht 
recht die juristischen Erwägungen, daß hier 
das D atum das Entscheidende sei, ob damals 
noch rechtmäßig Hitler-D eutschland an der 
Macht war oder ob schon eine neue Macht 
existierte. Ich verstehe diese Erwägungen 
nicht. Ich verstehe nicht, daß wir uns in 
irgendeiner Form als den Rechtsnachfolger 
des zusammengebrochenen Mörder- und 
Hitler-Deutschlands betrachten können. Nach 
diesem Prinzip müßte man, wenn man logisch , 
ist, heute jeden D eserteur anklagen, weil er 
aus der Hitler-Wehrmacht desertiert ist, man 
müßte jeden österreichischen Fre:iheitskämp­
fer anklagen, jeden österreichischen Parti­
sanen, weil er im !Kampfe gegen Organe 
Ritler-Deutschlands gestanden ist. Ich glaube, 
wir können 'Hns doch nicht als die Nachfolger, 
als die Exekutoren des Hitler-Staates be­
trachten. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang ganz 
kurz auf den Fall G ,a i oS w i n k 1 e r hinwei­
sen, über den schon in einem anderen Zu­
sammenhang gesprochen wurde. Selbstver­
ständlich fällt es niemandem von uns ein, 
einem Urteil vorzugreifen. Aber der e rste 
Teil der BegrÜllldung des Auslieferungs­
begehrens geht genau in derselben Richtung 
wie diese strafgerichtliche Anklage gegen 
Menschen, die sich gegen ,Hitler-D eutschland 
gewehrt haben. Es wird ihm von einem öster­
reichischen .Richter vorgeworfen, daß er in 
d�r Zeit der Umgestaltung österreichs sich 
nicht, ich weiß nic'ht an welche behördlichen 
Kompetenzen gehalten h at, die doch offen­
kundig, .soweit sie deutsche Kompetenzen 
waren; Gott sei D ank zusammengebrochen 

nieht die Kompetenzen, die' ihr von Hitler­
D eutschland, aus dem Z!usammengebrochenen 
Gewaltstaat, erwachsen sind. 

Ich glaube also, wir , müßten hier sehen, 
daß es die wesentlichste und wichtigste 
Aufgabe der Justiz ist, gegen die Kriegs­
verbrecher im Namen

' 
des Gerechtigkeits­

empfindens schneller und gründlioher vor­
zugehen - und es gibt über das persönliche 
Empfinden hinaus ein geschichtliches, ein 
gesellschaftliches Gerechttgrkeitsempfinden "--, 
im Namen dieses Gerechtigkeitsempfindens, 
aher auch im Interesse der Aufhellung- der 
geschichtlichen Ereignisse, die über unser 
österreich .so viel Unglück gebracht haben. 

Ich denke aber auch, daß man ir,gendeinen 
Modus finden muß, um ,nun weniger wichtige, 
weniger wesentliche Dinge eher auf die lange 
Bank zu schie'ben oder, da es sich bei der 
Justiz wahnscheinlich um einen Notstand auf 
längere Zeit 'hinaus handeln wird, irgend­
welche E rleichterungen des Justizverfahrens 
zu finden. Ich stimme da vollkommen mit 
meinem Vorredner in der Meinung über­
ein, daß man die Gerichte zum Beispiel von 
allen Ehr�enbeleidigungsklagen und so weiter 
entlasten müßte, daß man einen Ers.atz in 
der Form irgendeines Schiedsgerichtes, eines 
Friedensgerichtes oder was immer, finden 
könnte. dies um so mehr, als die Ge­
richte heute mit ganz. merkwürdigen Ehren­
beleidigungsklagen belastet werden. Ich 
möchte da ,aus vielen Fällen nur auf einen 
besonderen a'll'freizenden Fall verweisen, der 
eine N a'zisse betrifft. 

Die Frau eines Mannes, der einen Frei­
heitskämpfer an den Galgen gebracht hat" 
den Freiheitskämpfer Pawlin, in dessen 
Gruppe Kommunisten, Sozialisten und Katho­
liken zusammengearbeitet hatten, die Frau 
dieses Mannes, der Pawlin an den Galgen ge­
bracht hatte und der sich wohlweislich noch im 
Westen aufhält und nicht in Wien, hat gegen 
die Frau des ermordeten Pawlin eine Ehren­
beleidigungskl'age eingebracht, weil diese 
davon gesprochen hatte, daß ihr Mann von 
den Henkern an den Galgen gebracht wurde. 
Und es finden sich österreichische Gerichte 
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. und österreichische Richter, die Z eit haben 
die EhrenbeleidiglUlDgsklage der Frau eine� 
Mörders gegen die Frau eines ermordeten 
Freiheitskämpfers anzunehmen ! (Zwischen­
rufe.) Ich glaube, dazu dürften unsere Ge­
richte nicht Zeit finden, in einer Zeit in der 
so viel anderes nicht geschieht ! 

' . 

Wenn ich wiederhole, daß man das Wesent­
liche vom UnwesentUchen unterscheiden 
muß, dann möohte

' 
ich sagen, es wäre ein 

Verhängnis, wenn die Justiz, wie wir ·sie heute 
verstehen, in einer Zeit des schwierigsten 
Überganges, in einer Zeit des Schritt für 
Schritt wiedererstarkenden Gerechtigkeits­
gefü�ls, nur von formalen Gesichtspunkten 
ausgmge, denn hinter diesem Formalismus 
verstecken sich nicht selten die Reaktion und 
d�r Unwille der neuen Zeit gegenüber. Wir 
wünschen, daß die J(listiz weniger formal 
wäre und mehr den ge,;:;ellschaftlichen Bedürf­
nissen, den Bedürfnissen einer werdenden 
Welt, eines werdenden Staates und eines 
werdenden neuen Rechtsbewußtseins ent­
sprechen würde ! (Lebhafter Beifall bei den 
Kommuni!iiten und Sozialisten.) 

Abg. D r. Seheff : Hohes Haus! Wenn ich zu 
dem Kapitel Justiz das Wort nehme so zu . ' 
emem Kapitel unseres Budgets das einer-
seits seinem Erfordernis nach eines der ge­
ringsten ist - denn soviel ich mich erinnere 
beträgt der Gesamtaufwand ibloß rund 44 Mn: 
lionen Schilling -, auf der anderen Seite 
aber als e,ines der wichtigsten erscheint und 
das zu besp rechen einem schließlich und end':' 
lieh deshalb eine gewisse Genugtuung berei­
ten muß, weil wir hter bei einem Abschnitt 
im Voranschlag angelangt sind, der in einer 
ernst.en Zeit tatsächlich ganz lwlossale Fort­
schritte gemacht hat. 

Wenn ich mich Zlunächst den trockenen 
Zahlen des Budgets zuwende, so sehen Sie, 
d,aß das Erfordernis des Obe�sten Gerichts­
hofes ganz wesentlich zurückgega

'
ngen ist, 

aber dieser Rückgang ist ausschließlich auf 
d,en Personalmangel �urückzufühffm. Wir 
sehen, daß auch das Erfordernis der Justiz­
behörden in den Ländern um einige Millio­
?en, von 35 .auf 31 Millionen. zurückgegangen 
1St. Das Erfordernis der Strafanstalten ist 
gleichgeblieben, ,bei den Bundesanstalten fü r 
Erziehungsbedürftige Hegt ein Rückgang des 
Erfordernisses vor, der darauf zurückzu-­
führen ist. daß die große Erziehungsanstalt 
in Hirtenberg derzeit von der Roten' Armee 
besetzt ist. 

. 

lediglich aus dem Grunde der besonderen 
Abrechnu�g der Gerichtsgebühren, wie der 
Herr BerIchterstatter ausgeführt hat. 

Hohes Haus!  Wenn ich nun zur Personal­
frage im Justizwesen komme, dann muß ich 
wohl sagen:  Dies ist eine der tr.aurigsten 
Fragen. Ich gestehe Ihnen ganz 'offen daß 
k . ' 

a,um ugendein. Behördenzweig in öster-
reIch derart mit faschistischen Elementen 
oder, sagen wir es lbesser, mit großdeutsche� 
Elementen durchsetzt war wie die Justiz. 
Der Grund hiefür liegt auf der Hand. Seit 
Jahrzehnten hat man das JusUzministerium 
systematisch als eine großdeutsche AnO'e­
legenheit behanc1elt. Wenn sie sich die Mi­
nister seit dem Jahre 1918 ansehen, so 
fallen uns dahei der .. Reihe nach die Namen 
S?hürff, Slama, Frank und Dinghofer usw. 
eIn. Alle diese Minister waren Großdeutsche. �. 

Die Großdeutschen halben es damals -ver-
. 

standen, sich als das sogenannte Zünglein 
an der Waage immer wieder das anschei­
nend unwesentliche und doch so bedeutungs­
volle Justizministerium zu verschaffen. D ie 
Folge davon war, daß die junge Republik 
östefl'leich innerhalb der JusHzbeamten und 
der �i�hter �ast einen, ich möchte sagen, 
f�schIstIschen Block vor,fand, wie man ihn 
SICh kaum vorstellen kann. Unter diesen 
Umständen wird es daher

' 
eine Sisyphus­

arbeit des jetzigen Justizministeriums sein in 
Bälde wieder zu einer ordnungsgemäßen 
Justiz zu kommen. Dies mußte zunächst da­
durch erzielt werden, daß man die sogenann­
ten " untragbaren" B eamten beseitigte. Der �bbau, der diesbezüglich durchgeführt wurde, 
1st enorm. Folgende Z ahlen mögen Ihnen hier 
dienlich sein : Der Stand d�r Justizange­
stellten und Richter betrug 6772 im Jahre 
1938. Davon wurden 2982 oder nund 43 Pro­
zent des gesamten Standes ahgebaut. Unter 
den gegenwärHgen Richtern, die nach den 
enorm ·schanf,en Prüfungen Ibelassen wurden 
- es ,gibt insgesamt 565 Richter und Rechts­
praktikanten -, befinden sich dessen un­
geachtet noch immer 126 Richter und Rechts­
praktikanten, die zur nationalsozialistischen 
Partei in irgendeiner Beziehung standen. �m der Wahrheit die Ehre zu geben, muß 
Ich allerdings feststellen, daß dabei bei­
spielsweise auch Mitglieder des NSKK oder 
d

.:s NS.�K ohne Parteizugehörigkeit mitge­
zahlt smd. D er gegenwärtige Stand der 
Justiz angestellten beträgt 5193. Er bleibt 
also hinter dem . Stande des Ja:hres 1938 
wesentlich zurück. Richter besitzen wir in 

Der Aufwand für die Arbeitshäuser ist un- ganz österreich ,gegenwärtig 720 ; 1938 waren 
gefähr g�

.
eic� geblieben. Das

. 
Erford�rnis ist es rund .1600. Die Zahl der Richter ist also 

also 
.. 

tatsachh�h. außerord:�thch germg. Es auf weniger als die Hälfte gesunken. Staats­
b�tragt 44 MIllIonen S

.
chlllmg; wogegen die anwälte haben wir gegenwärtig, sage und 

Emnahmen etwa's gestiegen smd, und zwar I schreibe, in ganz österreich 62 gegen 122 im 
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J'ahre 1938 . . Das Oberlandesgericht Wien als lange VIerhandlungen stattfinden, wenn ein 
das, möchte ich sagen, am meisten belastete Kriegsverbrecher von einem Bezirk von 
Gericht ganz österreichs, verfügte 1938 in Wien nach einem anderen Bezirk von Wien 
seinem Sprengel über 406 Richter, gegen- gebracht werden soll, wenn die Besatzungs­
wärtig sind es 225. mächte in di,esen beiden Bezirken verschie-

Nun, meine verehrten Damen und Herren dener Nation sind. Jede Militärregierung hat 
sollte man es unter diesen Umständen al� be'züglich der Kriegsverrbrecher ihre eicrenen 
sel,bstveT81tänd'lich ansehen, daß wir so Ansichten und ihre gesonderten Verlügun­
rasc� wie möglü�h an eine Ergänzung der gen. Um Ihnen nur ein Beispiel vor Augen 
Jushzangestellten und Richter schreiben zu führen, das selbstverständlich nach unse­
müssen. Ich möchte feststellen, daß das ' ren Begriffen '- und ich bin diesbezücrlich 
Justizmil1isterium auch in dieser Richtuncr mit dem Herrn Ahgeordneten F i s  e h e  r ;'011-
seiner Pflicht bereits nachcrekommen ist kommen einer Ansicht - unmöglich ist : In 
denn dem Justizausschuß li:gt bereits ,de; Vorarlberg steht die französische Militärbe­
Entwurf eines Geset'zes zur Abänderuncr des hörde auf dem Standpunkt, daß die Auslie­

Gerichtsolrganisationsgesetzes vor, da; im ferung eines Kriegsverbrechers erst dan n 

wesent!ichen die beschleunigte Ablegung erfolgen kann, wenn die Anklage über d8n­
dler RlChteramtsprufung, die Neuaufnahme sellben erhoben worden ist. ' Ich frao'e Sie 

unbellasteter Elemente und die Herabsetzung 
die Sie ja wissen, daß das Schwer�ewicht 

der Alter'sgrenzen vo,rsieht. Es wird die eiu
d
es �trafverfahrens in der Voruntersuchung 

Pflicht des Justizausschusses sein, sein un In der Untersuchung Hegt, wie unte r . 

Tempo etwas 'zu beschleunigen, um diese diesen Umständen überhaupt die Anklage 
Vorlage dem Hohen Haus so schnell wie gegen die in Vorarlberg sitzenden Kriegs­
möglich zukommen Zll lassen . Dabei ist verlbrecther erhoben werden soll. Es ist un­
selbst.verständlich, daß wir in österreich eine sere Pflicht, die . Kriegsverbrecher, so bald 

ungeheure Tradition zu wahren haben wie möglich und wo immer sie sich ,befinden, 
wenn wir von unserer österreichischen Justi� auf die Anadagebank zu bringen, aber man 
sprechen. Ich glaube, die Namen Glaser, �uß den Schleier lüften, um die Ursachen 

Unger, Kilein und so weiter, sind Ste,rne am , dwser .Verzögerung zu erkennen, und- man 

�immel der internationalen J'l1Istiz überhaupt; �arf d�es� Verzöger�ng nicht einseitig der 

SIe machen es uns unmöglioh, sogenannte osterreichischen JustIz anlasten. 

Schne11siederkurs'e für Richter einzuführen ; 
war doch von einer Besatzungsmacht der 
Vorschlag gemacht worrden, man solle ein­
fach Maturanten einer halbjä'hrigen Ausbil­
dung unterziehen und sie dann als Richter 
anstellen. Für ästerreichische Zwecke sind 
derartige Dinge selbstverständlich nicht ge­
eignet, denn wir sind stolz auf unslere Justiz 
und \y.pllen ihren früheren Stand unter allen 
Umständen aufrechterhalten. 

Wenn ich mich nun mit einzelnen Frauen 
der JusHz in der Gegenwart beschäftige;

� 
so 

möchte ich zunächst einmal mit Rücksicht 
au1' die wiederholten Anariff·e tcreaen unsere 

• b b b 
Jus tIz auf die Frage der Krieg.sverbfiecher-
prozesse eingehen, 'die ja heute �bereits einer 
m�iner verehrtlen Herrn Vorredner auf1ge­
grIffen hat. Vor allem muß ich eine Fest­
stellung machen, die dem HohEm Haus viel­
leicht nicht zur Gänze 'bekannt ist, nämlich 
d

_
ie

. 
T.atsache, daß an der Verzögerung der 

-K negsverbrecherprozesse - man möae es 
mir verzeihen, ,daß ich e s  wieder einmal 
vor:bringen muß - die hohen allii-ert�n 
Kommissionen ein gerüttelt Maß von Schuld 
t�agen, de�n es ist zum Beispi�l, um irgend­
eInen Knegsvenbrecher aus dem W'esten 
nach v:'ien zu bringen, notwendig, geson­
derte dIplomatische Vethanddungen durchzu­
führen. Es geht sogar ,so weit, daß wochen-

Ein anderes Beispiel ist der voUkommene 
Mangel eines Informationsdienst,es für un­
sere Justiz, soweit es sich um Kriegsver­
brecher handelt. Auch hier ein praktisches 
Beispiel: Ich glaube, einer der größten ge­
g.enwärtig noch lebenden Kriegsverbrecher 
ist jener Mann, der die letzten Zerstörungen 
in Wien, die Zerstörung unserer Innenst!adt, 
des Kais, des altehrwürdigen Stephansdomes 
und die Sprengung unserer Kanalbrücken 
zu verantworten hat, jener Mensch, der e s  
vom Wirtshaus-Hausknecht in  der �tional­
sozialistischen Zeit bis zum - ich möchte sagen - ersten Genera,l der nationalsoziali­
stischen Armee gebracht hat : Sepp Dietrich. 
Man soUte annehmen, daß man von dessen 
Verhaftung die österl'leichische Regierung 
oder die österreichische Justiz, die ja selbst­
verständlich diesbezüglich alles in die Wecr e  
geleitet hat, in Kenntnis ' setzen sollte. T:t­
sache ist, daß wir erst durch einen Zufall 
erfahren mußten, daß dieser Schwerver­
brecher in Dachau verhaftet ist und dort 
sitzt. Eine Unmenge von Kriegsverbrechern 
ist eingesperrt, aber wir wissen weder, wer 
diese Kriegsverbrecher sind, und wir wissen 
nicht, wo sich diese Kriegsve:rbr,echer tat­
sächlich befinden. 

Ich komme nun zu einem zweiten Kapi.tel, 
dessen ersten Abschnitt ich ja schon ange-_ 
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führt habe, dias ist die Frage ,der Entna zi­
fizierung bei Gericht. IClh hab�e Ihnen vorhin 
absichtlich die Ziffer von 43 Prozent der 
Justizangestellten genannt, welche seitens 
der österreichi.schen Regilerung und des 
österreichischen Justi2'Jministeriums abge­
bwut wurden. Dessen ungeachtet - das hat 
d-el' erste Redner ' hier bereits erwähnt -
geht man daran, eine Überprüfung dieser 
Entlassungen durchzuführen, und entläßt uns 
.ieden Justizange-stenten und jeden Richter, 
der überhaupt jema}s an den Nationalso­
zialismus angestreift ist. Wenn einer nur 
beim NSKK oder nur ,kurze Zeit Anwärter 
war, alles das ist gleichgültig, er muß auf 
B�fehl gewis'ser Besatzungsmächte sofort 
entlassen wef1den. Das Resultat fällt wieder 
auf uns zurück. Seit Monaten steht bei ver­
schiedenen Gerichten entweder die Tätig­
keit überhaupt oder die Tätigkeit gewisser 
Abteilungen still. Wenn daher unsere Be­
völkerung diesbezüglich eine Abänderung 
will, dann kann sie sich nicht an uns wen­
den, sondern an jene SteHe, die die Verant­
wortung für diese auch unseres Erachtens 

obwohl wir alles eher als Nazi­
freunde sind - vollkommen überflüssigen 
Entlassungen trägt. Ich appelliere an die R·)­
gierung und insbesondere ,an den vere'hrten 
Herrn Justizminister, diesbezüglich alle 
Schritte zu unternehmen, um entsprechende 
Aufklärung 'zu geben und es zu erlangen, 
daß die Leute, die tatsächlich zu Unrecht 
von den Alliierten entlassen wurden, . . eh'3-
stens wieder eingestellt werden, d·amit die 
Gerichte ihre Tätigkeit wieder aufnehmen 
können. 

Resultat : drei Leichtverletzte. Von diesen 
Leic:htverletzten gehen die einen schon am 
nächsten Tag ihrer Tätigkeit nach und nur 
der eine Chau:!]eur, der der einzige Ver­
letzte auf Seiten der Besatzungsmacht war, 
muß 24 Stunden hindurch ,seine Tätigkeit 
einstellen und fährt erst am übernächsten 
Tag wieder. 

Diese Leute kommen nun .vor ein Militär­
gericht. Wenn die Verhandlung bei uil'se­
rem Ger:icht stattfindet, werden die Leute 
gemäß § 411 St. G., das wird mir jeder hier 
anwesende Jurist bestätigen, zu einer Aus­
nüchterung,s'Stmfe von 24 Stunden, unter 
Umständen lauch bedingt, v,erurteilt. Das 
Resultat des Militärgeridhtsprozes'se.s, der sich 
natürlidh nur g,egen die zwei Bauern rich­
tete, war für die zwei Bauern, die an der 
Rauferei teilgenommen haben, je zehn Jahre 
und für den dritten Blauern, der den Schlacht­
ruf ausgestoßen hat, fünf Jahre ! DJese Stra­
fen sollen außerdem in einem fernen Lande 
ahgebüßt werden. Ich habe mich verpflich­
tet gefühlt - ich glauhe, eis ist wichtig, über 
so etwa-s zu sprechen -, dem Herrn Justiz­
minister VOll dieser Strafe, von der ich durch 
Zufall erfuhr, Mitteilung �u machen und um 
Intervention zu bitten. Leider Gottes ist bis­
her in dieser" ,sache nichts geschehen, obwohl 
ich anerkennen muß, daß mir der Herr Ju­
sti�minister seine Unterstützung sofort zuge­
sagt hat. D as Ergebnis ist : es sollen also 
drei österreidhische Wirtschaftsbesitzer, die 
Äcker ZJU !besteHen haben, auf zehn Jahre 
und -auf fünf Jahre wegen eines solchen 
Schmarrens, wegen einer solchen Kleinigkeit 
ihrer Tätitgkeit entzogen sein ! Daher ist es 
meiner Ansicht nach eine der wiöhtigsten 
Au�gaben, die alliierten Strafverfahren so­
weit als möglich einzuschränken. Ein radi­
kaler Abbau wird natürlich nur in jenem von 
uns ersehnten Moment eintreten können, in 
dem die Bes'atzung in unserem geliebt,en Va­
terI,and e  vollkommen aufgehoben sein wiTid. 

Ein dritter Punkt, in dem ich leider wie­
der etwa's über die Alliierten sprechen muß, 
sind die Strafverfahren der alliierten Ge­
richte. Ich möchte I'hnen diesbezüglich ein 
Beispiel aus' meiner eigenen PI"Iaxis erzäh­
len:  In einem Wirtshaus in einem österrei:' 
chi-sehen Bundesland sitzen an einem Abend 
des Monates Dezember zwei Gruppen . Auf 
der einen Seite drei Bauern, auf . der an- Wenn man nun seitens verschi�dEmer Per­
deren Seite zwei Angehörige der Besatzungs- sonen unseren Gerichten eine VerZJögerung 
macht. In diesem Orte im gesegneten Wein- der Verfahr-en vorwirft, so möchte ich damuf 
gebiet steht Wein zur Verfügung und es hinweisen, daß im Oberlandesgericlhtsspren­
wird getrunken. Die Stimmung wird da- gel Wien in der Zeit von Ende J'uni 1945 bis 
bei lebhafter und als die Mitternacht schon zum 31 . März 1946, das ist also in der Zeit 
vorüber ist, kommt es zu einer Auseinander- von neun Monaten, 38.469 Straffälle ang,eiial­
setzung zwischen den beiden Gruppen, die len sind und davon 20.416 Straffälle, also 
damit ,eingeleitet �ird, daß ein Mitglied der rund 55 ProZlent, erledigt wunden. Ich .glaube, 
Besatzungsmacht -einem österreichischen meine- D amen und Herren, daß das Ziffern 
Bauern eine "WatsC'h'n" herunterhaut. Das sind, die berücks.ichtigt werden müs-sen, denn 
Resultat ist, daß dieser den Streit mit den die verring,erte Zahl von Richtern und Beam­
Worten ein1eitet :  "Manner, haufs zue !" Es ten lmnn füglieh nicht mehr leisten als das, 
entsteht eine Streiter,ei, an der ,sich auf bei- I was ich eben erwähnt habe. Ich glaube da­
den Seiten je zw,ei Personen, zwei Bauern her, daß es unsere Pflicht ist, von hier aus 
außer dem zuerst Betroffenen und die zwei den Richtern des Volksgerichtes unser-e volle 
Mitg1i1eder der Besatzungsmacht beteiligen. Anerkiennung auszJUsprechen. 

. 
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,D ie geset'zgeberische Tätigkeit unseres Ju­
sUzminliste riums ist ungeheuer. Jeder, der 
die Fülle von Gesetzesvorlagen 'auf seinen 
Tisch niederfiaUern sieht, kann sich davon 
überzeugen. Ich glaube' aber, darauf hinwei­
sen zu müssen, daß ich auch mit -einem 
meiner HerI'len Vorredner darin überein­
stimme, wenn ich sage, daß eine Verbesse­
rung der Schöffengerichtsbarkeit, wenn auch 
n ich t eine Wliedereinführul1a der Schwur,CTle­
richte, so doch ein e Annähe�mg an diese �r­
folgeI� solilte. 

B evor ich meine AusHihrungen schließe, 
möchte ich noch :Wurz einiges über die Ge­
-ridhtsreform ausführen. Eine Gerichtsreform 
ist eine uI1!bedingte Notwendigkeit, und zWlar 
deshaLb, weil es erstens bei uns in ös ter­
reich noch eine AnZiahl von kleinen Bezirks­
geflichten giibt, die durch die modernen Ver­
keh rsverhältnisse überholt sind. Zur Zeit, 
als man auf Schusters Rappen oder besten­
falls mit einem Pferdefuhrwerk zu Gericht 
mußte, waren diese B ezirk!sgerichte notwen­
dig. Heute propagiere ich für die einzelnen po­
litiscihen Be,zir,ke die Einführung wirklicher 
Bezir ks@erichte, auch in Vergehenssac.hen 
und Geldsachen mit wesentlich höherem 
Wert, und zWlar a}s erste Instanz, die z.weite 
Instanz soll bei dem L'andesg,erichte und di� 
dritte beim Obersten Gerichtsho,f konzentriert 
werden. D es weiteren sollten wir ,an die Auf­
hebung des Not1ariates schreiten. Es i:st a:b­
sOilut nicht nötig, daß sioh wegen ein paar 
hundert Leuten, di,e sic'h bei der Aufhe1bung 
der kleinen Gerichte noch ,auf ein D �ittel 
vermindern würden, ein eigener B eruf ' her­
ausbildet. Die Kurrst, dte Identität einer Per­
son festzustellen, kann nicht nur ,das Belz.irks­
gericht, sondern meiner Ansicht nach aJUch 
ein Anwalt, der eine längiere einwandfreie 
Praxis hinter sidh hat, treff,en. Ich bin ent­
schieden gegen jede Einschränkung der zi­
vilen Geric:htsbaI1keit und ich bin gegen jede 
Verachtung elter L'aiengerichtshark!eit auch in 
Strafsachen, soweit es sich um KleinigkeHen 
und nicht um Schwur- oder Schöffengericihte 
handelt, denn unsere Erfahrungen mit dem 
sogenannten Sü'hnegerichtsvertahren sind gle­
raldezu katastrophal. 

Hohes Haus! D i e  Z eiteinschränkung zwingt 
mich leider, meirrle Ausführungen zu schließen, 
Ich möchte aber nur nooh zum Schlusse 
sagen :  Unsere Justiz hat die Feuerprobe des 
Wiederaufbaues in ,der glänzendsten Weise 
übel1standen tUnd es ist keine plumpe 
Schmeiöhelei, wenn ich unserem Justiz­
minister den D ank, oder gesamten Bevölkerung 
aussprechen zu müssen glaube. Im übrigen 
gelten noch die zwei Sätze : Hände weg von 
der Politik bei der Justiz! und Justitia 
fundamenturn regnoruml (Lebhafter Beifall 

bei den Abgeordneten der österreichischen 
Volkspartei. ) 

Arl)ig. Mari'anne Pollak: Hohes Haus! Der 
!fel'r , Abgeordnete Fischer hat geSiagt, und 
Ich glml'be, er hat recht gehabt, daß wir g-e­
l'ade bei d1esem Res'sort das Entscheidende 
vom UnwesenHicheu zu trennen haben. Er 
hat unter 'anderem auch vom § 144 g-e:spro­
chen,  und auch ,dafür bin ioh ihm dankibar 
aber :lJum Unterschied von ihm möchte ich 
di,eos,en Plamgmtmen h eute ,zur nebatte stellen 
und ich bitte das Hohe Haus, die'se Frage 
nicht als eine Frauenfrage zu betnachten. 
Ich bftauche keinem der erwadhsenen An­
wE;senden erst in Erinnerung l1ufen, d'aß es 
k einen § 144 gäbe, wenn nur F.flauen auf der 
Welt wären. (Heiterkeit.) Wenn wir also 
d'azu Stellung nehmen, 'SO' tun wir es als 
Mensc.hen. Und mehr noch, ich möchte sagen, 
es ist eines der allerw'ichUgsten Probleme 
eines Volkes, eine ent'scheidende bevölke­
rung'spolitischie Frag.e, urrd ich darf weite.r 
ohne übertreibung behaupten, daß es ein 
Kriterium für die Entwickllullig jedes Struates 
ist, OIb dieser eine sparsame oder eine V'er'" 
sclhiwenderische Bevölkerungspolitik ved'olgt. 
Wenn wir auch in der Natur unser Vorbi1d 
sehen, so glaube ich, düd'en wir als �ultur­
mensohen die Anoia, die beinahe wahns in­
ni�e Verschwendung der Natur, nicht nacll­
ahmen. Wir wollen niCht sagen: Sehr viele 
Wiegen und sehr viele Säl'ige, sondern wir 
wdllen sagen:  gesunde Kinder und blühende 
Miensdhen. D eshalb ,bin ich dafür, diese 
Frage heute zur D ebatte zu stellen. Einer 
der Herren V or.redner hat gesagt, daß wir 
in außeroridentliCihen Zeiten leben und de's­
haLb zu außerordentlicl:ten Maßnahmen grei­
fen müssen. leh g�aube, niemals in der Ge­
schic:hte ,unseres Landes hat es eine so 
außerordentliche Zffit gegelben, in der so­
wohl die Juglend als auch die Ehen so ze.r­
rüttet waren, und ich glaube, man ·tut so­
wohl .den Frauen wie den jungen Mädchen 
UnreC!ht, ihnen Iheute nichts als Moralpredig­
ten 1JU halten. Wenn wir uns die jungen 
Mädchen anschaUJen, die heute 18 J'ahre alt 
,sind: sie waren 11 und 12 Jahr'e, als ,e,s 
ki8linerlei MoraJl mehr in dies,em Liande geige­
ben hat und den Fr.auen kein aIl!deres Ziel 
g1e�seht wurde, als so frÜlhizeitig wie möglich 
und mit welchen Methoden, in weleJhem Mi­
lieu immer, ein Kind zur W·elt zu bI1irugen. 
Von .solchen jungen Mädchen können wir 
nicht die Moral der früheren Generatioruen 
erwarten. Und glauben Sie ja nicht, meine 
D amen und Herren, daß sich da's auf öster­
reidh allein beschränkt. Ich habe jahorel,ang 
wäJhI'!end des Krieges in England gelebt und 
die Rolle, die bei uns 'alle die ' fremden Uni­
f,ormen spielen, hat in London der amerika-
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nische SoLdat mit seiner weit höheren Be­
sOlldung gespielt. Wir sehen : hier hat man es 
mit einer "internationalen" Kriegser,schei­
nung zu tun. Aber ich möclhte auf ein ebenso 
ernstles wie tr,agisches Moment in dieser 
Frage Ihinweisen, auf die tausende, j'a zehn­
tausende Frauen, die heute unter menschen­
unwürdtg:en Umständen ein Kind zur Welt 
bringen. 'Vir müssen uns darüber kl,ar sein, 
daß wir dliesen ·Frauen wiflklich Recht und 
Gereclhtigkeit schuLdig sind. D1e Frau Ab­
geordnete F l o ß  m a n n  hat mit außer­
olidentlicher Einldringlidhikeit d,as Los jener 
Frauen geschildert, dli'e von ihren Männern, 
die noch in Krie@sgefangenschaft sind, nicll ts 
wis,sen. Künn sicJh ein Mann vorstellen, w e l ­
che unvorstellbare Erschwerung dias Leben 
für diese Frau ist, wenn sie nun einem Ki'1d 
das Leben schenken soll unld da's Verhältnis 
zum Vater entweder gar niclht f.e.stgestellt 
werden kann OIder sie seLbst den zukünftigen 
Vater �hres Kinde's nicht frei wälhlen dürfte. 
In .solchen Fällen müssen wir versudhen, Ab­
hilfe zu schaff.en. Ieh gehe aber llooh weiter, 
ich ,sage, daß wir heute in wirtschaftlichen 
VerhältntS'sen leben, die so gesvaltet sind, 

. ·daß die sozi:ale Indikation in weitaus stär­
ker,em Maße als jemals zuvor angewendet 
werden muß, um der Frau iihr Recht zu ver­
sclhaffen. 

Meine namen und Herren!  Sie wissen, daß 
der § 144, im deut&Clhen Recht der § 218, das 
keimende Leben schützt und die Unte,rbre­
chung ,der Schwang,erschaft unter schwere 
Straflsanktion stellt. Einer der bekanntesten, 
der gl1ößten und der edelsten Männer, die 
meiner P,artei angehört hiaben, Professor 
J.ulius Tandler, der wesentlich dazu beige­
tragen hat, daß unser Vaterland in ruer g,an­
zen Welt wegen der sozialen Einrichtun­
gen seiner Hauptstadt berühmt und belieht 
wrurde, Imt im Jalhre 1926, als meine P,artei 
sich ein neues Programm gegeben ihat, zur 
Bevölk'eruIlig1sfrage Wesentliclhes zu sagen ge­
habt. Er ist einer der führenden Ärzte und 
WiJs.sensc'haftler gewesen. Tandler hat nUll 
an die Spit:z;e seiner Erwägungen den Satz 
auJf.gestellt: "V orlbeuglen ist besser alls un ter­
brechen" und daher folgende Maßnruhllllen ge­
fordert :  Erridhtullig öffentlic1her Beratungs­
steHen zur Bel,ehr,ung über die VerwenJdun,g 
ge.sundiheitls'UllIsdhädliaher Mittel zur Verhü­
tung ,der EJmpfängnis, Beistellung 'solcher 
Mittel durch die Krankenkassen. Die Unter­
breClhiung der Schwangers�haft ist nioht durch 
Strafandrohung, sondern durch Beratung und 
soziale Fürsorge zu bekämpfen. Sie seihen, 
Professor Tandler hat geWlußt, daß man die 
Unterbrechung nidht il1gen:dwie wiinsclhen 
kann. Aber es können eben Umstände ein­
treten, in denen e s  zu spät ist, und wo die 
Unterbreclhung vom menschlichen Standpunkt 

aus unvermeidlich ist. Sie wissen, daß es da 
versClhtedenes .zu fordern gibt. ZunächiSt wä­
ren, wie unser,e P.artei schon immer verlangt 
hat, die öffentlichen Heilanstalten zu ve,['­
pflichten, sOilClhe Opefiationen auf Antr:ag der 
Sch'Wang.eren vOfizunehmen, wenn die zustän­
digen ÄI1zte feststellen, daß - nun kommt 
die medizinische Indikation - "die Geburt 
die Gesundheit der Schwangeren gefäJhrden 
würde". Dann, so heißt es weiter "oder daß 

. die Geburt eines lebensuntüchtigen Kindes 
zu erw:arten wäre" - die eugenetische In­
dikation - "oder wenn die öffentliche Für­
sorg,e fe'Ststellt, daß die Geburt de,s Kindes 
die wirtschaftliche Existenz der Schrwange­
ren, ihr berufliic'hes Fortkommen oder die 
E.rnieihung der bereits lebenden Kinder ge­
fährden würde" - die 'soziale Indikation. 
"Die Operation ist unentgeltlich vorzuneh­
men". Has waren die Forderungen des Par­
teipro:gramms meiner Partei. 

Meine Damen und Her.ren, wir müssen 
f,eststellen, daß es niemals in der Geschichte 
unseres Landes so viel Hunger, Elend und 
soviel Obdachlosigkeit gegeben hat, IUnd zwar 
weit über die Klasse der Arbeiterschaft hin­
aus, wie he.ute. 'V:enn wir es also nicht er­
La'uben, so wel1den die Mütter dennoch zu den 
Mitteln g.reifen, um eine unerwünschte und 
für sie ge,fährliclhe Schw,angersrJhaft zu un­
terbrechelll. Sle wef\den zu R.nuschern und 
Hebammen gehen; es wLrd ZJU gesundheiUi­
clhe'n Sdhäd:ilgungen inf.olge der Unterbre­
chungen kommen und vieUach zu dauernder 
Sterilisieruilig. Das kann ein Volk nicht wol­
len und nicht als rechtmäßig empfinden. 
Dde Situation ilst in d,ieser Zeit deswegen 
so gefälhrlich, ,weil es T,ausende von MädcJhen 
gibt, die, wenn sie mit aus'lärudischen S01-
d\Uten Ge:s·chledhtsv,erkehr eingehen, nioht er­
warten können, daß Ihnen von dort aus ir­
gendeine Hilfe zm:kommt. Ich weiß nicht, ob 
die Mitglieder dieses Hauses die für d·te ame­
rikanischen Besatzungst:ruppen herausgege­
bene Zeitung "Stafis and Stripes" lesen. Vor 
kUl1zem 'wufide dort ein Artikel v,eröffentlic!ht, 
der den :liür uns Ibesohälmenden Titel 
"SchwaI1igere Fräuleins" trägt. Es is,t Zlwar 
nur von deutsdhen Frauen und Mädchen die 
Rede, aber zweiiiellos sind dabei auch öster­
reichi:sclhe Mä!ddhen gemeint, und wir müssen 
·darauf sehen, daß ,diesen Mädeln, die das 
G,lück ,einer rulhig.en und normalen Entwick­
lung in ihrer Jugend nicht genossen haben, 
niclJt für di'e Dauer ihres ganzen Lebens dias 
Glück der Mutterschaft in geof1dneten Fami­
lienverhältnissen .unmöglich ,gemacht wird. 

Meine Damen und Herren, das französische 
Volk !hat sich in der ersten konstituierenden 
Versammrung eine Deklar,ation der Men­
schenrechte gegeben, in derlen el1stem Para-
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graplhen es heißt: "La loi garauDit a 1a 
lemme, dans tous les domaines, des droUs 
egaux a ceux de l'homme." Zu deutsch : Das 
Ge set� g1ewährleistet der Fr.:MIauf allen Ge­
bieten die gleichen Rechte wie dem Mann. 

Wir seihen, das frauZlösische Gesetz 19ibt der 
Frau das gleiche Bürgerrecht 'wie dem Mann . 
Ich empfinde die AufneClhterhalturug des § 144 
als einen Faustschlag ,g,egen die Gleichbe­
reclhUgung der Geschlechter. Ich spreche nur 
nach, was Ärzte mir in let�ter Z:eit schrieben, 
daß sie es als ungerechtfertigt empfinden, 
wenn man die sdhwersten KJ'liegsfolgen allein 
auf die Schultern der Frauen wärzt Meine 
Dallnen uUld Herren! Ich glaube, wir streiten 

für die Unabhängigkeit unser,es LaIlides. Ein 
Land ist nur dJann wir.kUch unabhäIIJglLg, wenn 
es f1'ei'e und glückliche Bür,ger hat. Las sen 
Sie mich mit dem Bu:sch'scihen Vers schlies­
sen : "Vater werden ilst nicht sc:hwer, Vater 
s'ein cliageg,en sehr." Wenn iCh es auf d'as 
Schicksal der Mütter anwende, so müssen 
wir sagen: nemokratie verpflichtet und wir 
wollen wünsClhen, daß das Wort Justiz in 
der deutschen Sprache nioht umsQnst Recht 
beldeutet. Die Mensohlicih·kJeit fordert, daß 
a uch der weIblichen Öffentlichkeit, das heißt, 
den we'tbliClhen BÜ:I'igern ÖsteneiclIs, Gerech­
tigkeit wind und daß das Schicksal der Fr:au 
von der Fr3IU se�bst bes1immt wird . .  Jed,er 
MenseJhenkörper ist Eigentum diese,s Meli­
schen selbst ! (Lebhafter ,Be'if1all b ei den So­
ziial'isten .) 

A1bg. Müllller: Hdhes Haus ! Das Jahr 1938 
hat uns eine Hese �ZJuITg gebra�ht und mit ihr 
einen Einfluß auf allen Gebie.ten des öffent­
licJhen und privat1en L,ebens, der auf dem 
GeJbiet der Justiz nicht kleiner war, als auf 
allen ander,en Gebieten. Er war vielleich t  
gerade frü r  diejen�gen, di,e diese Justiz b e­
troffen hat, von entscheidendster Bedeutung. 
Sie waren es" die vor arIen anderen feststel­
len mußten, daß dies alles jahrelang durch 
Sclhlagworte V'Ofibereitet worden i st, .was dann 
in die Pmxis umge'setzt wur:dle. Man hat ZJU­
ers'! von einer Justiz gesprochen, dLe nicht 
auf dias lebendilge Wesen des Menschen Rück­
s'icJht nimmt, sondern nur nach dem toten 
PaI1agraphen urteilt. Man verl'angte, daß das 

.' abgeändert werden müsse. Es' müsse das 
persönlirJhe Recht Q3IS OIbjektive Recht ab­
lösen. nas haben wir ' in den ersten Jlahren 
unserer hitlerisClhen B es etzung in stärkstem 
Maß spüren müssen. Gerade dl3:s persönliohe 
Redht, von · dem so viel gesprochen wUflde, 
haben wir alle in seiner ganzen Schwere 
erlebt. Es wurde nioht mehr gefragt, ob dies 
oder jenes Recht oder Unre0ht ist, es war nur 
die Frage : Wer h at etwas getan und gegen 
WEm ? Es war ohne weiteres möglich, Cklß 
jemand wegen · einer bloßen Ohrrfeige jahre-

lang in ,einem KOIllZentI'lationslager gesessen 
ist, nur deswegen, weil er diese unrecht­
mäßige Handlung j emanJdem gegenüber be­
gangen hat, der kein gewöhnrlich Sterblicher 
Wlar. D ie'se1be HandJJuIl!g .an einer anderen 
Person begangen, hätte ilhm vielleicht eine 
Belohnung eingebracht. Diese Unmög'tiClhkeit 
der Rechtsprechung und des Rechtsempfin­
dens wur,de uns dann erst recht in den L a­
gern klar, al's wir �ehen mußten, daß das 
M·enschenlebell gar k�ine Hedeutung mehr 
hatte , wie man den heruntergekommenen, 
vevhilllgerfen Mens0ben einfach jedes Le­
bensrecht absprach und sie den Gaskammern 
üJbe-r,gab . Bei ,<ter ZusammensteUung von In­
vailidentransporten hat man einflaCih ohne jede 
Grundlage oder irge.ndwelche R1echtsauff.as­
sunlg ganz nach persönlicJhem Gutdünken To­
desurteile ZJu Hunderttausenden gefällt. Und 
das ist es, warum wir damals gefladezu fol­
genden heiligen Sohwur Igele'istet haben : 
Wenn wir no�h einmal in d�e Lage kommen 
sdlUen , eine neue ReCihtsgrundlage 'Z!U schaf­
.fen, dlann muß es unsere fI81'sellJfest'e über­
zeugung sein, dl3ß nur das obj ektive Rec.ht 

naClh dem kllaren Bucfustaben des Gesetzes 

die Grundlage bilden darf. Das ist etwas, 
was wir hier feststeHen müssen und was wir 
für alle ZUikunft verfechten wollen. Ich sage 
das deswegen, weil wir in mancher Hinsicht 
dia flan vergessen zu haben scheinen; denn 
es ergibt sioh in Ider jetzigen Zeit manchmal 
die Praxis, daß wir Re0ht durch AlUsschüsse 

und Komitees spreCJhen lassen, wo nieht mehr 
di,e eiulJelne TatJh:audlung die Gl"Ulndlage des 
Urteils b'ildet, sondern wo menschliche Be­
zi;ehungen in dieser oder jener Hinsicht die 
Rechtslage trüben. Es ist doch unmögliclh, 
daß sohwierige Fflagen durclh einZleine Komi­
te,es, wenn sie auch von allen drei Plarteien 
be·sohickt werden, auf die Dauer eine Rechts­
handJung unt,ersuohen und eine Verrurteiluug 
aussprechen können. Es ist auf die nauer 
unmögliDh, aaß die Frage der Natiolllals'Cn.ia­
listen einiadh durch Ausschüsse und Ko­
mitees erled.�gt werden kann. Es ist unbe­
dingt notwendig, daß wir klare Ge'setze für 
alle jene Gebiete sClhaff,en, wo wir noph keine 
Rechtsgrunldll3lge haben. loh g,ebe zu, daß es 
in der ÜbergamJgS'zeit notwendig war, hier 
irgeuldeine Tathandlung zu setzen ; aber auf 
die Dla'l1er ist es unmöglich, ohne brauchbare 
GeSiebze VO I"ZJUg ehen. E·s ist, wie es sich j,etzt 
albspieU und in den SäuherungskO'mmissionen 
täglich 'Zu sehen ist, unmöglicJh, daß man 
fragt: Wer ist der und jener? und daß danach 
durClh die Kommission entschieden wird, ob 
dieser Mann im A!mt bleiben darf oder nicht. 
Es muß durch Gesetz b egründet sein, wer 
berechtigt ist, in Iseinem Amt zu 'bleiben, und 
Wier dieses Reoht verwirkt hat. A'ber dJieses 
Recht ist nidht damit abg,etan, diaß in einer 
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Kommission ,entschieden wird, wo vielleietht 
das eine oder andere Mitglied d'en einzeln en 
fragt:  W,elcher Partei gehörst du an oder 
welcher -stenst du nahe? Eine Rechtshand­
lung und ein Reerht ist Jedem vorbehalten, 
und Wlas einer ist und welohe Gesinnung er 
hat oder welcher Partei er nahesteht, muß 
gleichgültig bleiben. (Starker Beifall bei den 
Albgeondneten der österreichiisrJhen Volks­
partei.) 

Recht muß ReCiht bleiben, und die 
GrundLage dazu sind kl!ar,e Gesebze. Und da­
rum möohte ioh hier an den Herrn Justiz­
minister d'as ErsurJhen stellen, alle Rechts­
lüCiken, di,e noClh bestehen, m&gliohst bald 
durdh klare Gesetze auszufüllen. Es ist doch 
nicht möglidh, daß man sagt: der oder jener 
darf auf einem Geschäft bleiben und dem 
oder jenem wird es nietht edaubt, wenn es 
niclb.t durch klar,e GesetZe begründet ist. 
Entweder hat j eder, ,der diese oder jene 
T'at begangoo hat, sein Geschäft zu verlieren 

oder er hat es nicht ZJU verld.eren. Es gieht 
nicht an, daß er sich bei dem oder jenem 
irgendwie ei'llJ\Jauft, um seine Stimme bei der 
betr,effenden Kommi'ssionssitzung zu erhalten. 
Es ist dabei aIUOO gar nicht angängig, daß 
zum Beispiel jemand einen Brief zeigen 
kann, in dem er von einem Kommissions­
mitglied die Nachricht erhält: Ich habe 
bei der gestrigen Verhandlung über ihren 
Akt mit Ja o.der Nein gestimmt. Es ist un­
möglioh, daß ein Kommissionsmitglied solohe 

Mitteilungen an die betrreffende Person er­

gehen läßt. IHier glaube ich, daß g-eI'Iade der 
- unaiblhängige Richter _durch klare Auslegung 

des objektiven Rechtes uns vielmehr die 
Gewähr gibt, daß das Recht in unpersön­
licher Weise 'angewendet wird. Wenn wir 
der überzeugung sind, daß iI'lgenidein Gesetz 
nioht den Erforderni'ssen oots'priCiht, so ist es 

eben dem Haus vorbehalten, ein anderes 
Gesetz mI er�assen. 

Im besonderen aber mÖCJhte ioh den Herrn 
Bundesminister ersuchen, dort, wo national­
sozialistische Gesetze nocJh mI s-ehr mit den 
elhemaligen österr.eicM'schen ,Gesetzen ver­
floclhben sind, eine Trennung in einer mög­
lichen Florm herbeizuführen. Auf v,ielen Ge-

bieten wir.d das n'ioht r,asdh möglich sein, 
aber Ibei manohen könnte man v,erschiedene 
U mstäfliClle abschaffen, insbesondere dort, wo 
das Volksempfinden verletzt wi�d. Es ist 
ein E rbr-Mht des österreiohi'schen Volkes ge­
wesen, daß es zum Beispi.el ,seine Ehen vor 
den kirdh1idhen Geme1nsCihaften schließen 
konnte. Heute ist der Zustand so, daß eine 
Ehe nicht al-s staatlich gültig -angesehen w,ird, 
wenn si,e nur vor den kirchlicJhen Gemein­
schaften geschlossen wird. Die deI'lzeit gül­
Ugen Gesetze b eeinträchtiglen das Redht d-er 
Katholiken, ihr,e Eihe in der Kirche Mhließen 
zu könnoo., w,enn nicht gle'ichzeüt:Lg diese _ 
lci.rchliichie Eheschließung für den staatlichen 
Bereich -voll aneIilmnnt wird. o,as ist ein 
erworbenes HecJht, dias durch JathI'lzehnt-e und 
Jahrhunderte bei uns ausgeübt Wlurde. (Bei­
fall bei doo Ahg;eorid'llleten -dier österreichi­
schen Volkspartei.) Ohne di,e freiheitliahe 
Gestaltung der Eheschl'�eßuD!g beeinträchti­
-gen zu wollen - die wol1en wir auf keinen ,  
Fall angTefifen -, möohte ich aber düch 
dieses Re-cht besonders hlervoriheJben, und 
d-eswegoo gla,ube ich, hier fo1genden A n-

t I' ,a g stellen zu dürfen: 

"DreI' NatioD!alr,at 'Wül1e beschHeßen: Der 
H err JustillJmini'ster ,wird aufgefordeTt, 
ehestens eine Gesetzesvorlage eiIlJZlubmn­

gen, duroh welche u1l!V'ol"gr,efifliClh eilner end­
gülti.gen NooregeI'lIDg des Eherechtes aus­
.g.espfIOchen wird, daß unter AUmH�bullig des 
Zwanges zur standesamtliohen Tr,auung die 
Ehe auch durch V,orollJah!me der kirchlichen 

Trauung allein mit Wirkung vür detIl staat­
liohen Be-reiClh gesClhlossen werden kann." 
(B,eiif'all h�i den A'bgeordneten der öster-

reichischen Volkspartei.) 

* 

Damit ist di'e Ausspr,aehe über die G l' <U p­
p e  V (b e e n d e !' 

Die n ä c h s t e Sitzung i.st Freitag, 
den 24. Mai 1946, um 10 Uhr. Die A b s  t i m­
m u n g über - die bisher verabschiedeten 
Kapitel findet um 12 Uhr statt. 

Die Sü.tzUllJg wird um 16 Uhr 55 Minuten 
g -e s c h I 0 s 'S 'e n. 

SchlUß der Sitzung : 16 Uhr 55 Minuten. 
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